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1. Einleitung 

Trotz Fortschritten bezüglich der gesellschaftlichen Situation von Lesben, Schwulen, 

Bisexuellen und Transgendern1 (LSBT) in den letzten Jahren in den EU-

Mitgliedstaaten, sind sie weiterhin von Diskriminierung betroffen aufgrund des Fortbe-

stehens homophober, transphober und sexistischer Stereotypen, die in den europäi-

schen Gesellschaften tief verwurzelt sind. Aus diesem Grund ist es notwendig, weiter-

hin an der Bekämpfung dieser Arten von Diskriminierung in den verschiedenen Berei-

chen des öffentlichen Lebens zu arbeiten. In diesem Bemühen spielen öffentliche 

Verwaltungen in Zusammenarbeit mit LSBT-Verbänden eine entscheidende Rolle, um 

Gleichstellung, Freiheit und Respekt für die Vielfalt ihrer Bürger unabhängig von 

sexueller Orientierung und geschlechtlichen Ausdrucksformen zu garantieren.  

Darüber hinaus haben Stadt- und Gemeinderäte in Koordination mit verschie-

denen Regierungsebenen eine wichtige und spezifische Aufgabe zu erfüllen, da 

Diskriminierung gegen LSBT auf lokaler Ebene stattfindet und die kommunalen Ent-

scheidungsträger den Bürgern am nächsten sind. Die Verantwortlichen für Gleichstel-

lungspolitik in der lokalen Verwaltung wissen jedoch oft nicht, wie sie handeln sollen, 

um gegen diese Arten von Diskriminierung vorzugehen. Aus genau diesem Grund ist 

es Ziel dieses Weißbuchs, das Problem anzugehen und hierzu Informationen zu 

erfolgreichen lokalen Strategien zur Bekämpfung von Diskriminierung aufgrund sexuel-

ler Orientierung und Geschlechtsidentität bereitzustellen. Somit soll es dazu beitragen, 

das Engagement lokaler Stadt- und Gemeinderäte zur Förderung der Gleichstellung 

und von Bürgerrechten unter ihren Bürgern zu stärken. 

Dieses Weißbuch wurde im Rahmen des Projekts "Against Homophobia. Euro-

pean Local Administration Devices (AHEAD)" erstellt, welches von der Direktion für 

Grundrechte und Staatsbürgerschaft der Europäischen Union kofinanziert und von der 

Stadt Barcelona koordiniert wird. Die an dem Projekt beteiligten Partner sind die Städte 

Turin und Köln, das Institut de Govern i Polítiques Públiques (IGOP - Institut für 

Regierung und öffentliche Politik) (Autonome Universität Barcelona), das Zentrum für 

                                                

1 Weitere Informationen zur Verwendung von Terminologie sind in Abschnitt 2.1 zu finden. 
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interdisziplinäre Gender- und Frauenstudien (CIRSDe) (Universität Turin), das Institut 

für Soziologie der Ungarischen Akademie der Wissenschaften (MTA SZKI), das Centre 

for Youth Work Studies (CYWS - Zentrum für Jugendarbeitsstudien) (Brunel University, 

West London) und der katalanische Verband Creació d'Estudis i Projectes Socials 

[Einrichtung für die Entwicklung von Studien und sozialen Projekten]. Dieses Projekt 

leistet einen wichtigen Beitrag, da erstmals aktuelle lokale Strategien zur Bekämpfung 

von Diskriminierung aufgrund sexueller Orientierung und Geschlechtsidentität auf 

europäischer Ebene untersucht wurden. Zudem ermöglicht die Zusammenarbeit 

zwischen Stadt- und Gemeinderäten und Forschungszentren einen Austausch zwi-

schen akademischer Forschung und der praktischen Erfahrung lokaler Behörden bei 

der Umsetzung ihrer Strategien. Das gemeinsame Projekt hat sich als äußerst produk-

tiv erwiesen. 

Das Hauptziel des Projekts, das im Januar 2010 begonnen hat und im Juni 

2011 zu Ende geht, ist die Umsetzung von Strategien zur Bekämpfung von Diskriminie-

rung von LSBT auf lokaler Ebene zu fördern. In Übereinstimmung mit diesem Ziel soll 

dieses Weißbuch ein nützliches Instrument zur Hervorhebung von Maßnahmen sein, 

die lokale Verwaltungen umsetzen können, um Diskriminierung aufgrund sexueller 

Orientierung und Geschlechtsidentität oder geschlechtlichen Ausdrucksformen zu 

bekämpfen. 

Im Rahmen des AHEAD-Projekts fand auch die internationale Konferenz "Euro-

pean Rainbow Cities" vom 14. bis 15. Oktober 2010 in Barcelona statt. Die Ziele dieser 

Konferenz waren, über die Situation hinsichtlich Homophobie und Transphobie in der 

Europäischen Union nachzudenken, lokale öffentliche Strategien bekannt zu machen, 

die genutzt werden können, um in solchen Fällen von Diskriminierung einzuschreiten, 

sowie die größten Herausforderungen bei diesen Strategien zu bestimmen. Ein weite-

res Ziel war, den Dialog zwischen kommunalen Entscheidungsträger, Fachleuten und 

LSBT-Verbänden hinsichtlich öffentlicher Strategien zur Bekämpfung von Homophobie 

und Transphobie zu fördern. Die letzte Phase des Projekts findet vom 28. bis 29. April 

in Turin statt, wenn dieses Weißbuch vorgestellt wird. 

Im folgenden Abschnitt werden die Methodik zur Erarbeitung dieses Weißbuchs 

erklärt und Definitionen der hier verwendeten Termini gegeben. In Kapitel 2 wird eine 

kurze Beschreibung des Kontexts von verschiedenen Ausgangspunkten gegeben: Die 

wichtigsten gesetzlichen Bestimmungen und öffentlichen Strategien in der Europäi-

schen Union (EU), ein Überblick über die Einstellungen gegenüber dieser gesellschaft-

lichen Gruppe gestützt auf Meinungsumfragen, die auf europäischer Ebene durchge-

führt wurden, und eine Synthese der größten Probleme, mit denen sie in verschiede-
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nen Bereichen konfrontiert ist, sowie die Lage besonders schutzbedürftiger Menschen. 

Dem folgen Empfehlungen zu öffentlichen Strategien zur Bekämpfung der oben 

beschriebenen Diskriminierung auf kommunaler Ebene. Diese Empfehlungen werden 

mit konkreten Erfahrungen aus verschiedenen europäischen Städten veranschaulicht. 

Das Kapitel "Bewährte Praxisbeispiele" beschreibt einige von den lokalen Verwaltun-

gen beschlossenen Maßnahmen im Einzelnen, die aufgrund ihres innovativen Charak-

ters, ihres Erfolgs bei der Erreichung der Ziele oder aufgrund ihrer Übertragbarkeit auf 

andere Kontexte besonders hervorzuheben sind. Am Ende findet sich eine Bibliogra-

phie aller Werke.  

1.1. Methodik 

Es gibt sehr wenige Veröffentlichungen zu Strategien zur Bekämpfung von Ho-

mophobie und Transphobie auf der Ebene von Städten und Gemeinden. In Anbetracht 

dessen, dass bisher keine Studien zu dieser Frage auf europäischer Ebene vorhanden 

sind2, wird dieses Weißbuch als erste Studie vorgelegt und erhebt keinen Anspruch auf 

Vollständigkeit.  

Die hier vorgestellten Empfehlungen und bewährten Praxisbeispiele beruhen 

auf zwei Hauptquellen, die in den folgenden beiden Unterabschnitten beschrieben 

werden: Fallstudien sowie Studien zu Erfahrungen und Netzwerken. 

1.1.1. Fallstudien 

Aufgrund der wenigen lokalen Strategien zur Gleichstellung von LSBT wurde 

entschieden, dass der Schwerpunkt des AHEAD-Projekts nicht auf die Zusammenstel-

lung von bisherigen Erfahrungen begrenzt sein soll. Im Rahmen des Projekts setzten 

die beteiligten Städte eine Reihe von innovativen lokalen Strategien um, insbesondere 

in den Bereichen, wo sie feststellten, dass es noch wenig Erfahrung gibt oder dass die 

Maßnahmen überdacht werden müssen. Die Städte Barcelona, Turin und Köln initiier-

ten diesbezüglich Fallstudien. 

                                                

2 Bezüglich bereits bestehender Forschung auf nationaler Ebene, sind hinsichtlich Strategien 
zur Bekämpfung von Diskriminierung aufgrund sexueller Orientierung und Geschlechtsidentität 
auf lokaler Verwaltungsebene Bertone & Capellato (2006), Cooper & Monro (2003), Monro 
(2006 &2007), Monro & Richardson (2010) und Monro, Richardson & McNulty (2010) zu 
erwähnen 
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Die Stadt Barcelona leitete folgende Fallstudien: 

1. Diagnostische und partizipative Verfahren zum Entwurf eines Kommunalen 

LSBT-Plans (zu Einzelheiten siehe Bewährtes Praxisbeispiel 2) 

2. Einführung von Diversity-Schulungen zu Gender und sexueller Orientierung 

in Ausbildungsprogrammen für Kinder und Jugendliche außerhalb der normalen 

Unterrichtszeit (siehe Abschnitt 3.10) 

3. Diversity-Schulungen zu Gender und sexueller Orientierung für die Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter ambulanter Altenpflegedienste (siehe Abschnitt 3.12) 

4. Vorträge in Altenzentren zur Förderung von Respekt für ältere Schwule und 

Lesben (siehe Bewährtes Praxisbeispiel 36) 

5. Zusammenstellung guter Praxisbeispiele für die Polizei, die als Grundlage für 

Empfehlungen bezüglich vorurteilsbedingter Gewaltverbrechen dienen 

Das Ziel der Initiative der Stadt Turin war, innovative Schulungsmodelle zu 

entwickeln und zu testen, was zu vier verschiedenen Kursmodellen für folgende 

Bereiche und Institutionen führte: 

1. Öffentlicher Raum: Städtisches Polizeikommissariat der Stadt Turin (siehe 

Abschnitt 3.4) 

2. Bildung: Untere Klassen der weiterführenden Schulen (siehe Bewährtes Pra-

xisbeispiel 24) 

3. Familie: Zentrum für Beziehungen und Familien der Stadt Turin (siehe Ab-

schnitt 3.5) 

4. Gesellschaftliche Integration und Immigration: Arbeitsämter in der Provinz 

Turin (siehe Abschnitt 3.7) 

Schließlich leitete die Stadt Köln folgende Fallstudien: 

1. Vielfaltsstrategie: Diskussionen am Runden Tisch, bei denen Menschen aus 

verschiedenen benachteiligten Gruppen zusammenkommen (siehe Bewährtes 

Praxisbeispiel 9)  

2. Förderung der Beteiligung von LSBT-Verbänden an der Lokalpolitik, insbe-

sondere durch die Stadtarbeitsgemeinschaft  für Lesben, Schwule und Trans-

gender (siehe Bewährtes Praxisbeispiel 6)  
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3. Studie zur Lebenssituation von Regenbogenfamilien, d. h. Familien mit lesbi-

schen, schwulen oder bisexuellen Eltern (siehe Abschnitt 3.5) 

Die Fallstudien dienen als Grundlage dafür, neue Erfahrungen zu bisher wenig 

untersuchten Themen beizutragen. Ebenso war es möglich, aus diesen Fallstudien zu 

lernen und Empfehlungen zu geben, die im jeweiligen Kapitel ausgeführt werden. 

1.1.2. Studien zu Erfahrungen und Netzwerken 

Die Partner in der Projektforschungsgruppe (IGOP, CIRSDe, MTA SZKI und 

CYWS) sowie die Stadt Köln führten eine Studie durch, um Erfahrungen mit LSBT-

Gleichstellungspolitik in Städten in allen EU-Mitgliedstaaten auszumachen und daraus 

zu lernen.  

Die Feldstudie beruhte auf einem Fragebogen für die Abteilungen lokaler Stadt- 

und Gemeindeverwaltungen, in dem sie gebeten wurden, sich zu den Maßnahmen zur 

Gleichstellung von LSBT, die sie umgesetzt haben, zu äußern. Der Fragebogen konnte 

in sieben Sprachen auf der Website des Projekts heruntergeladen werden 

(www.ahead-bcn.org). Er wurde auch per E-Mail und per Post an Städte und Gemein-

den, LSBT-Verbände, Fachleute und spezielle Mailing-Listen in diesem Bereich 

versandt. 

Neben den Antworten und den kontinuierlichen Bemühungen, den Fragebogen 

zu verteilen, teilten die für die Studie verantwortlichen Partner die EU-Länder unter 

einander auf. Dadurch konnten sie detailliertere Nachforschungen durchführen und 

direkten Kontakt mit den Verantwortlichen für Gleichstellungspolitik in den wichtigsten 

Städten und Gemeinden in ihrem Gebiet aufnehmen, um etwas über ihre Erfahrungen 

mit der Bekämpfung von Diskriminierung aufgrund von sexueller Orientierung oder 

Geschlechtsidentität zu erfahren. 

Dabei traten folgende Hindernisse auf: 

- Dies ist ein Thema, mit dem die meisten lokalen Verwaltungen selten zu tun 

haben. Die Verantwortlichen, die Anti-Diskriminierungsmaßnahmen umsetzen, 

befinden sich meist auf nationaler oder regionaler Ebene und es gibt nur relativ 

wenige Stadt- und Gemeinderäte, die LSBT-Fragen auf ihrer lokalen politischen 

Agenda haben.  

- Die Mehrheit der Städte und Gemeinden haben keine/-n bestimmte/-n Ver-

antwortliche/-n für LSBT-Fragen. Deshalb hatten wir oft Schwierigkeiten, wenn 
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wir versuchten, mit Vertretern zu dieser Frage Kontakt aufzunehmen, auch in 

den Fällen, wo öffentliche Maßnahmen bereits umgesetzt worden sind. 

- Sobald Kontakt mit den Verantwortlichen für LSBT-Gleichstellung aufgenom-

men wurde, war es aufgrund der großen Arbeitsbelastung schwierig, sie dazu 

zu bringen, den Fragebogen auszufüllen. 

Zusätzlich zu diesen Hindernissen, die in einigen Ländern schwieriger zu über-

winden waren, muss noch auf weitere Stolpersteine hingewiesen werden, die zu einer 

ungleichen Verteilung der Ergebnisse zu den vorgefundenen Erfahrungen geführt 

haben: 

- Sprachbarrieren, da wir nicht mit allen Ländern in der Landessprache korres-

pondieren konnten. Dies kann zu einem Kommunikationshindernis geführt ha-

ben, da nicht jeder die lingua franca bei solchen Projekten, d. h. Englisch, aus-

reichend beherrscht. 

- Die Entwicklung der Gleichstellungspolitik unterscheidet sich sehr von Land zu 

Land. Infolgedessen sind Städte und Gemeinden in Ländern mit einer längeren 

Tradition der Gleichstellungspolitik in diesem Weißbuch besser vertreten, da sie 

meist mehr innovative Erfahrungen vorzuweisen haben. 

- Die Verteilung der politischen Macht auf die verschiedenen Verwaltungsebe-

nen beeinflusst, inwieweit Städte politische Strategien dieser Art umsetzen kön-

nen. In Ländern, in denen Stadträte nur begrenzte Macht im Bereich der Anti-

Diskriminierung haben, gab es weniger Erfahrungen auf lokaler Ebene.3 

- Es gibt auch Länder, wie z. B. Italien, wo das Fehlen einer parlamentarischen 

Gesetzgebung gegen Homophobie und Transphobie auf nationaler Ebene regi-

onale und/oder lokale Behörden angespornt hat, dieses Vakuum durch Strate-

gien und Maßnahmen zugunsten von LSBT zu füllen. Es sollte dabei berück-

sichtigt werden, dass diese lokalen Strategien und Maßnahmen nicht als Ersatz 

für eine nationale Politik betrachtet werden können, da sie nur Bewohner be-

stimmter Gemeinden und Regionen betreffen und nicht das Land insgesamt. 

Kurz gesagt ist es bei der Analyse dieser Art von Strategien entscheidend, die 

verschiedenen Regierungsebenen zu berücksichtigen. 

                                                

3 Beispielsweise ist die politische Macht in Irland sehr zentralisiert. Politische Entscheidungen 
und Richtlinien werden von der Zentralregierung erlassen und lokale Behörden haben mit 
Ausnahme der Bereitstellung öffentlicher Dienstleistungen nur wenig Macht. Aufgrund dieses 
Zusammenhangs sind lokale Behörden nicht die Zielgruppe von LSBT-Gruppen bezüglich der 
Bereitstellung von Dienstleistungen oder größerer politischer Veränderungen 
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Letztendlich war es möglich, insgesamt 107 Erfahrungen zusammenzutragen. 

In Anbetracht der Hindernisse und des explorativen Charakters der Studie können 

diese jedoch nicht als endgültiger Überblick über Maßnahmen, die von Städten und 

Gemeinden in den EU-Mitgliedstaaten durchgeführt werden, angesehen werden. 

1.1.3. Auswahl von bewährten Praxisbeispielen 

In diesem Kontext werden bewährte Praxisbeispiele als öffentliche Strategien 

definiert, die als Orientierung betrachtet werden können, weil sie drei Kriterien erfüllen: 

sie sind innovativ, haben sich als erfolgreich erwiesen und können auf andere Kontexte 

übertragen werden. Bewährte Praxisbeispiele wurden aus den Fallstudien, der breiten 

Palette zusammengetragener Erfahrungen und den vorgefundenen Netzwerken 

ausgewählt. 

Diese Kriterien waren die Basis für die Auswahl der hier vorgestellten Praxis-

beispiele und spiegeln auch einen gewissen Grad an Heterogenität wider in Bezug 

darauf, wo sie angewendet werden (Land und Stadt) und in welchen Bereichen Maß-

nahmen ergriffen wurden. Wir haben versucht zu vermeiden, dass bestimmte geogra-

phische Gebiete oder Themen überrepräsentiert sind. Außerdem wurde versucht, 

möglichst viele verschiedene bewährte Praxisbeispiele auszuwählen in Bezug darauf, 

wie sie in die Verwaltungspolitik passen (innerhalb eines bestimmten Programms, in 

Bezug auf andere Schwerpunkte auf fehlender Chancengleichheit usw.), darauf, wie 

sehr die lokale Behörde eingebunden ist (symbolische Unterstützung, Rückenstärkung, 

Leitung usw.) und auf die Beteiligungsebene (Mainstreaming4, Kooperation zwischen 

Verwaltungen, Beteiligung der Öffentlichkeit usw.). 

Diese Initiativen sind im Kapitel "Bewährte Praxisbeispiele" zu finden. Andere 

Erfahrungen, die möglicherweise von Interesse sind, dienten als Grundlage für die 

veranschaulichende Beispiele im Kapitel "Empfehlungen". 

Für die zukünftige Forschung wäre es interessant, eine tiefer greifende Auswer-

tung von bewährten Praxisbeispielen in Betracht zu ziehen, die die Meinungen der 

verschiedenen Beteiligten berücksichtigt und bei der interne Bewertungsberichte 

erstellt werden.  

                                                

4 Mainstreaming wird hier als die Einbeziehung der LSBT-Perspektive in politische Gesamtstra-
tegien einer bestimmten Verwaltung verstanden. 
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1.2. Klärung der verwendeten Begriffe 

Im Folgenden findet sich ein Glossar bestimmter Begriffe und ihrer entspre-

chenden Definitionen, die in diesem Dokument wiederholt auftreten. Das Ziel dabei ist, 

den Lesern das Verständnis zu erleichtern, denen dieser Bereich nicht vertraut ist, und 

die Bedeutung, die mit der Verwendung dieser Begriffe assoziiert wird, klarzustellen.  

• Bisexualität bezieht sich auf eine Person, die sich "emotional und/oder sexuell zu 

Menschen mehr als eines Geschlechts hingezogen fühlt" (Takács, 2006). 

• Diskriminierung bezieht sich auf "die schlechtere Behandlung einer Person oder 

Gruppe als die einer anderen Person oder Gruppe aus verschiedenen Gründen, 

darunter sexuelle Orientierung (direkte Diskriminierung) oder wenn eine scheinbar 

neutrale Bestimmung wahrscheinlich eine Gruppe von Personen aus denselben 

Diskriminierungsgründen benachteiligt, soweit dies nicht objektiv gerechtfertigt ist 

(indirekte Diskriminierung)" (FRA, 2009).  

• Gender Expression (Geschlechtliche Ausdrucksformen) bedeutet "sich selbst 

als Frau oder Mann (oder beides oder keines von beiden) in der Darstellung nach 

außen und/oder Erscheinung auszudrücken durch Verhalten, Kleidung, Frisur, 

Stimme, körperliche Merkmale etc." (Takács, 2006) Geschlechtliche Ausdrucksfor-

men werden stark durch gesellschaftliche Erwartungen bestimmt, wie Männer und 

Frauen sich zu verhalten haben. Geschlechtliche Ausdrucksformen müssen nicht 

festgelegt sein und stimmen nicht unbedingt mit dem Geschlecht oder der Ge-

schlechtsidentität einer Person überein. 

• Gender Identity (Geschlechtsidentität) "bezieht sich auf die tief im Inneren 

gefühlte und individuelle Wahrnehmung von Geschlecht einer Person, die mit dem 

Geschlecht bei der Geburt übereinstimmen oder nicht übereinstimmen kann, ein-

schließlich des persönlichen Körpergefühls (dies kann, falls frei gewählt, die Verän-

derung der körperlichen Erscheinung oder Funktion durch medizinische, chirurgi-

sche oder andere Mittel beinhalten) sowie andere geschlechtliche Ausdrucksfor-

men wie Kleidung, Sprache und Verhaltensweisen. Geschlechtsidentität ist nicht 

dasselbe wie sexuelle Orientierung, Transgender können sich als heterosexuell, 

bisexuell oder homosexuell identifizieren" (FRA, 2009). 

• Vorurteilsbedingte Gewaltverbrechen "gegenüber LSBT bezieht sich auf jede 

Straftat, einschließlich Straftaten gegen Personen oder Sachen, bei denen das Op-

fer, der Ort oder das Ziel der Straftat ausgewählt wurden, weil eine tatsächliche 
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oder wahrgenommene Verbindung zu, Bindung an, Zugehörigkeit zu, Unterstüt-

zung von oder Mitgliedschaft in einer LSBT-Gruppe besteht" (FRA, 2009). 

• Hassrede "bezieht sich auf öffentliche Ausdrucksweisen, die Hass, Diskriminierung 

oder Feindseligkeit gegenüber Minderheiten verbreiten, dazu anstiften, diese för-

dern oder rechtfertigen – z. B. in der Presse oder im Internet veröffentlichte Aussa-

gen von politischen oder religiösen Führern" (FRA, 2009). 

• Heteronormativität wird definiert als "die wahrgenommene Stärkung bestimmter 

Überzeugungen vieler gesellschaftlicher Institutionen über die als selbstverständ-

lich angenommene Übereinstimmung von biologischem Geschlecht, sozialem Ge-

schlecht (Gender) und Sexualität. Diese Überzeugungen umfassen die Vorstellung, 

dass Menschen in zwei verschiedene und sich ergänzende Kategorien fallen, 

männlich und weiblich; dass sexuelle und eheliche Beziehungen nur normal sind, 

wenn sie zwischen Menschen verschiedenen Geschlechts bestehen; dass intime 

Beziehungen zwischen Menschen desselben Geschlechts keinen sexuellen Wert 

haben; [oder] dass jedes Geschlecht bestimmte natürliche Rollen im Leben hat. 

Daher kann Heteronormativität als ein System gesellschaftlicher Regeln betrachtet 

werden, die heterosexuelle Menschen beeinflussen, die auch nicht streng in diese 

Normen passen" (Gusmano, 2008: 474).  

• Heterosexualität ist die emotionale, romantische oder sexuelle Anziehung gegen-

über Menschen des anderen Geschlechts. 

• Homophobie "ist die auf Vorurteilen beruhende irrationale Angst vor und Abnei-

gung gegen Homosexualität und lesbische, schwule und bisexuelle (LSB) Men-

schen" (FRA, 2009).  

• Homosexualität ist die emotionale, romantische oder sexuelle Anziehung gegen-

über Menschen des gleichen Geschlechts. 

• Intersexualität bezieht sich auf Menschen mit einer intermediären oder atypsichen 

Kombination von körperlichen Merkmalen, die Männern und Frauen zugeordnet 

werden. Dies kann ungewöhnliche Chromosomenkombinationen, genetische oder 

gonodale Variationen oder entwicklungsbezogene sexuelle Unterschiede umfas-

sen. 

• LSBT ist das Akronym, das verwendet wird, um sich kollektiv auf Menschen zu 

beziehen, die lesbisch, schwul, bisexuell oder transgender sind. 

• Sexuelle Orientierung bezieht sich auf "die Fähigkeit einer Person zu tiefer 

emotionaler, affektionaler und sexueller Anziehung gegenüber und intimen und se-



 15 

xuellen Beziehungen mit Personen unterschiedlichen Geschlechts oder desselben 

Geschlechts oder mehr als eines Geschlechts" (FRA, 2009).  

• Transgender "umfasst Menschen, die eine Geschlechtsidentität haben, die nicht 

dem bei der Geburt zugewiesenen Geschlecht entspricht und Menschen, die ihre 

Geschlechtsidentität auf andere Weise darstellen möchten, als es dem bei der Ge-

burt zugewiesenen Geschlecht entspricht. Dazu gehören Menschen, die das Be-

dürfnis haben oder es bevorzugen oder wählen, sich anders darzustellen, als es 

den Erwartungen an die ihnen bei Geburt zugewiesene Geschlechterrolle ent-

spricht, sei es durch Kleidung, Accessoires, Kosmetik oder körperliche Verände-

rungen. Dies umfasst u. a. Transsexuelle und Transgender, Transvestiten, Cross 

Dresser, sich keinem Geschlecht zugehörig fühlende Menschen (No Gender) oder 

Menschen, die durch aktive Irritation der Konstruktion Geschlecht diese entlarven 

(Gender Queer) (Transgender Europe5). 

• Transphobie "kann beschrieben werden als irrationale Angst vor geschlechtlicher 

Nichtkonformität oder Überschreitung der Geschlechtergrenzen, wie z.B. Angst vor 

oder Abneigung gegen maskuline Frauen, feminine Männer, Cross Dresser, Trans-

genderisten, Transsexuelle und andere, die nicht in die bestehenden geschlechtli-

chen Stereotypen hinsichtlich ihres Geschlechts bei der Geburt passen. Die Benut-

zung des Wortes "Phobie" in diesem Zusammenhang soll nicht implizieren, dass 

die transphoben Personen und/oder Opfer von Transphobie an einer Störung lei-

den" (FRA, 2009).  

• Transsexuell "ist eine Person, die ein anderes als ihr Geburtsgeschlecht bevorzugt 

und das Bedürfnis hat, körperliche Veränderungen zu vollziehen, um diesem Ge-

fühl Ausdruck zu verleihen, wie z. B. eine Hormonbehandlung und/oder eine Ope-

ration" (FRA, 2009). Transsexuelle Frauen sind diejenigen Frauen, die vom männli-

chen zum weiblichen Geschlecht wechseln (Mann-zu-Frau) und transsexuelle 

Männer sind diejenigen Männer, die vom weiblichen zum männlichen Geschlecht 

wechseln (Frau zu Mann). 

• Transsexualität bezeichnet die Tatsache, sich selbst mit dem anderen Geschlecht 

zu identifizieren als das nach den sexuellen Merkmalen gesellschaftlich zugewie-

sene Geschlecht. 

                                                

5 Siehe TransGender Europe Mission Statement: http://tgeu.org/node/15/ (Oktober 2010) 
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2. Kontext 

Mit diesem Kapitel soll den politischen Entscheidungsträgern der lokalen Be-

hörden hauptsächlich nützliche Informationen zur Verfügung gestellt werden, die die 

wichtigsten kontextabhängigen Überlegungen bei der Umsetzung der Maßnahmen zur 

Gleichstellung von LSBT hervorheben.6 

2.1 Gesetzgebung und öffentliche Strategien gegen 

Homophobie und Transphobie in der EU 

Dieser Abschnitt umfasst die politischen und gesetzgeberischen Schwerpunkte 

in der EU hinsichtlich der Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung und der 

Geschlechtsidentität. Zunächst wird die Gesetzgebung der europäischen Institutionen 

behandelt, gefolgt von einer Übersicht über die gesetzlichen Bestimmungen bezüglich 

LSBT in den Mitgliedsstaaten. 

Bevor insbesondere im Hinblick auf die EU Einzelheiten erläutert werden, muss 

aus der Sicht der internationalen Institutionen kurz auf einige Aspekte bezüglich 

Fragen zur Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung oder Geschlechtsiden-

tität eingegangen werden. Diese sind in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrech-

te der Vereinten Nationen dargelegt, die international als grundlegende Richtschnur 

dient. Fragen zu LSBT kamen seit den 90er Jahren des letzten Jahrhunderts in Men-

schenrechtsforen auf und man begann, diese als solche zu berücksichtigen. Das 

umfassendste Dokument zu den Rechten von LSBT auf internationaler Ebene stellen 

die Yogyakarta Principles (2007)7 (im Auftrag des Hohen Kommissars der Vereinten 

                                                

6 Für eine umfassende Darstellung und detailliertere Informationen zu bestimmten Aspekten 
siehe: FRA (2008, 2009) u. a. 
7 The Yogyakarta Principles on the Application of International Human Rights Law in relation to 
Sexual Orientation and Gender Identity [Yogyakarta-Prinzipien zur Anwendung der Menschen-
rechte in Bezug auf sexuelle Orientierung und geschlechtliche Identität]. Abrufbar unter 
http://www.yogyakartaprinciples.org 
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Nationen für Menschenrechte) dar, die eine Reihe von Grundsätzen aufführen, wie die 

internationale Gesetzgebung zu Menschenrechten auf Fragen bezüglich der sexuellen 

Orientierung und Geschlechtsidentität anzuwenden ist.  

2.1.1 Europäische Institutionen 

In der EU haben sich die Maßnahmen im Bereich Nichtdiskriminierung auf die 

Prävention von Diskriminierungen aufgrund von Nationalität und Geschlecht konzent-

riert. 1997 unterzeichneten die EU-Mitgliedsstaaten den Vertrag von Amsterdam, 

wonach der Kommission in Artikel 13 neue Befugnisse zur Bekämpfung von Diskrimi-

nierungen aufgrund von Geschlecht, Rasse, ethnischer Herkunft, Religi-

on/Weltanschauung, Behinderung oder sexueller Orientierung gewährt wurden. Seit 

Inkrafttreten des Vertrages von Amsterdam im Jahr 1999 wurden durch zwei Richtli-

nien der Europäischen Kommission EU-weite Antidiskriminierungsgesetze eingeführt: 

Die Richtlinie 2000/43/EG zur Gleichbehandlung der Rassen und die Richtlinie 

2000/78/EG zur Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf. Die Richtlinie zur 

Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf legt einen allgemeinen Rahmen für die 

Gleichbehandlung ohne Unterschied von Religion oder Weltanschauung, Behinderung, 

Alter oder sexueller Ausrichtung in Beschäftigung, Beruf, Ausbildung und Mitgliedschaft 

und Beteiligung an Arbeitnehmer- oder Arbeitgeberorganisationen fest. Einige europäi-

sche Länder haben den Schutz vor Diskriminierung auch auf einige der anderen 

Bereiche, die in der Richtlinie zur Gleichbehandlung der Rassen (Bildung, Sozial-

schutz, soziale Vergünstigungen, Mitgliedschaft und Zugang zu Gütern, einschließlich 

Wohnraum) genannt werden, ausgedehnt.  

Die Grundsätze des Diskriminierungsverbots aufgrund der sexuellen Ausrich-

tung spielen bei der Auslegung anderer Richtlinien eine besonders wichtige Rolle, 

beispielsweise bei der Freizügigkeitsrichtlinie 2004/38/EG, der Qualifikationsrichtlinie 

2004/83/EG und der Richtlinie 2003/86/EG zur Familienzusammenführung. Die in der 

Auslegung dieser Richtlinien aufgeworfenen Fragen betreffen den Begriff „Ehegatte“ 

und wie dieser zu verstehen ist sowie die Anerkennung gleichgeschlechtlicher Bezie-

hungen. Diese Anerkennung ist wichtig, da dies die Verweigerung oder den Zugang zu 

den in den vorstehenden Richtlinien genannten Rechten wie Familienzusammenfüh-

rung, Asylrecht oder Wohnortänderung innerhalb der EU beinhaltet. 

Die Frage der Transsexualität wurde von den EU-Institutionen bisher nur wenig 

behandelt. Dies geschah erstmals 1989, als das Europäische Parlament auf der 

Grundlage einer vorherigen Empfehlung des Europarates eine bestimmte Position zur 



 18 

Frage der Transsexualität durch die Entschließung vom 12. September 1989 im 

Hinblick auf die Diskriminierung von transsexuellen Personen annahm.8 In dieser 

Entschließung werden die EU-Mitgliedsstaaten dringend aufgefordert, Gesetze einzu-

führen, durch die eine Änderung des Namens und der Geschlechtsangabe in amtlichen 

Dokumenten sowie die Bekämpfung der Diskriminierung von Transsexuellen ermög-

licht wird. Die letzte Maßnahme wurde vom Europäischen Parlament im Juni 2010 

verabschiedet. Dies war die Annahme des Figueiredo-Berichts zur Gleichstellung von 

Frauen und Männern, wonach in einem der Änderungsanträge die Mitgliedsstaaten 

dazu aufgefordert werden, weitere Maßnahmen für die Rechte von Transgendern zu 

ergreifen.9 

Bis 2004 wurde die Diskriminierung aufgrund der Geschlechtsidentität oder ge-

schlechtlichen Ausdrucksform nicht ausdrücklich in der EU-Gesetzgebung erwähnt. 

Dies geschah erstmals in der Richtlinie 2004/83/EG. Zuvor hat jedoch der Gerichtshof 

der Europäischen Union verschiedene Entscheidungen ergehen lassen, in denen 

darauf hingewiesen wurde, dass der Grundsatz der Gleichheit von Frauen und Män-

nern in einem größeren Zusammenhang ausgelegt werden müsse, einschließlich des 

Schutzes vor Diskriminierung von Transgendern. Infolgedessen nennen einige europä-

ische Richtlinien gegen Diskriminierung nun auch Transgender, wenn sie sich auf die 

Gleichheit von Frauen und Männern beziehen.  

Die meisten Fortschritte im Soft Law10 wurden entweder vom Europarat oder 

vom Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte herbeigeführt. Was den Europarat 

betrifft, wird in dem Report on Human Rights and Gender Identity11 (2009) [Bericht über 

Menschenrechte und Geschlechtsidentität] dargelegt, dass die rechtliche Anerkennung 

der Geschlechtsidentität und des Namens von Transgendern nicht Vorbedingungen - 

wie beispielsweise Annullierung der Ehe, Sterilisation oder sonstige medizinische 

Behandlungen - unterliegen dürfte. Schließlich wird in der Entschließung 1728 zur 

Diskriminierung aufgrund der sexuellen Ausrichtung und Geschlechtsidentität (2010) 

                                                

8 Empfehlung 1117 zur Lage transsexueller Menschen. Abrufbar unter 
https://wcd.coe.int/wcd/ViewDoc.jsp?id=1476365 (Oktober 2010). 
9 Fahrplan der Europäischen Union für die Gleichstellung von Frauen und Männern 2006 - 
2010, von Ilda Figueiredo, angenommen durch das Europäische Parlament am 17. Juni 2010. 
Abrufbar unter 
http://europa.eu/legislation_summaries/employment_and_social_policy/equality_between_men_
and_women/c10404_de.htm (Oktober 2010). 
10 Soft Law bezieht sich auf quasi-rechtliche Instrumente, die keine rechtliche Verpflichtung 
beinhalten, jedoch Grundsätze festlegen.  
11 Human Rights and Gender Identity: Themenpapier von Thomas Hammarberg, Europarat, 
Menschenrechtskommissar. Abrufbar unter https://wcd.coe.int/ViewDoc.jsp?id=1476365 
(Oktober 2010). 
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vorgeschlagen, dass in den Antidiskriminierungsgesetzen das Geschlecht (Gender) 

berücksichtigt werden soll und dass den Transgendern garantiert wird, ihren Namen 

und ihr Geschlecht nach ihrer Wahl zu ändern.  

2.1.2. Gesetzgebung auf nationaler Ebene 

Die Mehrzahl der EU-Mitgliedsstaaten hat die Antidiskriminierungsrichtlinien12 in 

ihre eigenen zivil- und arbeitsrechtlichen Vorschriften aufgenommen. In einigen Län-

dern werden gesetzliche Vorschriften gegen Diskriminierung in verschiedenen gesetz-

gebenden Gremien bearbeitet; nichtsdestotrotz führte dies zur Schaffung von Antidis-

kriminierungsgesetzen allgemeinerer Art, die sämtliche oder verschiedene Arten der 

Diskriminierung berücksichtigen. In vielen EU-Mitgliedsstaaten hat die Vorstellung, 

dass vor sämtlichen Arten der Diskriminierung gleichberechtigt geschützt werden 

muss, die Umsetzung der europäischen Richtlinien zur Gleichbehandlung beeinflusst 

(FRA, 2008). Allerdings wurde die Richtlinie zur Gleichbehandlung in Beschäftigung 

und Beruf in den verschiedenen Mitgliedsstaaten in unterschiedlichem Maße umge-

setzt. 

Genauer gesagt haben einige Länder Gesetze entwickelt, die ausdrücklich Dis-

kriminierungen aufgrund der sexuellen Ausrichtung am Arbeitsplatz, im Gesundheits-

wesen, in der Sozialversicherung, in der Bildung, beim Zugang zu Gütern und Dienst-

leistungen und zu Wohnraum verbieten.13 Einige haben sogar die sexuelle Ausrichtung 

in die Gesetze zu Straftaten und vorurteilsbedingten Gewaltverbrechen aufgenom-

men.14 Eine weitere Gruppe von Ländern haben Antidiskriminierungsgesetze aufgrund 

der sexuellen Orientierung jedoch nur in einigen der oben genannten Bereiche. Dies 

führt zu vielfältigen und unterschiedlichen Kombinationen und damit unterschiedlichem 

Schutz vor Diskriminierung in den einzelnen Mitgliedsstaaten.15 In Schweden und 

Portugal ist die sexuelle Orientierung in Gesetzen enthalten, die Gewalt- und vorur-

teilsbedingte Gewaltverbrechen betreffen; gleichzeitig verbietet die schwedische 

                                                

12 Die Richtlinie 2000/78/EG zur Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf, Richtlinie 
2000/43/EG zur Gleichbehandlung der Rassen und die Qualifikationsrichtlinie 2004/83/EG. 
13 Spanien, Frankreich, Griechenland, Rumänien, Ungarn, Deutschland, Finnland, Irland, 
Belgien, Luxemburg, Bulgarien, Slowenien, Tschechische Republik, die Niederlande und das 
Vereinigte Königreich. 
14 Spanien, Frankreich, Griechenland, Rumänien, Ungarn, Deutschland, Finnland, Irland, 
Belgien und Luxemburg. 
15 Estland, Lettland, Österreich, Zypern, Malta und Italien (am Arbeitsplatz); Polen (Gesund-
heitswesen, Bildung und Arbeit); Litauen (Arbeit, Bildung und Zugang zu Waren und Dienstleis-
tungen); Dänemark (Arbeit, Zugang zu Waren, Dienstleistungen und Wohnraum). 
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Verfassung Diskriminierungen aufgrund der sexuellen Ausrichtung.16 In Ungarn wurde 

die Diskriminierung aufgrund der Geschlechtsidentität ausdrücklich in der nationalen 

Gesetzgebung verboten, und zwar durch das Gesetz zur Gleichbehandlung und 

Förderung der Chancengleichheit, das 2003 verabschiedet wurde und am 27. Januar 

2004 in Kraft trat.17 

Neuerdings kann eine Tendenz zur Einrichtung von Gleichstellungsinstitutionen 

beobachtet werden, die sich mit verschiedenen Arten von Diskriminierung beschäfti-

gen, anstelle der Schaffung eines Gremiums, das auf Diskriminierung aufgrund der 

sexuellen Orientierung spezialisiert ist. Dies setzt sich fort in Richtung eines Modells, 

bei dem es nur ein einziges Gremium gibt, dass sich mit allen Arten der Diskriminie-

rung befasst (Bell et al., 2007; FRA, 2009) – ein Modell, das bereits in 17 Mitglieds-

staaten eingerichtet wurde. Dieses Modell eines einzigen Gremiums für alle Arten von 

Diskriminierung hat jedoch Vorteile und Nachteile. Nennenswerte Vorteile sind unter 

anderem die Ausnutzung von Größenvorteilen, die Notwendigkeit einer kohärenten 

Auslegung durch den Gesetzgeber hinsichtlich der Diskriminierung sowie der Umstand, 

dass es häufig zu Diskriminierungen in mehrfacher Hinsicht kommt. Bei den Nachteilen 

ist die mögliche fehlende Erkennbarkeit der Diskriminierung aufgrund der sexuellen 

Ausrichtung hervorzuheben. 

Das Recht auf eine gleichgeschlechtliche Ehe ist innerhalb der EU-

Mitgliedsstaaten nicht homogen geregelt, auch nicht die Rechte, die diesen Paaren 

gewährt werden. Während einige Länder gleichgeschlechtliche Partner nicht rechtlich 

anerkennen, verfolgen diejenigen, die sie anerkennen, verschiedene Strategien: Einige 

Mitgliedsstaaten erkennen gleichgeschlechtliche Ehen an18, andere hingegen verfügen 

lediglich über ein Register für gleichgeschlechtliche Paare.19 Allerdings sind diese 

Schemata für die Anerkennung von Paaren auch nicht homogen: In einigen Ländern 

genießen sie die gleichen Rechte wie heterosexuelle verheiratete Paare, in anderen 

Ländern haben sie dagegen weniger Rechte. 

Hinsichtlich Adoptionen ist es in Spanien, Belgien, Dänemark, Schweden, den 

Niederlanden und im Vereinigten Königreich20 gleichgeschlechtlichen Paaren erlaubt, 

                                                

16 Abrufbar unter www.ilga-europe.org/home/guide/country_by_country (Oktober 2010). 
17 Takács, Judit (2007): How to put equality into practice? Budapest: New Mandate (ÚMK) 
Abrufbar unter: http://mek.oszk.hu/06600/06653/06653.pdf. 
18 Portugal, Spanien, Schweden, die Niederlande und Belgien. 
19 Frankreich, Ungarn, Tschechische Republik, Deutschland, Dänemark, Finnland, die Nieder-
lande, Vereinigtes Königreich, Irland, Belgien, Slowenien und Luxemburg. 
20 Siehe http://www.ilga-europe.org/home/guide/country_by_country  
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Kinder gemeinsam rechtmäßig zu adoptieren. Einige Länder erkennen lediglich das 

Recht an, das biologische Kind des Ehegatten zu adoptieren21, und/oder gestatten die 

künstliche Befruchtung für lesbische Paare.22 23 

Was die Diskriminierung von Transgendern anbelangt, gibt es kein EU-Land, 

das Transgender in seinen Antidiskriminierungsgesetzen erwähnt. Entsprechend den 

Vorschlägen in einigen der Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofs für Men-

schenrechte interpretieren 13 der Mitgliedsstaaten Diskriminierung von Transgendern 

als eine Form der Diskriminierung aufgrund des Geschlechts.24 Dagegen haben 

Deutschland und Spanien dies als eine Form der Diskriminierung aufgrund der sexuel-

len Ausrichtung einbezogen und Ungarn hat festgelegt, dass dies eine besondere 

Form der Diskriminierung aufgrund der Geschlechtsidentität darstellt. Die übrigen 11 

EU-Staaten haben diese Form der Diskriminierung nicht ausdrücklich in ihrer Gesetz-

gebung verankert. 

Hinsichtlich der körperlichen Veränderung fordert die Europäische Menschen-

rechtskonvention, dass alle Länder geschlechtsangleichende Operationen zulassen. 

Zurzeit legt jedes Land seine eigenen Anforderungen für den Zugang zu dieser Be-

handlung fest. Wie in dem Bericht der Europäischen Grundrechteagentur (2008: 127-9) 

ausgeführt, hängt diese Entscheidung in einigen Ländern von einem Richter oder 

einem Team von medizinischen Fachleuten ab, wodurch der Zugang zu einer körperli-

chen Veränderung nicht immer gewährleistet ist. 

Im Hinblick auf eine rechtliche Anerkennung eines neuen Namens und einer 

neuen Geschlechtsidentität sollten alle EU-Staaten dies in amtlichen Dokumenten 

zulassen. Zurzeit halten sich nur vier Länder nicht an die Europäische Menschen-

rechtskonvention, d. h. Staaten, die ihren Bürgern eine Änderung des Namens und des 

Geschlechts nicht erlauben. Dies sind Irland, Luxemburg, Malta und Lettland. Die 

übrigen Mitgliedsstaaten erkennen die Geschlechtsidentität und den neuen Namen von 

Transgendern rechtlich an, jeder mit seinen eigenen, unterschiedlichen Vorbedingun-

gen. Wie in der von ILGA-Europe veröffentlichten “Transgender EuroStudy” (Whittle et 

al., 2008) aufgezeigt, reichen diese Vorbedingungen von Zwangsscheidung, chemi-

scher Sterilisation und genitaler Geschlechtsangleichung bis hin zu Psychotherapien. 

                                                

21 Finnland und Deutschland. 
22 Rumänien, Schweden, Finnland, Lettland, die Niederlande, Vereinigtes Königreich und 
Belgien. 
23 Quelle: http://www.ilga-europe.org/home/guide/country_by_country. 
24 Belgien, Dänemark, Frankreich, Irland, Italien, Lettland, die Niederlande, Österreich, Polen, 
Slowakei, Finnland, Schweden und UK. 
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Besorgnis muss jedoch hinsichtlich des Vereinigungsrechts und der Vereini-

gungsfreiheit geäußert werden, welche für alle EU-Bürger gesetzlich garantiert sind. Im 

FRA-Bericht (2009) wird angegeben, dass LSBT-Verbände in einigen Ländern in den 

letzten Jahren Schwierigkeiten erlebt haben (Verbote, verwaltungstechnische Hinder-

nisse), wenn sie versuchten, zur Unterstützung von LSBT Demonstrationen zu organi-

sieren und Versammlungen abzuhalten.25 Diese Schwierigkeiten reichen von einem 

direktem Verbot eines Protestmarsches (begründet mit der Sicherheit der Teilnehmer 

oder Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und/oder Verletzung der guten Sitten) 

bis hin zu lokalen Verwaltungen, die nicht zu einer Kooperation mit den Organisatoren 

des Protestmarsches bereit waren. Zudem finden in einigen Ländern Gegendemonst-

rationen statt, häufig einhergehend mit einem mangelnden Schutz der Demonstranten 

sowie Unterstützung durch Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens. Darüber hinaus 

sind LSBT-Verbände mit Schwierigkeiten konfrontiert, wenn sie versuchen, Räumlich-

keiten für ihren Sitz zu finden, Kulturveranstaltungen zu organisieren oder ihre politi-

schen Ansprüche kundzutun. 

2.2. Einstellungen gegenüber LSBT 

Dieser Abschnitt gibt eine Übersicht über die Einstellungen der europäischen 

Bürger gegenüber Homosexualität anhand der Daten von Eurobarometer26, der 

European Values Study27 und der European Social Survey.28 Er verschafft einen 

Überblick über einige der in diesen Studien enthaltenen Fragen, die bedeutend sind 

um zu zeigen, wie sich Werte bezüglich Homosexualität in den europäischen Gesell-

schaften entwickelt haben. Bitte beachten Sie, dass diese Studien keinerlei Fragen in 

Bezug auf Transsexualität enthalten.  

Zunächst kann die Akzeptanz von Homosexualität anhand der Ergebnisse der 

in der Eurobarometer-Studie von 2006 gestellten Frage gemessen werden, ob Homo-

sexualität im Land der Befragten immer noch ein Tabu ist. 48 % der europäischen 
                                                

25 Litauen, Lettland, Bulgarien, Rumänien, Polen und Estland.  
26 Im Eurobarometer sind Meinungsumfragen und Studien enthalten, die von dem Bereich 
Public Opinion Analysis der Europäischen Kommission durchgeführt werden.  
27 Die European Values Study wird von dem Council of Program Directors [Rat der Programmdi-
rektoren] geleitet. 
28 Die European Social Survey ist eine akademisch betriebene Sozialstudie, die von den 
Rahmenprogrammen der Europäischen Kommission, der Europäischen Wissenschaftsstiftung 
und von nationalen Fördergremien in jedem Land finanziert wird. 
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Bevölkerung antwortete, dass in ihrem Land Homosexualität immer noch tabu sei, 

während 48 % gegenteiliger Meinung waren. Die Zahlen variieren in den verschiede-

nen europäischen Ländern. Die große Mehrheit der Bevölkerung in den meisten 

südlichen Ländern war der Meinung, dass in ihrem Land Homosexualität immer noch 

ein Tabu sei (86 % in Zypern, 85 % in Griechenland und 83 % in Portugal, somit ca. 40 

Prozentpunkte über dem EU-Durchschnitt). Länder, die weit unter dem EU-

Durchschnitt lagen, sind die Tschechische Republik (19 %), Deutschland (28 %) und 

Dänemark (31 %).  

In Abbildung 1 werden die verschiedenen Grade der Zustimmung zu der Frage 

dargestellt, ob Schwule und Lesben ihr Leben nach ihren eigenen Wünschen leben 

sollten (European Social Survey), und wie sich diese Meinung von 2002 bis 2008 

verändert hat. Einerseits nahm der Anteil der Personen, die meinten, sie „sollten es 

wohl eher", insbesondere nach 2006 ab, während der Anteil der Personen, die meinten 

„sie sollten es auf jeden Fall", über die Jahre zunahm. Andererseits sind die Werte für 

die Befragten, die zu dieser Frage meinten “sie sollten es wohl eher nicht” oder “sie 

sollten es auf keinen Fall” im Laufe der Jahre angestiegen. Eine Erklärung für diese 

Tendenz ist, dass die Anzahl der in der Stichprobe enthaltenen Länder sich nach 2006 

mit dem Beitritt von Zypern, Lettland, Bulgarien, Rumänien und der Slowakei erhöhte. 

Wie wir festgestellt haben, sind in diesen Ländern tendenziell weniger LSBT-

freundliche Einstellungen vorzufinden, was eine mögliche Erklärung für die Abnahme 

des Anteils der Befragten insgesamt sein kann, die Toleranz gegenüber Schwulen und 

Lesben zum Ausdruck brachten.  
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Abbildung 1. Schwule und Lesben sollten ihr Leben so führen dürfen, wie sie es wollen  
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Quelle: European Social Survey  

Der Anteil der EU-Bürger, die sich mit einem Homosexuellen als Nachbarn wohl 

fühlen würden, beträgt 61 % (Eurobarometer, 2008). Bürger aus Schweden (91 %), 

den Niederlanden (91 %) und Dänemark (89 %) liegen EU-weit über dem Durchschnitt, 

während Bulgaren (22 %) und Letten (25 %) weit unterhalb des EU-Durchschnitts 

liegen.  

Die Daten der European Values Study veranschaulichen die Entwicklung von 

1990 bis 2008 hinsichtlich der Personengruppen, die die Bürger nicht gerne zum 

Nachbarn hätten. 1990 gaben 43,1 % der Befragten an, dass sie nicht gerne einen 

Homosexuellen zum Nachbarn haben würden. Bis 2008 ist diese Zahl auf 28,8 % 

gesunken. Und wieder können wir eine breite Bandbreite von Abweichungen zwischen 

den Ländern ausmachen: In Litauen und Rumänien ist der Anteil der Befragten, die 

laut ihren eigenen Angaben nicht gerne einen Homosexuellen zum Nachbarn hätten, 

auf 67,2 % bzw. 59,3 % gestiegen; dagegen liegen die Werte für Spanien (5,4 %), 

Dänemark (5,7 %) und Frankreich (5,7 %) weit unter dem EU-Durchschnitt.  



 25 

Abbildung 2. Anteil der Befragten, die nicht gerne einen Homosexuellen zum Nachbarn 

hätten 
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Quelle: European Values Study 

Ein Kennwert, der die Ansichten der Menschen zu Diskriminierung aufgrund der 

sexuellen Ausrichtung (Eurobarometer, 2006) beeinflusst, könnte sein, ob sie homose-

xuelle Freunde oder Bekannte haben oder nicht. Er zeigt zugleich an, wie sehr Schwu-

le und Lesben mit der übrigen Bevölkerung in Beziehung stehen und offen ihre sexuel-

le Orientierung zum Ausdruck bringen. 2006 gaben 35 % der Europäer an, dass sie 

lesbische und schwule Freunde oder Bekannte hätten. Dieser Wert stieg bis 2009 um 3 

Prozentpunkte auf den europaweiten Durchschnitt von 38 % an. Auch hier sind wieder 

Unterschiede zwischen den europäischen Ländern zu berücksichtigen: in Bulgarien 

haben 7 % lesbische und schwule Freunde; in der Tschechischen Republik waren es 

20 %, in Estland 17 %, in der Slowakei 15 %, also weit unterhalb des europäischen 

Durchschnitts. Die höchsten Werte für Menschen mit LSBT-Freunden wurden in den 

Niederlanden (68 %), gefolgt von Schweden und Frankreich (beide 59 %) verzeich-

net.29 

 

                                                

29 Weitere Informationen siehe: Diskriminierung in der Europäischen Union, Eurobarometer: 
Europäische Kommission (2006, 2008, 2009) 
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Abbildung 3. Homosexuelle Freunde und Bekannte30  
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Quelle: Diskriminierung in der Europäischen Union, Eurobarometer: Europäische Kommission 

 

Abbildung 4 veranschaulicht, in welchem Maße EU-Bürger sich wohl fühlen, 

wenn ein Homosexueller in das höchste politische Amt in ihrem Land gewählt werden 

würde. Diese Daten zeigen an, in welchem Maße nach ihrer Ansicht Lesben und 

Schwule befähigt sind, ihr Land zu vertreten, also eine hohe symbolische Bedeutung 

zu haben. 2008 betrug der Anteil der EU-Bürger, die sich mit einem Homosexuellen als 

gewähltem Politiker wohl fühlen würden, 50 %; im Jahr 2009 waren es 42 %. In diesem 

Kontext stehen Europäer mit LSBT-Freunden oder -Bekannten der Vorstellung, dass 

Homosexuelle ein politisches Amt innehaben, offener gegenüber als Europäer, die 

keine LSBT-Freunde haben (Eurobarometer, 2009). Zudem variieren diese Zahlen 

innerhalb der EU-Länder erheblich, womit sich wahrscheinlich wiederum die ersichtli-

chen Veränderungen im Laufe der Zeit erklären lassen, da immer mehr Länder der EU 

beitreten: während 78 % der Schweden, 69 % der Niederländer und 64 % der Franzo-

sen sich wohl fühlten, gaben dies nur 8 % der Bulgaren, 12 % der Rumänen und 15 % 

der Litauer an.  

                                                

30 Die Befragten wurden gefragt, ob sie homosexuelle Freunde hätten. 
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Abbildung 4. Wohlfühlgrad, wenn ein Homosexueller in das höchste politische Amt ge-

wählt wird  
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Quelle: Diskriminierung in der Europäischen Union, Eurobarometer: Europäische Kommission 

Die Einstellungen gegenüber Homosexualität werden durch Kennwerte wie bei-

spielsweise Alter und Alter bei Abschluss der formellen Ausbildung bestimmt. Im 

Allgemeinen haben Personen, die länger im Ausbildungssystem waren oder jünger 

sind, eine tolerantere Einstellung gegenüber Homosexualität.  

 

2.3. Interventionsbereiche 

Dieser Abschnitt gibt einen Überblick über die Hauptschwierigkeiten, mit denen 

Lesben, Schwule, Bisexuelle und Transgender in verschiedenen Bereichen des 

gesellschaftlichen Lebens konfrontiert sind. Der Schwerpunkt liegt dabei auf Bereichen, 

in denen lokale Behörden intervenieren können, d. h. Fragen wie z. B. die Anerken-

nung gleichgeschlechtlicher Partnerschaften oder das Recht auf Asyl werden in diesem 

Kapitel nicht erörtert.31 Kapitel 3 und 4 enthalten bewährte Praxisbeispiele und Emp-

fehlungen zur Lösung der hier aufgeführten Probleme.  

                                                

31 Einige Städte und Gemeinden haben jedoch Wege gefunden, wie sie in Bereichen außerhalb 
ihrer Zuständigkeit agieren können, wie z. B. im Fall der Anerkennung gleichgeschlechtlicher 
Partnerschaften (siehe Kapitel 3).  
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2.3.1. Lokale Verwaltung 

Die kommunalen Entscheidungsträger sind die politische Ebene, die den Bür-

gern am nächsten ist und wo unmittelbar Maßnahmen ergriffen werden können, um 

Probleme zu lösen, mit denen LSBT konfrontiert sind. Obwohl Stadt- und Gemeinderä-

te in einer privilegierten Position sind, da sie enger mit der Bevölkerung in Kontakt 

stehen, sollte berücksichtigt werden, dass sie nicht in allen Bereichen die Zuständigkeit 

haben, so dass es bestimmte problematische Themen gibt, wo sie nicht oder nur in 

begrenztem Maße handeln können. 

In der öffentlichen Verwaltung, wie auch sonst in der Gesellschaft, gibt es Men-

schen, die sich der wirklichen Situation von LSBT nicht bewusst sind oder die sogar 

eine homophobe oder transphobe Einstellung haben. Daher sollte jede Maßnahme mit 

Schulungen für Mitarbeiter der öffentlichen Verwaltung beginnen, die zum Ziel haben, 

die Dienste der öffentlichen Verwaltung mehr für die Bedürfnisse von LSBT zu sensibi-

lisieren und ihnen einen besseren Zugang zu diesen Diensten zu bieten (siehe Be-

währte Praxisbeispiele 1, 24 und 26). 

LSBT-Verbände können eine wertvolle Informationsquelle sein, bevor Maß-

nahmen zur Bekämpfung von Diskriminierung aufgrund der sexuellen oder geschlecht-

lichen Orientierung durchgeführt werden. Manchmal jedoch wurden noch nicht die 

richtigen Kommunikationswege zwischen LSBT-Verbänden und der Stadtverwaltung 

gefunden oder aber sie werden nur sporadisch genutzt. 

Die Herausforderung, mit der Verwaltungen konfrontiert sind, die sich für die 

Bekämpfung von Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung oder Ge-

schlechtsidentität engagieren, ist die LSBT-Perspektive bei der Entwicklung, Umset-

zung und Bewertung aller kommunalen Strategien zu berücksichtigen. Dies muss 

jedoch in einem Zusammenhang gesehen werden, in dem Maßnahmen zur Bekämp-

fung dieser Art von Diskriminierung von den lokalen Behörden als marginale Belange 

betrachtet werden. Somit können sie aufgrund von Sparmaßnahmen, Regierungs-

wechseln oder Veränderungen in der Regierungspolitik von der Agenda verschwinden 

oder eingeschränkt werden.  
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2.3.2. Vorurteilsbedingte Gewaltverbrechen und Hassrede  

Das erste Hindernis bei der Bekämpfung von vorurteilsbedingten Gewaltverbre-

chen und Hassrede, die sich gegen LSBT richten, ist der Mangel an von den EU-

Mitgliedstaaten zusammengestellten statistischen Daten.32 Hinzu kommt, dass das 

Konzept von vorurteilsbedingten Gewaltverbrechen und ihre Dokumentation sich von 

Land zu Land unterscheiden, daher sind die wenigen in den EU-Mitgliedstaaten 

verfügbaren Daten nicht vergleichbar. 

Eine weitere Schwierigkeit bei der Zusammenstellung von Daten zu vorurteils-

bedingten Gewaltverbrechen ist, dass die Opfer sie nur selten zur Anzeige bringen. 

Dafür gibt es verschiedene Gründe: Sie möchten das soziale Stigma und die Vorurteile 

vermeiden, die LSBT entgegengebracht werden; einige Menschen sind so oft Opfer 

solcher Übergriffe, dass sie sich nicht die Mühe machen, sie anzuzeigen; die Verfahren 

zur Anzeigeerstattung sind manchmal kompliziert; und einige Menschen trauen der 

Polizei nicht, weil sie zuvor homophoben Übergriffen durch die Polizei ausgesetzt 

waren (FRA, 2008). Infolge all dieser Faktoren werden homophobe und transphobe 

Straftaten in der Öffentlichkeit kaum wahrgenommen.  

Das Problem ist jedoch nicht nur auf die Zurückhaltung der Opfer, diese Über-

griffe anzuzeigen, zurückzuführen, sondern auch darauf, dass nicht in allen EU-

Mitgliedstaaten diese Art von Übergriff als Straftat in jeweiligen Strafgesetzbuch 

enthalten ist. Das Strafgesetzbuch in zwölf Mitgliedstaaten33 klassifiziert die Anstiftung 

zu Hass, Gewalt und Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung als Straftat; 

aber nur in neun davon wird Homophobie als erschwerender Umstand bei geringfügi-

gen Straftaten angesehen. In weiteren dreizehn Staaten34 betrachtet das Gesetz 

Homophobie weder als erschwerenden Umstand bei geringfügigen Straftaten noch 

Homophobie selbst als Straftat.35 

                                                

32 Der Bericht der FRA (2009) enthielt keine verfügbaren Daten aus Österreich, Bulgarien, 
Zypern, der Tschechischen Republik, Finnland, Frankreich, Griechenland, Ungarn, Lettland, 
Litauen, Luxemburg, Portugal, Rumänien oder Spanien. Die OSZE (2008) fügt dieser Liste die 
folgenden Länder hinzu: Kroatien, Deutschland, Irland, Niederlande, Schweden und Vereinigtes 
Königreich. 
33 Belgien, Dänemark, Estland, Deutschland, Spanien, Frankreich, Litauen, Niederlande, 
Portugal, Rumänien, Schweden und Nordirland 
34 Litauen, Luxemburg, Polen, Tschechische Republik, Slowakei, Österreich, Ungarn, Slowe-
nien, Italien, Bulgarien, Griechenland, Zypern und Malta 
35 Der Fall von Finnland ist einzigartig, da dort Homophobie als erschwerender Umstand bei 
geringfügigen Straftaten betrachtet wird, das Strafgesetzbuch jedoch die Anstiftung zu Hass 
aufgrund der sexuellen Orientierung nicht als Straftat kategorisiert. 
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Aufgrund des Mangels an Daten gibt es nur begrenzte Informationen über die 

Art und die geografische Verteilung von vorurteilsbedingten Gewaltverbrechen, was es 

für die Gesetzgeber und politischen Entscheidungsträger schwierig macht, die globalen 

Auswirkungen dieses Phänomens zu verstehen und effektiv einzuschreiten, um diese 

Übergriffe zu verhindern.  

Trotz der wenigen verfügbaren Daten gibt es mehrere Länder, in denen Studien 

zu diesem Thema durchgeführt wurden (siehe FRA, 2009). Diese Studien nennen die 

Merkmale von gegen LSBT gerichteten vorurteilsbedingten Gewaltverbrechen, wobei 

verbale Angriffe unter den wichtigsten an erster Stelle stehen. Sie ereignen sich 

normalerweise im öffentlichen Raum und junge Menschen sind am häufigsten Opfer 

dieser Art von Angriffen. Lesbische und bisexuelle Frauen werden häufiger in privaten 

Räumen angegriffen und sind öfter Opfer von Belästigung oder sexuellen Bedrohun-

gen. Laut der OSZE (2006) ist es charakteristisch bei Menschen, die aufgrund ihrer 

sexuellen Orientierung oder Geschlechtsidentität Opfer von vorurteilsbedingten Ge-

waltverbrechen werden, dass sie – anders als die Opfer rassistischer, religiöser oder 

ethnischer Straftaten – nicht auf die Unterstützung ihrer Familie zählen können.  

Was die Profile der Straftäter vorurteilsbedingter Gewaltverbrechen betrifft, ha-

ben Studien gezeigt, dass die Mehrheit Männer sind, die ihre Opfer nicht kennen. Die 

Motivation hinter homophoben/transphoben Straftaten ist vielfältig, u. a. gehört dazu 

die vom Aggressor wahrgenommene Gewalt, wenn er sich in Gegenwart von Schwu-

len, Lesben und/oder Transgendern befindet, zusammen mit dem Wunsch die "gesell-

schaftliche Ordnung" durch Angriffe gegen Personen aufrecht zu erhalten, die aus den 

vorherrschenden Mustern von Geschlecht und Sexualität herausfallen. Diese Erklä-

rung, die als Gender Panic Theory bezeichnet wird, führt den Ursprung von Transpho-

bie/Homophobie auf die Unsicherheit zurück, die durch das Gefühl von Unzulänglich-

keit bezüglich des zugewiesenen Geschlechts des Einzelnen entsteht. Aus dieser 

Perspektive betrachtet, ist Homophobie/Transphobie das unvermeidliche Produkt der 

Reproduktion von Geschlechtsunterschieden. Dies zeigt sich insbesondere in der 

Konstruktion einer Männlichkeit, die auf der Ablehnung des schwulen Mannes als 

Abbild eines diskreditierten und effeminierten Mannes beruht (Adam, 1998: 394). 

Diese Erklärung der Gründe für transphobe/homophobe Aggression ist jedoch 

dazu verwendet worden, den Aggressor zu entlasten, der Gefangener dieser Patholo-

gie und damit für seine Taten nicht voll verantwortlich ist. Die Motivation des Aggres-

sors zu verstehen, bedeutet aber nicht, ihn zu entlasten. Vielmehr sollte sie dazu 

dienen, die Komplexität dieser Art von Übergriffen anzugehen, effektivere Lösungen zu 
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finden und Gewalt aufgrund von Geschlechtsnormen sichtbarer zu machen (Coll-

Planas, 2010). 

2.3.3. Familie 

Familien, insbesondere Eltern, sind Vorbilder und wesentliche Quellen emotio-

naler Unterstützung. Aus diesem Grund ist die Anerkennung und Akzeptanz ihrer 

sexuellen Orientierung und Geschlechtsidentität durch Familienmitglieder oft sehr 

wichtig für LSBT, vor allem für Minderjährige.  

Verschiedene in den EU-Mitgliedstaaten durchgeführte Studien heben hervor, 

dass viele LSBT ihre sexuelle Orientierung vor ihren Familien verheimlichen, weil sie 

Angst haben, abgelehnt zu werden (FRA, 2009). Die Mehrheit der Personen, die an der 

Studie von Judit Takács (2006) teilnahmen, erzählte von negativen Erfahrungen der 

Ablehnung durch Familienmitglieder, als sie ihre Homosexualität oder Transsexualität 

preisgaben. Diese Ablehnung zwang junge LSBT, ein Doppelleben zu führen oder 

führte zu Selbstverleugnung. Die Verheimlichung der sexuellen Orientierung oder 

Geschlechtsidentität hat Folgen, wie z. B. ein geringes Selbstwertgefühl, und erhöht 

auch die Wahrscheinlichkeit risikoreichen Verhaltens, wie z. B. Drogenabhängigkeit 

oder unsicheren Sex. Bei jungen Menschen, die von ihren Familien abgelehnt werden, 

besteht größere Gefahr, einen Selbstmordversuch zu begehen, an Depressionen zu 

leiden, Drogen zu nehmen und sich mit sexuell übertragbaren Krankheiten anzuste-

cken, als bei den schwulen und lesbischen Jugendlichen, die diese Ablehnung nicht 

erfahren haben (Ryan, 2009).  

Die negativen Einstellungen von und Ablehnung durch Familienmitglieder kann 

auch dazu führen, dass junge LSBT in der Schule versagen, und sie können ein 

Hindernis sein, wenn sie ihre Zukunft planen oder emotionale Bindungen aufbauen 

(Ryan, 2009). Im Gegensatz dazu haben Akzeptanz und Unterstützung durch Famili-

enmitglieder eine positive Wirkung auf die körperliche und geistige Gesundheit junger 

Menschen und reduzieren das Risiko von Depression, der Tendenz zum Drogenkon-

sum oder der Erwägung von Selbstmord. Darüber hinaus ist es wahrscheinlicher, dass 

sie eine engere Beziehung zu ihrer Ursprungsfamilie haben und selbst eine Familie 

gründen wollen.  

Bestimmte Faktoren haben eine positive Wirkung auf die Wahrscheinlichkeit der 

Akzeptanz in der Familie, wie z. B. die Nachahmung eines Lebensstils, der dem der 

vorausgesetzten heterosexuellen Norm entspricht (z.B. ein/e feste/r Partner/in), oder 
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Verhaltensweisen, die dem sozialen Geschlecht entsprechen (d. h. sich im Fall eines 

schwulen Manns maskulin zu verhalten und im Fall einer Lesbe sich feminin zu verhal-

ten). Dennoch führen diese Faktoren nur zu einer teilweisen Akzeptanz, weil die 

Familienmitglieder weiterhin innerhalb des heteronormativen Systems funktionieren, 

was bedeutet, dass ihre Kinder ihre Erwartungen nie voll erfüllen können.  

Wenn Eltern entdecken, dass ihr Sohn oder ihre Tochter homosexuell ist, sind 

die häufigsten Reaktionen: Sie üben mehr Kontrolle aus (besonders, wenn sie minder-

jährig sind); sie sind überfürsorglich (aus Angst vor gesellschaftlicher Ablehnung); sie 

verheimlichen es (und setzen ihre Kinder unter Druck, nicht darüber zu sprechen); sie 

suchen jemanden, dem sie die Schuld geben können; sie resignieren vor der Tatsache; 

sie schicken sie in Therapie; sie sind enttäuscht; sie betrachten es als vorübergehende 

Phase oder sie werfen sie sogar aus dem Haus (Takács, 2006; Coll-Planas, 2009). 

Diese ablehnenden Reaktionen werden von LSBT nicht zur als Ablehnung ihrer 

sexuellen Orientierung betrachtet, sondern als Ablehnung ihres ganzen Wesens. Erste 

Reaktionen sind jedoch nur der Anfang von komplexen und veränderlichen Prozessen 

der Neudefinition von Familienbeziehungen, bei denen Familienmitglieder versuchen, 

neue Kommunikationsformen und Regeln und Rollen zu finden, die nicht auf hetero-

normativen Annahmen gründen können (Bertone und Franchi, 2008).  

Ebenfalls berücksichtigt werden muss die so genannte "Regenbogen-

Perspektive", d. h. die Perspektive derjenigen, deren Eltern schwul oder lesbisch sind. 

Dies wird eine immer weiter verbreitete Realität, da der Zugang zu künstlicher Befruch-

tung einfacher geworden ist und die Adoptionsrechte für gleichgeschlechtliche Paare in 

verschiedenen EU-Ländern verbessert worden sind. Über die verschiedenen rechtli-

chen Kontexte innerhalb der Europäischen Union hinaus (siehe 2.1) haben LSBT-

Familien mit einer Reihe von Schwierigkeiten zu kämpfen, nämlich: Ablehnung durch 

die Gesellschaft aufgrund von in allen EU-Ländern mehr oder weniger ausgeprägten 

inhärenten Vorurteilen; gesellschaftlich nicht wahrgenommen zu werden, teilweise 

aufgrund der vorherrschenden Heteronormativität im Denken der Gesellschaft insge-

samt; fortwährende Vergleiche von gleichgeschlechtlichen Familien mit heterosexuel-

len Familien, was ihre Fähigkeit zur Erziehung ihrer Kinder betrifft; sowie Probleme 

ihrer Kinder in der Schule und außerhalb der Schule. 

2.3.4. Bildung 

Die Position von LSBT in der Bildung ist wahrscheinlich das Gebiet, auf dem in 

den EU-Mitgliedstaaten am meisten Forschung durchgeführt wurde. Eine der am 
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weitesten verbreiteten Schlussfolgerungen ist, dass Schulen heteronormative Instituti-

onen sind, in denen über Erfahrungen von LSBT wenig gesprochen wird und die 

Geschlechtsnormen vermitteln. Aufgrund dessen sind LSBT-Schüler gezwungen, ihre 

sexuelle Orientierung oder Geschlechtsidentität zu verheimlichen.  

Bildung ist für die Antidiskriminierungspolitik bezüglich LSBT aus mehreren 

Gründen entscheidend. Erstens, weil es LSBT im Klassenzimmer gibt, die aufgrund 

ihres Alters und der feindlichen Umgebung, in der sie sich befinden, ihre Sexualität 

oder Geschlechtsidentität nicht akzeptieren können. Die FRA (2009) betont, dass 

Manifestationen von Homophobie ein ernstes Problem im Bildungssystem in den 27 

EU-Mitgliedstaaten darstellen. Am häufigsten sind die Schüler Opfer von Schikanen36, 

die nicht den mit ihrem Geschlecht in Verbindung gebrachten gesellschaftlichen 

Normen entsprechen, d. h. feminine Jungen und maskuline Mädchen.  

Für Schüler, die dieser Art von Schikanen ausgesetzt sind, sind die Konse-

quenzen hauptsächlich Schuleschwänzen, vorzeitiger Schulabbruch (weniger Chancen 

auf den Zugang zu höherer Bildung und damit begrenzte gesellschaftliche Integration), 

schlechtere schulische Leistungen, Isolation, schlechteres persönliches Wohlbefinden, 

geringeres Selbstwertgefühl und ein höheres Selbstmordrisiko (Takács, 2006; FRA, 

2009).  

Zweitens ist Bildung entscheidend, weil sie einen großen Einfluss auf die Ent-

wicklung von Werten und Einstellungen in der Gesellschaft hat. Eine Bildung, die 

Respekt vor sexueller und geschlechtlicher Vielfalt fördert, trägt zum Aufbau einer 

gleichberechtigteren Gesellschaft mit weniger homophober und transphober Gewalt 

bei. Des Weiteren ist es wichtig zu berücksichtigen, dass junge Menschen gerade in 

der Pubertät die mit ihrem Geschlecht assoziierten gesellschaftlichen Einstellungen 

erlernen und lernen zu unterscheiden, was hinsichtlich gesellschaftlicher Normen 

bezüglich Geschlechterrollen angebracht ist und was nicht (Takács, 2006).  

Daher ist es entscheidend, sexuelle und geschlechtliche Vielfalt im Unterricht 

offen und respektvoll zu diskutieren, so dass junge Menschen nicht nur verschiedene 

sexuelle Ausrichtungen und Geschlechterrollen akzeptieren, sondern sich auch frei 

fühlen, ihre eigene sexuelle Orientierung und Geschlechtsidentität zum Ausdruck zu 

bringen. Der Lehrplan und die Rolle der Lehrer/-innen sind hier entscheidend.  

                                                

36 Die Schikanen umfassen Beleidigungen, körperliche Misshandlungen, Drohungen und 
Mobbing, verstanden im Sinne von systematischem Machtmissbrauch, um andere Menschen 
wiederholt und vorsätzlich zu verletzen (Reid, Monsen und Rivers, 2004). 
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Bezüglich des Lehrplans zeigen mehrere Studien, wie die Realität von LSBT 

unsichtbar bleibt: Es gibt nur sehr wenige Hinweise auf nicht-traditionelle Familien, 

nicht-heteronormative Beziehungen und nicht-traditionelle Geschlechterrollen und 

sexuelle Orientierungen (FRA, 2009; Under Ytan, 2006; Alldred und David, 2007). 

Zudem stellen einige der Hinweise auf LSBT, die sich in den Lehrplänen finden, sie in 

einem negativen Kontext dar, z. B. wird Homosexualität als "eine Krankheit, eine 

Sünde oder als unnatürlich" betrachtet (Takács, 2006). Wenn Versuche unternommen 

werden, LSBT-Schüler anzuerkennen, kann dies darauf beschränkt sein, sie aufgrund 

ihrer "speziellen" Bedürfnisse oder ihrer Besonderheit anzuerkennen, anstatt sexuelle 

Orientierung unter dem Thema der sozialen Gerechtigkeit für alle in den Lehrplan 

aufzunehmen. Die Tatsache, dass dieses Thema in den Schulen ausgeklammert wird, 

hat negative Auswirkungen auf die sexuelle Gesundheit von LSBT-Schülern und auf ihr 

Selbstbewusstsein und steigert ihr Gefühl der Isolation (FRA, 2009).  

Eines der Hauptprobleme bezüglich der Lehrer/-innen ist, dass sie nicht ge-

schult sind und ihnen Instrumente zum Umgang mit LSBT-Fragen fehlen, was wieder-

um auf ihre akademische und berufliche Ausbildung zurückzuführen ist. Einerseits 

behandeln Lehrer/-innen deshalb nicht gerne Themen im Zusammenhang mit sexueller 

Orientierung und Geschlechtsidentität im Unterricht, andererseits erschwert es ihnen 

auch, homophobe und transphobe Einstellungen zu erkennen und zu wissen, wie sie 

handeln sollen, wenn diese an der Schule auftreten. Wenn sie handeln, haben die 

ergriffenen Maßnahmen oft nur begrenzten Erfolg oder es wird sogar das Gegenteil 

des Beabsichtigten erreicht (Takács, 2006; Under Ytan, 2006; Coll-Planas; 2009).  

Außerdem stoßen LSBT-Lehrer/-innen auf Schwierigkeiten, wenn sie sich ou-

ten. Dies ist nicht nur zum Nachteil der Lehrer/-innen selbst, die bezüglich ihrer sexuel-

len Orientierung oder Geschlechtsidentität nicht offen sein können (Martinsson et. al., 

2007), sondern auch zu dem ihrer LSBT-Schüler/-innen, die so keine positiven Vorbil-

der haben und mit der Vorstellung leben, dass Nicht-Heteronormativität eine Schande 

ist und etwas, das verheimlicht werden sollte. 

2.3.5. Beschäftigung 

Obwohl direkte Diskriminierung aufgrund sexueller Orientierung und Ge-

schlechtsidentität gegen das Gesetz verstößt (siehe Abschnitt 2.1) gibt es weiterhin 

indirekte Diskriminierung und somit Benachteiligung von LSBT im Schlüsselbereich der 

sozialen Eingliederung (UGT, 2010; Martinsson et al., 2007).  
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Die Richtlinie zur Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf (2000/78/EG) 

verbietet sowohl die direkte als auch die indirekte Diskriminierung aufgrund der sexuel-

len Ausrichtung in öffentlichen und privaten Bereichen des Arbeitsmarkts, der selb-

ständigen Erwerbstätigkeit, beim Zugang zu Berufsberatung, in der Berufsausbildung 

und beruflichen Weiterbildung, bei den Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen und 

bezüglich der Mitgliedschaft und Mitwirkung in Arbeitnehmerorganisationen.  

Dennoch sind LSBT-Erwerbstätige mit verschiedenen diskriminierenden Situa-

tionen konfrontiert, wie z. B. auch die Notwendigkeit, ihre sexuelle Orientierung zu 

verheimlichen, weil sie Angst haben, ihre Arbeit zu verlieren (Takács, 2006). Quinn und 

Paradise (2007) heben hervor, dass 42 % der befragten LSBT am Arbeitsplatz nicht 

ihre sexuelle Ausrichtung offen gelegt haben. Schikanen bei der Arbeit aufgrund der 

sexuellen Orientierung oder Geschlechtsidentität bestehen normalerweise darin, dass 

wiederholt Haltungen zum Ausdruck gebracht werden, die "die Würde von LSBT 

bedrohen oder die versuchen, ein einschüchterndes, feindliches, herabwürdigendes, 

erniedrigendes oder aggressives Umfeld zu schaffen" (UGT, 2010:9). Diese Haltungen 

schaffen eine Situation, in der der Zugang zu Arbeit und der berufliche Aufstieg er-

schwert werden oder die das Verbleiben der schikanierten Person am Arbeitsplatz 

gefährdet (UGT, 2010).  

Mehrere Studien in verschiedenen europäischen Ländern zeigen, dass LSBT 

direkte oder indirekte Diskriminierung erleben und Homophobie am Arbeitsplatz zu 

Ungleichbehandlung bei Aspekten wie z.B. die Anerkennung der durchgeführten 

Arbeit, Urlaub und Bezahlung führt (FRA, 2009). Wie in Abschnitt 2.4.1 dargelegt, 

erleben Transgender besondere Schwierigkeiten bezüglich der Diskriminierung am 

Arbeitsplatz.  

Die verfügbaren Daten zur Diskriminierung von LSBT am Arbeitsplatz beziehen 

sich hauptsächlich darauf, wie Europäer Diskriminierung am Arbeitsplatz aufgrund 

sexueller Orientierung wahrnehmen. In der Eurobarometer-Befragung 2006 gaben 32 

% der Befragten an, dass sie der Aussage, es sei für LSBT schwierig, sich zu ihrer 

sexuellen Orientierung am Arbeitsplatz zu bekennen, "voll und ganz zustimmen" und 

45,5 %, dass sie "eher zustimmen".37 

                                                

37 Es gibt große Unterschiede von Land zu Land: Mehr als die Hälfte der Bevölkerung von 
Zypern (67,8 %), Griechenland (54 %) und Rumänien (52,5 %) stimmen der Aussage, dass es 
für LSBT, schwierig sei, sich am Arbeitsplatz zu ihrer sexuellen Orientierung zu bekennen, voll 
und ganz zu; in Malta (20,3 %), Spanien (18 %) und dem Vereinigten Königreich (15,4 %) liegt 
der Anteil weit niedriger. 
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Auf die Frage "Welche Faktoren bergen für Erwerbstätige ein größeres Risiko, 

den Arbeitsplatz zu verlieren? gaben 2008 20,9% der Befragten für das Eurobarometer 

an, dass die sexuelle Orientierung (schwul oder lesbisch sein) einen Nachteil darstellt. 

2009 ging der Prozentsatz auf 19,3 % zurück.38 

Der Grad der Zustimmung zu den ergriffenen Maßnahmen zur Förderung von 

Chancengleichheit gemäß den Eurobarometer-Befragungen (2008, 2009) zeigt, bis zu 

welchem Grad die Bevölkerung glaubt, dass der Staat eingreifen muss, um Ungleich-

heit und Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung zu bekämpfen. Die 

Mehrheit der befragten europäischen Bürger "stimmten eher zu" (34.6 % 2008 und 

39,1 % 2009), gefolgt von den Befragten die "voll und ganz" zustimmten (34,1 % 2008 

und 28,2 % 2009).39 Wie eine europäische Studie zu Maßnahmen am Arbeitsplatz für 

lesbische und schwule Arbeitnehmer/-innen (Colgan et al., 2007) zeigt, ging die 

Heteronormativität am Arbeitsplatz trotz Gesetzen zum Schutz ihrer Rechte nicht 

zurück und es besteht immer noch eine Hierarchie zwischen sexuellen Identitäten, die 

beeinflusst, ob LSBT sich am Arbeitsplatz wohl fühlen (Gusmano, 2009).  

2.3.6. Gesundheit 

In diesem Abschnitt wird die Position von LSBT im Gesundheitssystem aus 

zwei Perspektiven betrachtet. Erstens geht es um die von Schwulen, Lesben und 

Transgendern erfahrene Diskriminierung im Gesundheitssystem. Zweitens werden die 

besonderen Bedürfnisse von LSBT in Bezug auf Gesundheit betrachtet, einschließlich 

der Frage sexuell übertragbarer Krankheiten. 

Untersuchungen in jüngster Zeit (Gibbons et al., 2008; Coll-Planas und Missé, 

2009; Pietrantoni et. al., 2008) weisen darauf hin, dass LSBT beim Zugang zum 

Gesundheitssystem vor verschiedenen Herausforderungen stehen. Dazu gehört, dass 

ihr/ihre gleichgeschlechtliche/-r Partner/Partnerin nicht als nächste/-n Angehörige/-n 

betrachtet wird oder die Elternschaft nicht anerkannt wird (z. B. wenn eine Entschei-

dung über die Behandlung des Partners/der Partnerin oder des Kindes zu treffen ist, 

                                                

38 Es gibt große Unterschiede von Land zu Land: 35,7 % der Befragten in Zypern, 33,9 % in 
Schweden und 33,4 % in Dänemark gaben an, dass schwul oder lesbisch sein ein Nachteil für 
Arbeitnehmer sei. Im Gegensatz dazu sagten dies 11,4 % der Befragten in der Tschechischen 
Republik und Irland, 11,3 % in Mazedonien und 10,3 % im Vereinigten Königreich. 
39 Die Länder, in denen die Mehrheit der Bevölkerung "voll und ganz" zustimmt, dass diese Art 
von Maßnahmen ergriffen werden müssen, sind folgende: Zypern (47,2 %), Irland (46,8 %) und 
Nordirland (43,3 %). Die Länder mit einem geringeren Prozentsatz voller Zustimmung sind 
folgende: Lettland (21,8 %), Österreich (21,2 %) und Slowakei (21 %). 
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oder es darum geht, ob sie im Krankenhaus besucht werden können). Ebenso geht es 

um die Unsichtbarkeit von LSBT, da sie vielleicht unsicher sind, ob sie ihre sexuelle 

oder Geschlechtidentität gegenüber den medizinischen Fachkräften offen legen sollen, 

da diese normalerweise davon ausgehen, dass sie heterosexuell und nicht Transgen-

der sind. Darüber hinaus stellte sich heraus, dass eine große Anzahl von Gynäkologen 

über die Sexualität von Lesben oder bisexuellen Frauen falsch informiert war. Im Fall 

von Transgendern kann zur Diskriminierung auch gehören, dass sie nicht mit ihrem 

bevorzugten Namen oder Geschlecht, mit dem sie sich selbst identifizieren, angespro-

chen werden. In den extremsten Fällen empfehlen einige Ärzte, dass ihre LSBT-

Patienten sich einer psychiatrischen Therapie unterziehen sollten, um sie von ihrer 

Homosexualität oder Transsexualität zu "heilen".40 

Bezüglich der Gesundheit von LSBT weisen Gibbons et al. (2008) darauf hin, 

dass Sexualität oder Geschlechtsidentität nicht per se der Grund für emotionale oder 

psychische Probleme sind. Die psychische Gesundheit dieser Menschen wird vom 

Grad der Homophobie und Transphobie in ihrem Umfeld beeinflusst.  

Im letzten Bericht des Gemeinsamen Programms der Vereinten Nationen zu 

HIV/AIDS von 2009 (UNAIDS, 2009: 67) heißt es, dass "sexuelle Beziehungen zwi-

schen Männern die vorherrschende Übertragungsart in Nordamerika und der Europäi-

schen Union sind". In dem Bericht wird auch unterstrichen, dass es innerhalb der 

Bevölkerungsgruppe von Männern, die Sex mit Männern haben, einige Gruppen gibt, 

bei denen das Risiko höher ist als bei anderen. Es wird bestätigt, dass das Präventi-

onsverhalten junger Menschen stark nachgelassen hat und dass die Infektionsraten 

unter Migranten ebenfalls sehr hoch sind.  

Sowohl die WHO als auch UNAIDS weisen darauf hin, dass die Durchführung 

regelmäßiger Tests auf sexuell übertragbare Infektionskrankheiten (STI) die frühe 

Erkennung des Virus vereinfacht und die Behandlungsergebnisse verbessert. Bezüg-

lich dieser Frage erzählen manche Betroffene, dass sie stigmatisiert wurden oder ihnen 

Schuldgefühle vermittelt wurden, als sie die Tests in öffentlichen Zentren durchführen 

ließen (Coll-Planas und Missé, 2009). Diese diskriminierende Behandlung spielt eine 

Rolle dabei, dass potenzielle Nutzer nicht in die Gesundheitszentren kommen. Im 

Gegensatz dazu weisen einige Studien darauf hin, dass es wichtig ist zu untersuchen, 

                                                

40 Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) strich Homosexualität 1990 von der Liste der 
psychischen Erkrankungen. Transsexualität wird weiterhin als Geschlechtsidentitätsstörung 
sowohl im WHO-Handbuch also auch von der American Psychatric Association (APA) klassifi-
ziert. Dennoch weisen beide Institutionen die Möglichkeit einer Heilung von Transsexualität 
zurück. 
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warum Menschen unsicheren Sex haben, obwohl sie Zugang zu Informationen über 

die Risiken haben, da Menschen, die gut über die Prävention von sexuell übertragba-

ren Krankheiten informiert sind, trotzdem weiterhin ein risikoreiches Sexualverhalten 

haben (Fernández-Dávila, 2009). 

Schließlich konzentrieren sich die meisten Informationskampagnen ausschließ-

lich auf HIV/AIDS und lassen die Vielzahl andere sexuell übertragbarer Krankheiten 

außen vor, über die es nur sehr wenige Informationen zur Prävention und zu ihren 

Auswirkungen, insbesondere auf Lesben, bisexuelle Frauen und Transgender, gibt. 

2.3.7. Kultur und Medien 

Was kulturelle Darstellungen betrifft, wird die tatsächlich erlebte Situation von 

LSBT oft vertuscht, in Stereotypen dargestellt oder sie werden stigmatisierend behan-

delt. Dabei könnte dieser Bereich als Grundlage dafür dienen, mit dieser Tradition 

entweder voreingenommener Darstellungen oder aber des Schweigens zu brechen. 

Dies kann z. B. erreicht werden, indem die historischen Erinnerungen von LSBT 

aufgearbeitet werden (Ausstellungen, Geschichtspfade durch die Stadt etc.), ein-

schließlich Veröffentlichungen zu dem Thema in Bibliotheken oder der Förderung 

kultureller Ausdrucksformen, die Respekt für sexuelle und geschlechtliche Vielfalt 

schaffen.  

Die Darstellung von LSBT in den Medien verdient besondere Aufmerksamkeit, 

da sie große Auswirkungen auf die allgemeinen Vorstellungen der Gesellschaft und 

auch auf Schwule, Lesben, Bisexuelle und Transgender selbst hat. So haben z. B. die 

Stereotypen von Transsexualität oder Transgenderismus, die in den Medien veröffent-

licht bzw. gesendet werden, eine sehr negative und stigmatisierende Wirkung auf die 

Identitätsbildung junger Transgender und sie schüren Selbsthass und Schuldgefühle 

(Espineira, 2008).  

Gleichzeitig kann die mächtige Wirkung der Medien auf die Gesellschaft auch 

positiv sein, wenn sie genutzt wird, um bestimmte gesellschaftliche Vorurteile abzu-

bauen und um sexuelle und geschlechtliche Vielfalt durch Erfahrungen und pluralisti-

sche Geschichten, die mit Stereotypen brechen, sichtbar zu machen. Dies wird im 

FRA-Bericht (2008) dargelegt mit Beispielen aus mehreren Ländern wie Spanien, 

Schweden und Dänemark, in denen die größere Sichtbarkeit von LSBT in den Medien 

von einer Steigerung der gesellschaftlichen Akzeptanz begleitet wird. 
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Wie auch bei den anderen hier behandelten Themen variiert die Darstellung 

des Lebens von LSBT in den Medien stark. Doch obwohl der Ansatz der Medien in 

dieser Frage heterogen ist, kann man sagen, dass in den letzten Jahren die reale 

Situation von Schwulen, Lesben, Bisexuellen und Transgender innerhalb der EU in den 

Medien sichtbarer geworden ist. Dennoch werden in den meisten Medien in mittel- und 

osteuropäischen Ländern viele diskriminierende Einstellungen gegenüber LSBT 

vermittelt und sogar Hass gegen sie geschürt.41 

In den europäischen Ländern, in denen LSBT breit in den Medien vertreten 

sind, gilt es, andere Herausforderungen zu überwinden. Trotz der Tatsache, dass in 

vielen Ländern offen schwule Männer und in geringerem Maße Lesben Programme 

moderieren oder Rollen in Fernsehserien spielen, werden sie meist als Stereotypen 

dargestellt.  

Die Terminologie, die für LSBT verwendet wird, ist oft nicht angemessen (Sto-

newall, 2007). So kommt es z. B. häufig vor, dass in Berichten über Transgender ihr 

vorheriger Name und ihr vorheriges Geschlecht verwendet werden und nicht der von 

ihnen gewählte Name und das gewählte Geschlecht. Die Medien berücksichtigen 

LSBT mehr, weil sie politisch korrekt sein wollen, aber oft werden sie und ihre Belange 

nicht respektvoll genug dargestellt.  

2.3.8. Sport 

Sport, egal ob Profi- oder Amateursport, ist ein Bereich, in dem die strenge 

Trennung nach Geschlechtern fortbesteht und aus diesem Grund ist er ein Nährboden 

für Diskriminierung und Angriffe auf LSBT. Geschlechtsstereotypen verfestigen die 

Vorstellung, dass einige Aktivitäten für Männer geeignet sind und andere für Frauen 

(Wamsley, 2008). Da den Männern größere körperliche Kraft zugesprochen wird, wird 

Sport als überaus maskuline Aktivität etabliert. Er wird somit zu einem Schlüsselbe-

reich, in dem vorherrschende männliche Ideale reproduziert werden (Anderson, 2002). 

Infolgedessen ist Wettkampfsport, der am häufigsten im Fernsehen ausgestrahlt wird 

und über die meisten Ressourcen verfügt, männlich, während Frauensport auf den 

zweiten Platz verwiesen wird. Dies gilt mit Ausnahme einiger weniger Sportarten, die 

stark mit Feminität assoziiert werden, wie z. B. Synchronschwimmen oder Eiskunstlau-

fen.  

                                                

41 Weitere Informationen hierzu sind in den in Litauen (Tereskinas, 2007) und Slowe-
nien (Kuhar, 2003) durchgeführten Studien zu finden.  
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Ein Indikator für die weit verbreitete Homophobie in der Sportwelt ist die große 

Zahl homophober Beleidigungen zur Verhöhnung von Gegnern oder Schiedsrichtern 

im Zusammenhang mit Sportwettkämpfen. Natürlich ermutigt ein solches Umfeld LSBT 

nicht dazu, sich zu zeigen oder ihre sexuelle Orientierung öffentlich zu machen. 

Tatsächlich gibt es noch immer sehr wenige Athleten und professionelle Sportler und 

Sportlerinnen, die offen schwul oder lesbisch sind (Wamsley, 2008). Diese ausgespro-

chene Unsichtbarkeit und Stigmatisierung spiegelt eine Situation wider, die sowohl bei 

Profi-Wettkämpfen als auch in lokalen Amateurligen existiert. 

Wenn schwule und lesbische Menschen Sport in einem von starker Homopho-

bie geprägten Klima treiben, dann kann man bezüglich Transgender- und intersexuel-

len Menschen in der Mehrheit der Fälle sagen, dass sie unmittelbar vom Wett-

kampfsport ausgeschlossen sind. Bei Profi-Wettkämpfen gibt es eine sehr strenge 

Trennung der Geschlechter. Seit 1966 verlangt das Internationale Olympische Komitee 

(IOC) von Athletinnen, dass sie sich einem Geschlechtstest unterziehen, um zu 

bestätigen, dass sie biologisch gesehen "Frauen" sind (Wamsley, 2008). Beispielswei-

se wird eine Transgender-Frau, die am Wettbewerb in einer Frauenliga teilnehmen 

möchte, Schwierigkeiten bekommen, da sie höhere Testosteronwerte aufweist als 

andere Frauen, was als unfairer Vorteil angesehen werden kann.  

Die Tendenz, eine strenge Trennung der Geschlechter im Sport beizubehalten, 

gilt auch für die meisten Amateursport-Wettbewerbe und führt dazu, dass Menschen, 

deren Geschlecht nicht dem Körper entspricht, in dem sie leben, ausgeschlossen 

werden. Daher ist die Integration von Transgendern im Sport komplex und letztlich 

geben viele den Sport auf, wenn sie ihre Geschlechtsanpassung beginnen. Viele 

betreiben auch niemals Sport wegen des Risikos, ihre Körper zu zeigen oder weil es 

notwendig ist, eine Geschlechtskategorie zu wählen. Bezüglich des obligatorischen 

Schulsports finden junge Transgender in den meisten Bildungseinrichtungen eine 

Trennung der Geschlechter bei sportlichen Aktivitäten vor. Außerdem sind sie gezwun-

gen, sich in den Umkleidekabinen des Geschlechts umzuziehen, das ihnen bei Geburt 

zugewiesen wurde, und sind somit Angriffen und Spott ausgesetzt, der an diesen Orten 

umso häufiger vorkommt, da Autoritätspersonen meist nicht anwesend sind. 

Es gibt ein offensichtliches Problem, wenn es um Vorbilder für LSBT in der Welt 

des Sports geht, die mit sexistischen und homophoben Stereotypen brechen. Ein 

direktes Ergebnis der oben genannten Faktoren ist, dass es nur sehr wenige LSBT-

Vorbilder im Sport gibt, die zu einem Bruch mit sexistischen, homophoben und 

transphoben Stereotypen beitragen könnten. Seit Beginn der 1990er Jahre gibt eine 

Bewegung, LSBT-Sportvereine zu gründen und Sportwettkämpfe auf internationaler 
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Ebene zu organisieren (wie z. B. die OutGames und die GayGames) sowie die europä-

ischen Spiele, die EuroGames, bei denen bei der letzten Austragung 5000 Athleten 

aus über 40 Ländern antraten. Diese Veranstaltungen ermöglichen es Sportlerinnen 

und Sportlern, Wettkämpfe auszutragen, ohne dass sie über ihre sexuelle Orientierung 

schweigen müssen und ermöglichen es einigen Transgendern, in dem Geschlecht 

teilzunehmen, in dem sie leben. 

2.3.9. Religiöse Institutionen 

Dieser Abschnitt behandelt die Frage der Religion, weil in einigen EU-Ländern 

religiöse Institutionen und Führungspersönlichkeiten eine herausragende Stellung in 

öffentlichen Debatten zu den Rechten von LSBT einnehmen. Dies wird im FRA-Bericht 

(2009) deutlich, der aufzeigt, wie einige Debatten und religiösen Organisationen 

(hauptsächlich orthodoxe und katholische) versuchen, ihre Staatsregierungen unter 

Druck zu setzen, damit sie Positionen gegen die Akzeptanz bestimmter Rechte für 

LSBT einnehmen. Diese Tendenz besteht in osteuropäischen Ländern fort (z. B. 

Lettland, Litauen, Polen, Rumänien) und in den europäischen Mittelmeerländern (u. a. 

Spanien, Italien, Griechenland). 

Es gibt jedoch auch religiöse Vereinigungen mit einem progressiveren Ansatz, 

die sich für die Verteidigung der Rechte von Schwulen, Lesben, Bisexuellen und 

Transgendern einsetzen. Dies trifft auf einige protestantische Kirchen zu, meist in 

Nordeuropa (Schweden, Finnland, Norwegen und Vereinigtes Königreich) und auf die 

Waldenserkirche in Italien. In einigen Städten in diesen Ländern beteiligen sich religiö-

se Organisationen an der LSBT-Bewegung, sie nehmen an Demonstrationen teil, die 

zur Feier des Internationalen Tags der Lesben, Schwulen, Bisexuellen und Transgen-

der stattfinden.  

Über die Teilnahme von religiösen Führern an der politischen Debatte über die 

Rechte von LSBT hinaus gibt es eine scharfe Kontroverse darüber, was als "religiöse 

Ausnahme" bezeichnet wird bezüglich des Verbots der Diskriminierung aufgrund der 

sexuellen Orientierung am Arbeitsplatz. Die Richtlinie zur Gleichbehandlung in Be-

schäftigung und Beruf (2000/78/EC) verbietet Diskriminierung aufgrund der sexuellen 

Ausrichtung, erlaubt jedoch religiösen Organisationen bis zu einem gewissen Grad 

Ausnahmen (Quinn und Paradise, 2007). Dementsprechend können diese Organisati-

onen Menschen anders behandeln, wenn sie sich den Überzeugungen dieser Organi-

sation nicht anschließen. In mehreren Fällen wurde die sexuelle Orientierung als nicht 

den religiösen Überzeugungen entsprechend angesehen und somit die Diskriminierung 
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von LSBT in Institutionen, deren Träger religiöse Organisationen sind (Gesundheit, 

soziale Integrations- und Bildungszentren etc.) gerechtfertigt. 

2.4. Mögliche Zielgruppen der Strategien 

LSBT werden nicht nur aufgrund ihrer sexuellen Orientierung oder Geschlechts-

identität diskriminiert, sondern auch andere Einordnungen können Ursache für eine 

Ungleichbehandlung sein, wie beispielsweise Alter, Geschlecht, soziale Schicht oder 

Behinderung. In diesem Abschnitt werden Probleme behandelt, die LSBT betreffen, die 

sich in einer besonders benachteiligten Lage befinden, nämlich Transgender und 

Intersexuelle, Ältere, Migranten und Menschen aus ethnischen Minderheiten. Andere 

Gruppen, die auch als benachteiligt gelten können, beispielsweise Minderjährige und 

Menschen mit HIV/Aids, werden in diesem Abschnitt nicht berücksichtigt, da ihre 

Probleme in den Abschnitten zu Bildung bzw. Gesundheit behandelt wurden. Obwohl 

sie sich in einer besonders benachteiligten sozialen Lage befinden, wurden spezifische 

Informationen über LSBT mit körperlichen oder geistigen Behinderungen hier nicht 

berücksichtigt, da diese Studie keine Fälle von lokalen Behörden ausmachen konnte, 

die besondere auf sie abzielende Maßnahmen erarbeitet hätten.42 Es kann im Allge-

meinen jedoch festgehalten werden, dass LSBT mit einer körperlichen oder geistigen 

Behinderung bei der Befriedigung ihrer Grundbedürfnisse häufig auf Hindernisse 

stoßen, und dies hat oft Auswirkungen auf ihre Fähigkeit, Freundschaften und/oder 

Partnerbeziehungen zu schließen (siehe FRA, 2009).  

2.4.1. Transgender  

Transgender befinden sich in einer besonders prekären Lage, da sie sich einem 

hohen Maß an Diskriminierung, Stigmatisierung und Gewalt gegenüber sehen. Ein 

zentraler Aspekt, der viele damit zusammenhängende Probleme beeinflusst, ist die 

Ansicht, dass Transsexualität eine psychische Krankheit sei (bezeichnet als „Ge-

schlechtsidentitätsstörung“).43 In Diagnosehandbüchern wird sie als solches in Katego-

                                                

42 Für weitere Informationen zu LSBT mit Behinderungen siehe Berardi (2007).  

43 Eine Kritik zu dem Pathologisierungsprozess ist in Missé und Coll-Planas (2010) zu finden. 
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rien eingeordnet: unter DSM-IV-R bei der American Psychiatric Association (APA), und 

unter ICD-10 bei der Weltgesundheitsorganisation (WHO).44 

Diese Pathologisierung der Identität hat eine Reihe von praktischen Folgen in 

ihrem Leben: Dadurch wird die Stigmatisierung verschlimmert, werden die Verfahren 

zur Änderung des Namens oder des angegebenen Geschlechts gesetzlich reguliert, 

wird der Zugang zur medizinischer Behandlung für Geschlechtsanpassungen (Hormon-

therapie und/oder Operation) kontrolliert, und sie steht im engen Zusammenhang mit 

der Tatsache, dass die Stellen, bei denen Informationen zu Transsexualität erhalten 

werden können, in erster Linie medizinische Zentren sind. Zudem wird durch die 

Ansicht, dass Transsexualität eine psychische Störung sei, die Stigmatisierung ver-

stärkt und die Vorstellung nochmals bestätigt, dass Transsexuelle minderwertig seien 

und nicht zum Bereich des “Normalen” gehörten. Dies ist die Vorstellung, auf der die 

Angriffe und die Diskriminierung beruhen. Es muss jedoch darauf hingewiesen werden, 

dass nach Ansicht vieler Transgender das Bestehen einer Bezeichnung wie „Ge-

schlechtsidentitätsstörung“ eine nützliche Formulierung ist, um Krankenversicherungs-

schutz für Hormontherapien und/oder operative Behandlungen zu erhalten. 

In den von den EU-Mitgliedsstaaten verabschiedeten Gesetzen hinsichtlich der 

Änderung von amtlichen Dokumenten von Transgendern ist mehrheitlich festgelegt, 

dass eine Voraussetzung für eine rechtmäßige Änderung des Namens oder der 

Geschlechtsangabe die Vorlage einer Bescheinigung über eine Geschlechtsidentitäts-

störung ist.45 In einigen Fällen bestehen sogar zwingende Voraussetzungen wie die 

Durchführung von Behandlungen zur Geschlechtsanpassung, Annullierung der Ehe 

oder chemische Sterilisation. Das Verfahren, um eine Bescheinigung über die psychi-

sche Störung zu erhalten, kann je nach Land Monate oder sogar Jahre dauern. Diese 

Voraussetzungen bedeuten, dass viele Transgender keine Dokumente oder Unterla-

gen haben, die ihrem Aussehen oder ihrer Erfahrung entsprechen – was ihnen viele 

Probleme im Alltag bereitet, sie der Diskriminierung aussetzt, oder Aktivitäten wie den 

Besuch einer Bücherei oder einer Sportstätte, Zahlungen per Kreditkarte, Anmeldun-

gen bei Schulen oder Aufrufen aus dem Wartezimmer einer Arztpraxis schwierig 

gestaltet. 

                                                

44 Die APA sah bis 1973 und die WHO bis 1990 Homosexualität als eine psychische Störung an 
(Coll-Planas, 2009).  
45 Siehe Whittle et al. für eine Vergleichstabelle der europäischen Gesetzgebung zu diesem 
Gebiet (2008: 24). 
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Hinsichtlich der Geschlechtsanpassung verfolgen die EU-Staaten derzeit keinen 

einheitlichen Ansatz zum Krankenversicherungsschutz für die Behandlung von Trans-

gendern im öffentlichen Gesundheitswesen.46 Das daraus resultierende obligatorische 

und starre psychiatrische Verfahren hat eindeutige Auswirkungen auf die Gesundheit 

der Transgender. Damit sie nicht psychiatrische Verfahren durchmachen müssen, 

entscheiden sich viele Transgender für eine Selbstmedikation mit Hormonen oder zu 

riskanten Operationen. Zudem haben Transgender aufgrund des Einflusses des 

psychiatrischen Diskurses, der fehlenden Unterstützung durch die Öffentlichkeit und 

der Fragilität ihres Aktivismus Schwierigkeiten, außerhalb des medizinischen Umfelds 

Informationen zu erhalten und Treffpunkte zu finden.  

Abgesehen von der medizinischen und rechtlichen Diskriminierung sind Trans-

gender, vor allem Frauen, mit anderen großen Hindernissen konfrontiert. Dies betrifft 

den Zugang zu Wohnraum oder dem Arbeitsmarkt, entweder weil sie erkennbar 

Transgender sind oder weil sie ihre Unterlagen und Dokumente nicht geändert haben. 

Dies sind einige der Gründe, warum eine große Anzahl von Transgender-Frauen in die 

Prostitution getrieben werden. Dadurch entstehen zwei bedeutende Herausforderun-

gen: die Erleichterung des Zugangs zum Arbeitsmarkt für Transgender-Frauen, so 

dass sie sich nicht mehr gezwungen sehen, eine Arbeit auszuüben, die sie nicht 

machen möchten, sowie die Verbesserung der Gesundheits- und Sicherheitsbedin-

gungen für Transgender-Frauen, die in der Sexindustrie arbeiten. 

2.4.2. Intersexuelle 

Im Hinblick auf Intersexuelle muss aufgrund der ausgesprochenen Unsichtbar-

keit, die der Kern ihrer sozialen Diskriminierung ist, das Bewusstsein für die mit ihnen 

zusammenhängenden Themen verbessert werden. Derzeit empfehlen die internationa-

len Protokolle, die die nach Geburt von Intersexuellen zu befolgenden Verfahren 

bestimmen, Hormontherapien und genitalangleichende Operationen. Zwar kann bei 

einigen Varianten der Intersexualität eine medizinische Behandlung der Person zum 

Überleben notwendig sein, jedoch geht es in der Mehrzahl der Fälle eher um Hormon-

therapien und chirurgische Verfahren, die nicht auf die Verbesserung der Gesundheit 

abzielen, sondern auf die Anpassung des Körpers an die Dichotomie in Mann und Frau 

(Fausto-Sterling, 2000).  

                                                

46 Für weitere Informationen siehe Whittle et al. (2008).  
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Eines der Hauptprobleme der Intersexuellen ist, dass sie erst Jahre später ent-

decken, dass sie bei Geburt operiert wurden, weil ihre Eltern ihnen dies nicht gesagt 

haben oder weil ihre Eltern selbst nicht entsprechend informiert wurden. Zudem wissen 

viele Menschen gar nicht, dass sie intersexuell sind, und stellen dies erst fest, wenn sie 

Gesundheitsprobleme im Zusammenhang mit ihren Hormonen bekommen (siehe z. B. 

Klinefelter-Syndrom). 

Seit den 1990er Jahren hat sich ein Intersex-Aktivismus entwickelt, der sich kri-

tisch damit auseinandersetzt, wie Intersexualität angesehen und behandelt wird, und 

die Forderung erhebt, dass Neugeborene nicht mehr operativ behandelt werden 

(Chase, 2005). Andererseits sprechen sich andere Intersexuelle stark für einen opera-

tiven Eingriff aus, da es ihrer Meinung nach eine beschämende und peinliche Erfah-

rung ist, ein Leben in einem weder als männlich noch als weiblich einzuordnenden 

Körper in einer Gesellschaft führen zu müssen, in der das Geschlecht von zentraler 

Bedeutung für die Definition einer Person ist (Gregori, 2009). 

Auch wenn die Probleme der Intersexuellen meistens nicht in den Zuständig-

keitsbereich der Kommunen fallen, ist es doch wichtig, bei Schulungen von Mitarbei-

tern von lokalen Verwaltungen über ihre Situation zu sprechen, besonders wenn diese 

sich an Fachleute im Gesundheitswesen wenden. Wesentlich ist auch, dass Anstren-

gungen unternommen werden, die Informationen und die Sichtbarkeit hinsichtlich der 

wirklichen, von Intersexuellen durchgemachten Situation zu verbessern. 

2.4.3. LSBT im Alter  

In den letzten Jahren haben ältere LSBT ihre Sorge zum Ausdruck gebracht, 

dass sie im Alter wieder nicht mehr offen leben können oder dass sie Angst haben, 

allein zu sein. Sie weisen darauf hin, dass die meisten Stellen, Einrichtungen und 

Programme für Senioren eine heterosexistische Perspektive haben. Dies bedeutet, 

dass die Sozialarbeiter oder Pfleger in Altenheimen und Tageseinrichtungen oft nicht 

die sexuelle und geschlechtliche Vielfalt der zu pflegenden Personen berücksichtigen. 

Dazu kommt noch, dass Menschen ihrer Generation oft eher intolerantere Ansichten 

haben, wodurch es für ältere LSBT sehr schwierig wird, ihre Gefühle oder Geschlechts-

identität freiheraus und ohne Angst zu äußern. 

Viele ältere LSBT haben keine Kinder oder haben vielleicht wegen homopho-

ber/transphober Einstellungen die Verbindung zu ihren ursprünglichen Familien 

gekappt. In Extremfällen kann dies zu einer sozialen Isolierung mancher LSBT führen 
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und damit erhöht sich die Wahrscheinlichkeit, dass sie allein und verlassen sterben. 

Diese extremen Situationen steigern die Angst von LSBT, alleine alt zu werden (Coll-

Planas und Missé, 2009).  

Ältere Transgender befinden sich in einer besonders gefährdeten Lage (Minter, 

2002). Bei Transgender-Frauen haben die meisten eine Hormontherapie erhalten und 

sich Operationen unterzogen, als diese noch nicht so streng reguliert waren, so dass 

zahlreiche Gesundheitsprobleme entstanden sind. Zudem erfahren Transgender-

Frauen, die in der Sexindustrie gearbeitet haben, eine weitere soziale Ausgrenzung im 

Alter, da sie stigmatisiert werden und zudem keine Rente erhalten, weil es in den 

meisten europäischen Ländern keine gesetzliche Regelungen zur Prostitution gibt. 

Dies zusammen mit möglicherweise übertragenen Geschlechtskrankheiten hat dazu 

geführt, dass Transgender-Frauen in einigen Fällen eine erheblich niedrigere Lebens-

erwartung als andere Frauen ihrer Generation haben.  

Bei Transgender-Männern gab es vor den 1980er Jahren noch keine Hormon-

therapien und Operationen, so dass es zurzeit nur wenige ältere Transgender-Männer 

gibt. Daher gibt es nur wenig Informationen über ihre Probleme und Bedürfnisse im 

Alter. 

2.4.3. LSBT-Migranten und LSBT aus ethnischen Minderheiten 

LSBT, die Migranten sind und/oder einer ethnischen Minderheit angehören 

(beispielsweise Roma) sind besonders gefährdet, da sie in einem Dilemma stecken. 

Einerseits stellen sie eine Minderheit innerhalb einer Gesellschaft dar, die eventuell 

fremdenfeindliche Einstellungen gegen sie hegt, und andererseits leben sie als LSBT 

in ihrer ursprünglichen Gemeinschaft.  

In europäischen Städten mit großen Immigrationsströmen sind fremdenfeindli-

che und rassistische Diskussionen unter Teilen der LSBT aufgekommen (FRA, 2009). 

Sie führen an, dass die Einwanderung aus Ländern, in denen weniger tolerante 

Einstellungen gegenüber Homosexualität und Transsexualität herrschen, beschränkt 

werden sollte, da dies für LSBT zu einem Verlust von Rechten führen könnte (Carmo-

na, 2006).  

Auch wenn nicht alle Einwanderergruppen oder ethnischen Minderheiten unbe-

dingt homophober oder transphober sind als die einheimische Bevölkerung, ist es 

richtig, dass ein bedeutender Anteil der Immigranten, die in Europa ankommen (oder 

innerhalb der EU migrieren), aus Ländern kommen, in denen Homosexualität und 
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Transsexualität in sozialer und rechtlicher Hinsicht weniger akzeptiert oder sogar aktiv 

unterdrückt werden. In der Tat immigrieren viele LSBT in große Städte in Westeuropa, 

da sie in ihren Heimatländern nicht frei und sicher als bekennende LSBT leben können.  

Sobald sie in Europa sind, können LSBT-Immigranten starken Konflikten zwi-

schen ihren Verbindungen zu ihrer Herkunftsgemeinschaft und der Entwicklung oder 

sicheren Äußerung ihrer sexuellen Orientierung/Geschlechtsidentität ausgesetzt sein. 

In den letzten Jahren haben sich in verschiedenen europäischen Städten Organisatio-

nen gebildet, die LSBT-Immigranten Unterstützung und Hilfe anbieten. Sie versuchen 

die Integration von Lesben, Schwulen, Bisexuellen und Transgendern zu fördern, 

während sie darauf hinwirken, dies in Einklang mit den Beziehungen zu ihrer ursprüng-

lichen Gemeinschaft und Kultur zu bringen.  
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3. Empfehlungen 

Dieses Kapitel beschreibt konkrete Erfahrungen mit Maßnahmen, die von euro-

päischen Städten und Gemeinden entwickelt und umgesetzt wurden, um Diskriminie-

rung aufgrund sexueller Orientierung oder Geschlechtsidentität zu bekämpfen und 

leitet entsprechende Empfehlungen ab. Die Vorschläge beruhen auf Daten, die aus 

ursprünglichen/neuen Fallstudien sowie aus Literatur von LSBT-Einrichtungen und -

Verbänden aufbereitet wurden. 

Vor der Formulierung konkreter Empfehlungen gilt es zu verdeutlichen, dass die 

kommunalen Zuständigkeiten und Befugnisse in den einzelnen Ländern und selbst 

innerhalb eines Landes aufgrund von Faktoren wie der Größe der Gemeinde unter-

schiedlich sind. Aus diesem Grund können nicht sämtliche der hier vorgestellten 

Empfehlungen in allen Gemeinden umgesetzt werden. Die Empfehlungen zielen 

insbesondere auf die kommunale Ebene ab, sind jedoch auch dazu geeignet, Hand-

lungsideen für Verwaltungsorgane auf weiteren Regierungsebenen aufzuzeigen.  

Einige Städte und Gemeinden suchen nach Möglichkeiten der Einflussnahme in 

Bereichen, von denen sie a priori ausgeschlossen sind. So suchen sie nach kreativen 

Wegen, um beispielsweise gleichgeschlechtliche Partner anzuerkennen, obwohl sie 

von staatlicher Seite aus dazu nicht berechtigt sind, oder eine Namensänderung von 

Transgendern durchzuführen, die dies selbst aus verschiedenen Gründen auf gesetzli-

chem Wege nicht durchsetzen konnten (siehe Bewährtes Praxisbeispiel 35).  

Register für gleichgeschlechtliche Partnerschaften in italienischen Städten (Italien) 

Einige italienische Städte wie Bagheria (Palermo) und Pisa haben symbolische Register für gleichge-

schlechtliche Partnerschaften eingerichtet. In anderen Städten wie Bologna hat der Rat zugelassen, dass 

in einer Beziehung lebende und zusammenlebende Personen in das Register im Standesamt eingetragen 

werden können. Diese symbolische Handlung ermöglicht eine Änderung der Verordnung zum sozialen 

Wohnungsbau, so dass jetzt auch Schwule und Lesben am öffentlichen Auswahlverfahren für geförderte 

Wohnungen teilnehmen können. Im Juli 2010 verabschiedete die Stadt Turin eine interne Verwaltungsvor-

schrift mit dem Titel “Verordnung für die Anerkennung von eingetragenen Lebenspartnerschaften”. Diese 

Verordnung berechtigt die Partner von eingetragenen Lebenspartnerschaften (einschließlich gleichge-

schlechtlicher Paare), eine Bescheinigung über die "Eintragung einer familiären Beziehung aufgrund einer 

emotionalen Bindung" zu beantragen. Weitere Informationen: http://www.comune.bologna.it und 

www.comune.torino.it/regolamenti  
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Der Appell von Montpellier (Frankreich) 

Am 14. November 2009 forderte die Bürgermeisterin von Montpellier die Legalisierung der Ehe gleichge-

schlechtlicher Partner in Frankreich und appellierte an die französische Regierung, die Rechte von 

Schwulen und Lesben zu achten. Gewählte Vertreter und Bürgermeister, wie beispielsweise die Bürger-

meister von Paris, Toulouse und Lille schlossen sich diesem Appell an. Weitere Informationen: 

http://www.lappeldemontpellier.fr/ 

3.1. Lokale Verwaltung 

Einer der Hauptbereiche, in denen verschiedenen Kampagnen umgesetzt wer-

den können, ist die lokale Verwaltung selbst.  

Eine gute kommunalpolitische Praxis setzt sich aus zwei grundlegenden Be-

standteilen zusammen. Erstens muss die Politik die Schwierigkeiten gut kennen, mit 

denen LSBT in der Gemeinde konfrontiert sind, und einhergehend damit eine präzise 

“Diagnose” der kommunalen Probleme und Herausforderungen treffen können (siehe 

Bewährtes Praxisbeispiel 2). Dabei gilt es, die Heterogenität zu berücksichtigen, die 

sich hinter dem Kürzel LSBT verbirgt, und auf die Bedürfnisse der Gruppen einzuge-

hen, die sich selbst als besonders schutzlos betrachten (siehe Abschnitt 2.4). Zweitens 

müssen die lokalen LSBT-Verbände an der Formulierung und Unterstützung sowohl 

der Diagnostik als auch den Maßnahmen, die vorgeschlagen und ergriffen werden, 

beteiligt werden. Ferner ist es ratsam, Beratung von Fachleuten oder sonstigen Gre-

mien in Anspruch zu nehmen, die Erfahrung mit der Umsetzung ähnlicher Maßnahmen 

haben (siehe Bewährtes Praxisbeispiel 4). 

Inspiriert von einer Politik zur Gleichstellung der Geschlechter, die bereits auf 

eine längere Tradition zurückblicken kann, wird deutlich, dass sich das angestrebte Ziel 

von Strategien gegen Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung oder 

Geschlechtsidentität nicht auf einige wenige konkrete Maßnahmen beschränken darf, 

sondern die öffentlichen Politikbereiche insgesamt durchdringen muss. Anders ausge-

drückt sollen alle staatlichen Behörden das Ziel verfolgen, eine Politik zu gestalten, die 

die Auswirkungen auf die von LSBT erlebten Realitäten berücksichtigt.  

Als Grundlage für diese Politik gilt die Praxis des Mainstreaming. Sie ist als 

übergreifende Vernetzung der verschiedenen Regierungsebenen konzipiert, um für 

einen Ausgleich der Fragmentierung politischer Strategien zu sorgen, die sich auf das 

Umfeld beschränken, in dem sie umgesetzt werden. Gemäß der Definition des Copen-

hagen Catalogue of Good Practices (The Danish Institute for Human Rights and World 
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Outgames, 2009) soll mithilfe des Mainstreaming dafür gesorgt werden, dass LSBT 

gegen die tägliche Diskriminierung auf Ebene der öffentlichen Politik geschützt werden, 

so dass sie ihre Rechte als Bürger einfordern und aktiv an allen Bereichen des gesell-

schaftlichen Lebens teilhaben können. Der Hauptfokus liegt jedoch auf der Einbezie-

hung von LSBT-Perspektiven in Entwicklung, Verbesserung und Beurteilung von 

Strategien, neuen Gesetzen, Programmen und sonstigen Aktivitäten. Es kann zwi-

schen zwei Richtungen im Mainstreaming unterschieden werden: 

- Internes Mainstreaming: Lokale Verwaltungen arbeiten auf horizontaler Ebene und 

beziehen alle mit LSBT-Fragen befassten Bereiche der Stadt und von Verbänden 

mit ein. Eine gute Veranschaulichung dieses Mainstreaming-Konzepts bietet die 

Arbeit der Pilotgruppe der Stadt Turin (siehe Bewährtes Praxisbeispiel 7); 

- Extern: Lokale Verwaltungen müssen auf vertikaler Ebene zusammenarbeiten, um 

verschiedene Reaktionen auf öffentliche Bedürfnisse zu bündeln und um langfristig 

für Kontinuität zu sorgen. Folgende Faktoren können zu vertikalen Beziehungen 

beitragen: Forderungen von LSBT-Verbänden, Forschung, Beteiligungsmechanis-

men, nationale Beachtung von LSBT-Themen, um lokale Verwaltungen anzuspor-

nen, sich ebenfalls in diese Richtung zu engagieren, Beachtung von LSBT-Themen 

auf europäischer Ebene, auf die sich andere kommunale Verwaltungsebenen dann 

berufen können. 

Diese Studie hat das Bewusstsein für vielfältige alternative Strategien zur För-

derung der Gleichstellung von LSBT und die Vorteile und Nachteile verschiedener 

Ansätze geschärft. Zunächst haben sich einige Verwaltungen dazu entschlossen, ein 

eigenes Gremium zur Förderung einer LSBT betreffenden Politik einzurichten (siehe 

Bewährte Praxisbeispiele 5 und 8). Die Stärken dieses Modells liegen im transparenten 

Umgang mit diesem Thema sowie der eigenständigen Entwicklung konkreter Maß-

nahmen. Die Herausforderung liegt dagegen darin, weitere Verwaltungsbereiche in die 

Integration einer LSBT-Perspektive einzubinden. Darüber hinaus ist es strittig, ob die 

Bekämpfung von Diskriminierung am besten mit der Einrichtung spezieller Stellen für 

die einzelnen Aspekte (Geschlecht, Rasse, ethnische Herkunft, sexuelle Orientierung, 

Alter, Behinderung usw.) erfolgen sollte, oder ob die einzelnen Formen gleichzeitig 

mithilfe von allgemeinen und übergreifenden Gesetzen und Maßnahmen bekämpft 

werden sollen. 
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Plan der Stadt Berlin für die LSBT-Gemeinschaft  

Im Februar 2010 hat der Senat der Stadt Berlin den Beschluss gefasst zu “Berlin steht für 

Selbstbestimmung und Akzeptanz sexueller Vielfalt”. Er zielte auf einen stadtweiten Plan, homosexuellen-

feindlichen und transsexuellen-feindlichen Einstellungen und Verhalten entgegen zu wirken. Mit der 

Betonung auf differenzierte und zielgruppenorientierte Aktionen und mit Unterstützung der NGOs wurde 

ein Gesamtpaket über 23 Maßnahmen entworfen, um Ausbildung und Wahrnehmung zu stärken, 

Diskriminierung, Gewalt und vorurteilsmotivierten Straftaten entgegen zu wirken, die Gesetzgebung voran 

zu bringen und den Dialog voran zu treiben mit dem Ziel der Verbesserung der Wahrnehmung ebenso wie 

der Einbeziehung bundesweiter gesetzlicher Gleichstellung auf der Grundlage interdepartmental 

Kooperation. Das Programm wird unterstützt mit einem jährlichen Budget in Höhe von 2.100.000,-- €. 

Weitere Informationen: www.Berlin.de/lads/gglw 

 

Ein zweites Modell verfolgt genau diesen Ansatz, indem nämlich eine einheitli-

che Stelle geschaffen wird, die sich mit allen Arten von Diskriminierung (aus Gründen 

der Rasse, der ethnischen Herkunft, Religion, Behinderung, sexuellen Orientierung 

oder Geschlechtsidentität usw.) beschäftigt. Ein Vorteil dieses Modells liegt darin, dass 

es hilft, Ähnlichkeiten zwischen den unterschiedlichen Formen der Diskriminierung zu 

verstehen, und die Arbeit in Querschnittsbereichen fördert. Die übergreifende Arbeit 

birgt jedoch die Gefahr, dass die Bekämpfung von Homophobie und Transphobie 

unsichtbar bleibt, da anderen Formen der Diskriminierung höhere Priorität eingeräumt 

wird. 

Schließlich gibt es noch ein drittes, eher hypothetisches Modell: Die Bekämp-

fung von Homophobie und Transphobie im Rahmen einer Politik zur Gleichstellung der 

Geschlechter (siehe Bewährtes Praxisbeispiel 3). Wenn man davon ausgeht, dass 

Angriffe auf LSBT ihren Ursprung in einer Übertragung der Unterschiede und Un-

gleichheiten zwischen Frauen und Männern haben, so bietet sich die Möglichkeit einer 

übergreifenden Arbeit in den Bereichen der lokalen Verwaltung, die für diese Fragen 

zuständig sind. Solch ein Ansatz würde die Gemeinsamkeiten derartiger Formen der 

Diskriminierung berücksichtigen und Maßnahmen bündeln helfen. Dieses Modell 

widerspricht jedoch der vorherrschenden Definition von Geschlechterpolitik (die sich 

ausschließlich auf die Ungleichheit zwischen Männern und Frauen konzentriert), die 

institutionell tief verwurzelt ist. Weitaus ergiebiger könnte ein umfassenderes Konzept 

zur Gleichstellung der Geschlechter (etwa “Geschlechterpolitik”) sein, das Annahmen 

zu Männern und Männlichkeit nicht nur als Gegensatz zu Frauen und Weiblichkeit, 

sondern auf gleicher Ebene untersucht.  

Ein erster Schritt für konkrete Maßnahmen könnte in den lokalen Verwaltungen 

direkt ansetzen, indem kommunale Mitarbeiter geschult werden, um eventuell vorhan-

dene homophobe und transphobe Vorurteile abzubauen, so dass ein objektiveres Bild 
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der realen Situation von LSBT entsteht. Es gibt vielfältige Möglichkeiten, sich auf 

Schwerpunktbereiche zu konzentrieren (Mitarbeiter im Bürgerservice, Lehrpersonal, 

Pflegepersonal für ältere Menschen...). Weitere Beispiele sind in den Bewährten 

Praxisbeispielen 1, 6, 24 und 26 enthalten.  

 

Workshop bei der Stadt Wien (Österreich) 

Alle noch nicht lange bei der Wiener Stadtverwaltung tätigen Angestellten müssen einen Workshop zu 

Antidiskriminierung und LSBT-Fragen absolvieren. Jährlich nehmen rund 220 Personen an den Kursen 

teil; die Stadt veranstaltet 15 bis 18 Pflicht-Workshops im Jahr, die vom Geschäftsbereich Personal 

koordiniert werden. In den Workshops geht es um Vorurteile gegen LSBT und die Sichtbarkeit von 

lesbischen und schwulen Mitarbeitern am Arbeitsplatz in der Stadtverwaltung. Weitere Informationen: 

http://www.wien.gv.at/queerwien/  

 
“Sexuelle Orientierung und Geschlechtsidentität”, Schulung für Mitarbeiter der Stadt Rom (Italien) 

Die Initiative wurde vom Ständigen Koordinierungsausschuss zur Geschlechtsidentität und sexuellen 

Orientierung gefördert, der aus der Abteilung für Kulturpolitik und Kommunikation der Stadt Rom und 17 

lokalen LSBT-Verbänden gebildet wird. Die Schulung zu sexueller Orientierung und Geschlechtsidentität 

richtet sich an die städtische Polizei sowie Mitarbeiter/-innen mit Publikumsverkehr und der Standesämter.  

3.2. Aktionen der Anerkennung 

Auf symbolischer Ebene können lokale Verwaltungen ihrer Unterstützung für 

LSBT, der Anerkennung ihrer Mitwirkung sowie der Verurteilung von erlittenen Angrif-

fen und Diskriminierung Ausdruck verleihen, indem Vertreter von LSBT-Verbänden 

eingeladen werden, bei Amtshandlungen zugegen zu sein, und institutionelle Vertreter 

auf Veranstaltungen der LSBT-Verbände anwesend sind.  

 

 

Symbolische Hochzeit eines lesbischen Paars in Ljubljana (Slowenien) 

Das Thema der Pride Parade in Ljubljana im Jahr 2004 war die gleichgeschlechtliche Ehe. Während der 

Pride Parade, die vor dem Rathaus stattfand, wurde symbolisch die Ehe eines lesbischen Paars 

geschlossen. Die damalige Bürgermeisterin Danica Simšič (Bürgermeisterin von Ljubljana von 2003 bis 

2006), die die Trauung nicht offiziell vollziehen konnte (aus diesem Grund wurde die Rolle der 

Bürgermeisterin von einem Schauspieler eingenommen), überreichte dem verheirateten lesbischen Paar 

stattdessen ein Geschenk. Den “frisch Vermählten” wurden zwei künstlerisch gestaltete Gläser überreicht, 

ein Geschenk, das normalerweise heterosexuelle Paare bei ihrer Trauung in Ljubljana bekommen. Die 

Bürgermeisterin hatte dies den Veranstaltern der Pride Parade vorher nicht angekündigt, so dass dieser 

Akt eine unerwartete, aber schöne und auch politisch und symbolisch sehr wichtige Überraschung war. 
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Es gibt drei wichtige Termine, die man im Gedächtnis behalten sollte: 17. Mai: 

Internationaler Tag gegen Homophobie und Transphobie; 28. Juni: Internationaler Tag 

von Lesben, Schwulen, Transgender und Bisexuellen (CSD); und 20. November: 

Transgender Day of Remembrance (siehe Bewährte Praxisbeispiele 10, 11, 12 und 

30). Neben der symbolischen Unterstützung arbeiten viele europäische Städte und 

Gemeinden aktiv mit Organisationen zusammen, die für solche Feierlichkeiten in ihren 

jeweiligen Städten zuständig sind. 

 

Organisation des Internationalen Tags gegen Homophobie und Transgender Day of Remembrance 

in Turin (Italien) 

In Turin werden der Internationale Tag gegen Homophobie (17. Mai) und der Transgender Day of 

Remembrance (20. November) im Rahmen eines gemeinsamen Maßnahmenprogramms der Stadt, der 

Provinz, der Regionalbehörde und der Coordinamento Torino Pride LGBT [Koordinationsstelle der LSBT 

Turin Pride] (bestehend aus lokalen LSBT-Verbänden) gefeiert. Im Laufe der Jahre sind Initiativen 

entstanden, in denen verschiedene Stellen der Stadt (Informationsbüros für Jugendliche, öffentliche 

Bibliotheken und Bezirke) sowie weitere Städte, Gemeinden und Verbände auf regionaler Ebene zusam-

mengeschlossen sind. Weitere Informationen: http://www.comune.torino.it/politichedigenere/lgbt; 

http://www.torinopride.it  

 

Unterstützung und Förderung der Belgian Gay and Lesbian Parade in Brüssel (Belgien) 

Die Stadt Brüssel arbeitet mit einem Netzwerk von Verbänden in der Stadt zusammen, das Veranstaltun-

gen rund um die Gay and Lesbian Parade organisiert, mit denen die Sichtbarkeit und die Rechte von 

LSBTQI unterstützt werden sollen. Neben der Teilfinanzierung dieser Initiative übernimmt die Verwaltung 

auch die logistische Koordinierung sowohl der Parade als auch der Straßenparty. Weitere Informationen: 

www.bruxelles.be 

 

Es bieten sich verschiedene Formen der Unterstützung an. So können die Bei-

träge von LSBT zum sozialen und kulturellen Leben der Stadt sichtbarer gemacht 

werden, indem Hinweise auf Ereignisse und historische Persönlichkeiten in Verbindung 

mit der LSBT-Gemeinschaft in die Nomenklatur der Stadt Eingang finden: Beispiele 

sind die Benennung von Straßen und Plätzen, die Errichtung von Denkmälern und das 

Anbringen von Gedenktafeln zur Erinnerung an wichtige Ereignisse sowie weitere 

Maßnahmen, um so das Bewusstsein für die Mitwirkung von LSBT in den Gemeinden 

zu erhöhen. Weitere Möglichkeiten sind Gedenk- oder Erinnerungsakte an Übergriffe, 

Verfolgung und Diskriminierung, denen LSBT ausgesetzt waren.  
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Denkmal gegen Homophobie in Sitges (Spanien) 

Am 5. Oktober 1996 zogen zahlreiche katalanische LSBT-Verbände auf die Straßen in Sitges, um das 

Ende der Verfolgung von Schwulen und Lesben durch die örtliche Polizei zu fordern. Die Demonstranten 

waren Bedrohungen durch rechtsextreme Gruppen ausgesetzt und hatten auch die Ablehnung von einigen 

Bürgern erfahren müssen. Zehn Jahre später beschloss der Stadtrat von Sitges, dieses Ereignisses zu 

gedenken, und ließ dazu am dritten Strandabschnitt von Sitges ein Denkmal in Form eines umgedrehten 

rosa Dreiecks errichten. Die Inschrift (in katalanischer Sprache) lautet: “Sitges gegen Homophobie. Nie 

wieder. 5. Oktober 1996-2006”. 

 

Natürlich sollte sich die Unterstützung für LSBT-Verbände nicht auf Feierlichkei-

ten anlässlich bestimmter Ereignisse beschränken. So bieten denn auch viele Kommu-

nen LSBT-Verbänden finanzielle Unterstützung für die Entwicklung und Umsetzung 

ihrer Projekte an. Dem Engagement kann noch mehr Nachdruck verliehen werden, 

indem Flugblätter verteilt und Aktivitäten von LSBT-Verbänden in kommunalen Einrich-

tungen gefördert werden (Kulturzentren, Bibliotheken, Sportanlagen usw.). 

Wahrnehmung von LSBT-Interessen durch NGOs in Köln (Deutschland) 

Die LSBT-Interessen werden in Köln hauptsächlich von NGOs wahrgenommen, die durch 

Verwaltungsbehörden finanziell und konzeptionell mit dem Ziel der Stärkung und Wertschätzung in der 

Bürgerschaft unterstützt werden. Diese „bottom-up“-Annäherung wird als beste Option betrachtet, da die 

direkt betroffenen Personen ihre Hauptbedürfnisse und Interessen aus einer lebensnahen Situation heraus 

selbst formulieren können. Das langfristige Ergebnis dessen war die Gründung von LSBT-Organisationen 

durch Privatpersonen, um der Diskriminierung der Zielgruppe entgegen zu wirken und sich für die 

Gleichberechtigung von Lesben, Schwulen und Transgendern zu engagieren. Ein großer Teil der Arbeit 

wird von ehrenamtlichen Mitgliedern geleistet. Weitere Informationen: www.stadt-koeln.de 

 

Darüber hinaus bietet sich eine Zusammenarbeit mit LSBT-Verbänden an, in-

dem diese als Meinungsvertreter wahrgenommen werden, die in den Bereichen, in 

denen sie sich auskennen, gehört werden sollten. Es gibt Städte und Gemeinden, die 

in Bezug auf bestimmte Fragen Kontakte zu den Vertretern solcher Verbände unterhal-

ten. Andere dagegen unterstützen die Schaffung von Beteiligungsgremien und bringen 

so Vertreter der unterschiedlichen Richtungen des lokalen Engagements zusammen, 

um Prioritäten zu formulieren und sie bei der Entwicklung und Evaluierung der umge-

setzten Maßnahmen einzubeziehen. 
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LSBT-Stadtplan von Paris (Frankreich)  
Die Stadt Paris hat den ersten kostenlosen LSBT-Stadtplan veröffentlicht. Der Stadtplan ist in französi-

scher und englischer Sprache erhältlich. Er informiert über die Organisationen der Stadt und enthält ein 

Verzeichnis über Veranstaltungs- und Informationsangebote für LSBT, Informationen zu Prävention und 

Erkennung von HIV und sonstigen sexuell übertragbaren Infektionskrankheiten (STI), einen Kalender der 

wichtigsten LSBT-Veranstaltungen und Informationen zum öffentlichen Nahverkehr. Weitere Informatio-

nen: www.skopik.fr. 

3.3 Informationen 

Die Sichtbarkeit von LSBT kann erhöht und gleichzeitig über wichtige Dinge in-

formiert werden, indem entsprechende Informationen in Bürgerserviceabteilungen, auf 

der Website der Stadt, bei Telefon-Hotlines (siehe Bewährtes Praxisbeispiel 15) und in 

Veröffentlichungen der Stadt aufgenommen werden. In einigen Städten hat der Rat 

beschlossen, spezielle Beratungsstellen für LSBT oder Mediatheken zum Thema LSBT 

zu schaffen (siehe Bewährtes Praxisbeispiel 32). 

 

Beratungs- und Informationszentrum “Cigale” in Luxemburg 

Cigale (Centre d’Information Gay et Lesbien) ist ein in 2002 gegründetes Beratungs- und 

Informationszentrum für LSBT mit einer Konvention mit dem Ministerium für Familie und Integration in 

Luxemburg. Mit Unterstützung von pädagogischem Personal bietet es einen geschützten Raum für alle 

Altersklassen, im Vorfeld eines „coming-out“, für alle Betroffenen mit dem Wunsch nach Informationen und 

einen Raum für unbeobachtete Freizeit-Aktivitäten. Neben der Konzentration auf die Themen “Coming-

out”, “Freizeit-Aktivitäten”, “Beratung” and “Aufklärung in Schulen und Jugendzentren” bietet es auch 

anonyme online-Beratung an. Zur Verbesserung des Bewusstseins insbesondere bei jungen Menschen, 

unterstützt “Cigale” Schulen und Lehrer bei der Einbeziehung der Homosexualität in verschiedene 

Unterrichtsstoffe. Weitere Informationen: www.info@cigale.lu 

  

Informationszentren in Lugo, Sevilla und Vitoria (Spanien) 

Die spanischen Städte Lugo, Sevilla und Vitoria haben Bürgerservice- und Informationszentren für die 

LSBT-Bevölkerung eingerichtet. Mithilfe dieser Zentren, die Besucher-, Telefon- und Internet-Service 

bieten, soll die Sichtbarkeit der Community erhöht, die Integration gefördert und mit dem kommunalen 

Netzwerk der LSBT-Verbände zusammengearbeitet werden. Weitere Informationen: 

www.servicioenfasis.blogspot.com; www.puntovisible.blogspot.com und 

www.mediacionLGBTlugo.blogspot.com 

 



 56 

Die Leitung und die Ziele dieser Informationszentren variieren von Stadt zu 

Stadt. So gibt es beispielsweise Stellen, die keine allgemeinen Informationen anbieten, 

sondern sich auf den Umgang mit Menschen spezialisiert haben, die Diskriminierung 

erfahren haben, weil sie LSBT sind. In einigen Fällen ist die Stelle eng in die lokale 

Verwaltungshierarchie eingebunden und in anderen Fällen betreiben LSBT-Verbände 

mit Unterstützung der kommunalen Verwaltung diese Stellen (siehe Bewährtes Praxis-

beispiel 14). 

 

Rechtsberatungsprojekt gegen Diskriminierung der Stadt Bologna (Italien) 

Die Stadt Bologna hat drei Informationsbüros für Rechtsberatung gegen Diskriminierung aufgrund der 

sexuellen Orientierung und Geschlechtsidentität gegründet, deren Arbeit auf entsprechenden Erfahrungen 

basiert. Damit soll auf die Problematik der Diskriminierung aufmerksam gemacht werden, indem Zugang 

zu Informationen und Sicherheit durch Handlungskompetenz geboten wird. Weitere Informationen: 

www.iperbole.bologna.it/politichedelledifferenze  

 

Antidiskriminierungsstelle in Barcelona (Spanien) 

Die Antidiskriminierungsstelle ist ein Service der Abteilung für Bürgerrechte der Stadt Barcelona zur 

Förderung der Menschenrechte, zur Gewährleistung der Gleichheit aller Bürger und zum Kampf gegen 

jede Form der Diskriminierung, einschließlich Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung oder 

Geschlechtsidentität. Die Stelle hilft Bürgern, die direkt von Diskriminierung betroffen sind, und bietet 

psychologische Betreuung, Rechtsberatung, Konfliktlösung und -training an. Weitere Informationen: 

www.bcn.cat/ond 

 

In einigen Städten wurden Zentren eingerichtet, die nicht nur Service und In-

formationen bieten, sondern auch als Treffpunkt für LSBT-Verbände fungieren (siehe 

Bewährtes Praxisbeispiel 13).  

3.4. Vorurteilsbedingte Gewaltverbrechen und Hassre-

den  

Nicht alle EU-Länder erkennen durch Homophobie und Transphobie motivierte 

Gewaltverbrechen in ihrem Strafrecht an (siehe Abschnitt 2.1.2). Dennoch können und 

sollten lokale Verwaltungen gegen Hassreden und vorurteilsbedingte Gewaltverbre-

chen gegen Transgender, Lesben, Schwule und Bisexuelle vorgehen. Um Gewalt 
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gegen LSBT zu bekämpfen, müssen die Motive und Faktoren besser verstanden 

werden, die Personen dazu verleiten, derartige Angriffe zu verüben. Aus diesem Grund 

sind einige lokale Behörden an Forschungsprojekten beteiligt, die einen umfassende-

ren Einblick in die Ursachen von Gewalt gegen LSBT geben sollen (siehe Bewährtes 

Praxisbeispiel 17). 

Diese Untersuchungen haben eine Vielzahl von Erfahrungen zur Bekämpfung 

von vorurteilsbedingten Gewaltverbrechen und Hassreden in lokalen Verwaltungen 

zusammengetragen. Dabei ist zwischen solchen Maßnahmen zu unterscheiden, die 

von lokalen Verwaltungen allgemein durchgeführt werden können, und solchen, die 

insbesondere die lokalen Polizeikräfte betreffen. Die lokalen Behörden können offizielle 

Stellungnahmen abgeben, Kampagnen durchführen oder Regelungen erlassen, die 

Diskriminierung von LSBT im öffentlichen Raum und den Bürgerservicestellen der 

Stadt verbieten und bestrafen (siehe Bewährte Praxisbeispiele 12 und 16).  

 

Erklärung des Stadtrats von Manresa (Spanien)  

Im Juni 2009 wurde in einer Sitzung des Stadtrats von Manresa ein Antrag gebilligt, mit dem sich die 

katalanische Stadt verpflichtet, für die Rechte von Lesben, Schwulen, Transsexuellen und Bisexuellen 

einzutreten. Manresa bekennt sich damit zur “Achtung der sexuellen Vielfalt” und “Ablehnung von 

Diskriminierung” aus Gründen der “sexuellen Orientierung und/oder Identität”. Darüber hinaus wurde am 

Wochenende des 26. bis 28. Juni eine Regenbogenfahne an der Fassade des Rathauses entrollt. 

 

Ein erster Schritt, die LSBT-Perspektive in die lokalen Polizeibehörden zu tra-

gen, ist die Schulung von Polizeibeamten (siehe Bewährte Praxisbeispiele 18 und 19). 

Dabei sollte es sich keinesfalls nur um einmalige oder optionale Schulungen handeln. 

Der Umgang mit und die Prävention von Homophobie und Transphobie sollte vielmehr 

ein fester Bestandteil der üblichen vorgeschriebenen Ausbildungsprogramme sein.  

 

Schulung zu Vielfalt und vorurteilsbedingten Gewaltverbrechen für die lokale Polizei im Süden 

Schwedens  

Ein diagnostisches Verfahren hatte ergeben, dass die Polizei in Südschweden umfassendere Kenntnisse 

über vorurteilsbedingte Gewaltverbrechen und Diskriminierung von LSBT gewinnen musste. Daher 

organisierte die südschwedische Polizei in Zusammenarbeit mit lokalen LSBT-Verbänden eine von der 

Europäischen Union geförderte Schulung, die für Diskriminierung von LSBT, Vielfalt und vorurteilsbe-

dingte Gewaltverbrechen sensibilisieren soll, um so die Reaktionsmöglichkeiten der Polizei zu verbes-

sern.  
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Entwicklung und Erprobung innovativer Schulungsmodelle zu LSBT-Fragen im städtischen 

Polizeikommissariat der Stadt Turin (Italien) 

Mithilfe des AHEAD-Projekts und in Zusammenarbeit mit Partnern vor Ort hat das LSBT-Büro der Stadt 

Turin innovative professionelle Schulungsmodelle entwickelt und erprobt (wie das Bewährte Praxisbeispiel 

24). Eine der Modellschulungen mit einem Umfang von 14 Unterrichtsstunden für das städtische Polizei-

kommissariat war insbesondere an Polizeibeamte gerichtet, die in Vororten und Schulen im Einsatz sind. 

Die Schulung sollte dazu beitragen, Aufklärungsarbeit zur sexuellen Identität zu leisten, Klischees und 

Vorurteile zu sexueller Orientierung und Geschlechtsidentität zu erkennen und zu verstehen und Kennt-

nisse vermitteln, wie Situationen homophober und transphober Diskriminierung vermieden werden können 

bzw. wie mit ihnen umzugehen ist. Weitere Informationen: 

http://www.comune.torino.it/politichedigenere/lgbt 

 

Die Schulung sollte das Verhalten gegenüber Personen, die Diskriminierung 

und Übergriffe erleben, verbessern helfen und darüber hinaus dazu beitragen, hetero-

sexistische Einstellungen und Verhaltensweisen abzustellen, die aufgrund der Annah-

me an den Tag gelegt werden, dass alle anwesenden Personen heterosexuell seien. 

Herrscht bei den Polizeikräften ein Klima vor, das frei von Homophobie, Transphobie 

und Heterosexismus ist, so wird das Zugehörigkeitsgefühl von LSBT bei der Polizei 

gestärkt und es werden demzufolge die Voraussetzungen dafür geschaffen, dass die 

Beamtinnen und Beamten sich zu ihrer Homosexualität bekennen können. 

Es sind die in verschiedenen Polizeieinheiten tätigen LSBT-Beamtinnen und -

Beamten selbst, die am besten dazu in der Lage sind, Einsätze im Zusammenhang mit 

Homophobie und Transphobie zu übernehmen. In verschiedenen EU-Ländern haben 

solche Beamtinnen und Beamte spezielle Vereinigungen gebildet, die lokale Polizei-

kräfte beraten können, die LSBT-Perspektiven in ihre Arbeit integrieren wollen. 

Es wurde festgestellt, dass in vielen Städten ein beträchtlicher Anteil homopho-

ber und transphober Übergriffe in öffentlichen Verkehrsmitteln stattfindet. Sollte dies in 

der Tat der Fall sein, so müssen spezielle Trainingsmaßnahmen für Angestellte und 

Sicherheitsbedienstete im öffentlichen Nahverkehr (Metro, Bus, Straßenbahn usw.) in 

Bezug auf Diskriminierung von LSBT gefördert werden.  

Eine Möglichkeit zur Bekämpfung von homophoben und transphoben Übergrif-

fen und Diskriminierungen ist, entsprechende Aktionen mit existierenden Maßnahmen 

gegen hassmotivierte Diskriminierung (beispielsweise Fremdenfeindlichkeit, Antisemi-

tismus usw.) zu verbinden. 

Häufig wird von der Polizei festgestellt, dass vorurteilsbedingte Gewaltverbre-

chen, die aufgrund der sexuellen Orientierung und der Geschlechtsidentität begangen 

werden, nicht angezeigt werden, weil die Betroffenen Angst haben, geoutet zu werden. 
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Sie befürchten, von den Beamten nicht respektvoll behandelt zu werden oder haben 

Schuldgefühle, weil sie selbst homophobe oder transphobe Bilder verinnerlicht haben. 

Damit solche Straftaten häufiger angezeigt werden, könnte gezielt Informationsmaterial 

für LSBT erstellt und es könnten Ansprechpersonen bei LSBT-Verbänden und in 

Treffpunkten benannt werden. Gleichzeitig können Kommunikationskanäle eingerichtet 

werden, die Dritte nutzen können, um homophobe Vorfälle zu melden. Entsprechende 

Meldemechanismen scheinen ein geeignetes Mittel dafür zu sein, dass vorurteilsbe-

dingte Gewaltverbrechen vermehrt angezeigt werden. 

Darüber hinaus wurde erkannt, dass homophobe und transphobe vorurteilsbe-

dingte Gewaltverbrechen nicht als solche gemeldet werden, so dass Daten zu dieser 

Art von Kriminalität nur spärlich vorhanden sind. Die örtlichen Polizeidienststellen 

könnten hier Systeme einrichten, um Daten zu solchen Übergriffen und Diskriminierun-

gen aufgeschlüsselt nach Motiv, Art des Verbrechens und durchgeführten Ermittlungen 

zu sammeln. Diese Informationen würden aufzeigen, welche Gruppen besonders 

schutzlos sind, und es könnten Maßnahmen konzipiert werden, um auf Basis von 

detaillierten und verlässlichen lokalen Daten besser auf solche Übergriffe reagieren zu 

können.  

In Bezug auf Kontaktplätze (“Cruising-Areas”), bei denen Männer, häufig ano-

nym, sexuelle Kontakte haben (in Parks, öffentlichen Toiletten usw.), ist es empfeh-

lenswert, dass die Polizei nicht eingreift, sofern keine ungesetzlichen Aktivitäten 

stattfinden. Dennoch könnte es angebracht sein, gelegentlich Streifengänge durchzu-

führen, um an solchen Orten vorkommende Delikte wie z. B. Diebstähle zu verhindern. 

3.5. Familie 

Im Bereich der Familie gibt es drei Hauptinterventionsbereiche. Erstens ist es 

möglich, Überlegungen zu LSBT in bereits entwickelte familienpolitische Strategien mit 

einzubeziehen. Dazu gehört, die Bedürfnisse und die Situation von Familien mit LSBT-

Eltern zu berücksichtigen und die Familien zu unterstützen, in denen Konflikte auftre-

ten, weil ein Familienmitglied (egal welcher Generation) sein Coming Out bezüglich 

seiner Homosexualität oder Transsexualität hat (siehe Bewährtes Praxisbeispiel 20). 
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Aktivitäten zur Familienmediation der Stadt Neapel (Italien) 

Der Bezirk Caivano (Neapel) hat ein Projekt zur Familienmediation, das auch LSBT-Fragen umfasst, 

entwickelt, welches zum Ziel hat, in einem bestimmten Stadtteil durch Gespräche und kostenlose 

Rechtsberatung Konflikte auf Familienebene zu verringern. Der Bezirk Nola (Neapel) hat ein Projekt zu 

Verantwortung in der Familie geplant mit Maßnahmen, die zum Ziel haben, Eltern zu helfen, Familienkom-

petenz zu stärken, psychologische Unterstützung, Rechts- und Erziehungsberatung zu bieten. Dies 

umfasst auch LSBT-Fragen. 

 

Entwicklung und Erprobung innovativer Schulungsmodelle zu LSBT-Fragen für Familienbera-

tungsstellen (Zentrum für Beziehungen und Familien der Stadt Turin) (Italien) 

Im Rahmen des AHEAD-Projekts und in Zusammenarbeit mit lokalen Partnern hat das LSBT-Büro der 

Stadt Turin innovative professionelle Schulungen entwickelt und erprobt (siehe Bewährtes Praxisbeispiel 

24). Zielgruppe einer der Modellschulungen mit einem Umfang von 16 Unterrichtsstunden war das 

Personal des Zentrums für Beziehungen und Familien, an das sich Bürger wenden können und das 

Dienstleistungen im Bereich der Familienpolitik anbietet. Die Schulungen haben zum Ziel, ein Verständnis 

für Fragen der sexuellen Orientierung und Geschlechtsidentität zu gewinnen, Analogien und Unterschiede 

zwischen LSBT-Nutzern und heterosexuellen Nutzern zu erkennen, die Beziehungskompetenzen von 

LSBT-Nutzern und ihren Angehörigen zu verbessern und Zusammenarbeit und Respekt zu fördern. 

Weitere Informationen: http://www.comune.torino.it/politichedigenere/lgbt 

 

Ein zweiter Interventionsbereich ist die Förderung eines sicheren Umfelds und 

der Unterstützung durch die Familie für minderjährige LSBT durch Vorträge zu diesem 

Thema für Eltern, die z.B. von den Elternbeiräten der Schulen oder kommunalen 

Einrichtungen organisiert werden.  

Lebenssituation der Kölner “Regenbogenfamilien” in Köln (Deutschland) 

In einem zweiphasigen – quantitativ-qualitativen – Forschungsprojekt soll die Lebenssituation von 

“Regenbogenfamilien“ in Köln untersucht werden. Die Studie hat zwei wesentliche Ziele. Der erste Teil 

beinhaltet eine soziodemografische Bestandsaufnahme von LSBT-Familien: Anzahl und Vielfalt dieser 

Familienkonstellationen. Der zweite Teil umfasst die Lebenssituation: Besondere Herausforderungen, 

positive Erfahrungen, kritische Situationen und Konflikte, Bedarfe der Familien, bestehende Angebote 

(GOs und NGOs) und deren Inanspruchnahme, Zugehörigkeit zu und Engagement in selbst organisierten 

Netzwerken. Die Studie soll die Familienfreundlichkeit Kölns prüfen und Entwicklungsmöglichkeiten für 

„LSBT-Familien-Freundlichkeit“ aufzeigen. Weitere Informationen: www.rubicon-koeln.de 

 

Schließlich können die gelebten Erfahrungen von Familien mit homosexuellen 

und transsexuellen Eltern sichtbarer gemacht werden durch öffentliche Kampagnen 

oder Aktionen wie Erzählstunden und andere für Minderjährige geeignete kulturelle 

Veranstaltungen, die die Pluralität von Familienformen zeigen. Dies führt zu einem 

größeren Bewusstsein für die zunehmende Vielfalt von heutigen Familienstrukturen 

und fördert gleichzeitig Respekt gegenüber Kindern von LSBT-Eltern.  
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Verteilung des Dokumentarfilms "Homo Baby Boom" mit einem Lehrerleitfaden an alle Schulen in 

Gavà und Vilanova i la Geltrú (Spanien) 

Die Gemeindeverwaltungen Gavà und Vilanova i la Geltrú schickten den vom Verband der lesbischen und 

schwulen Familien Kataloniens produzierten Dokumentarfilm "Homo Baby Boom" über Familien mit 

gleichgeschlechtlichen Eltern an alle Schulen in ihren jeweiligen Gemeinden. Zu dem Dokumentarfilm gab 

es einen Lehrerleitfaden mit Aktivitäten, die im Unterricht durchgeführt werden können. Ziel dieser Initiative 

war, die gesellschaftliche Situation von lesbischen Müttern und schwulen Vätern und ihren Kindern 

sichtbarer zu machen, indem Bilder aus dem täglichen Leben dieser Familien gezeigt werden. 

3.6. Bildung 

Bildungseinrichtungen sollten sichere Orte für alle Schüler sein, unabhängig 

von ihrer sexuellen Orientierung oder Geschlechtsidentität. Die Hauptherausforderung 

liegt also darin, systematische Übergriffe, denen LSBT ausgesetzt sind, zu bekämpfen 

und Respekt für sexuelle und geschlechtliche Vielfalt zu fördern, so dass junge Men-

schen ihre eigene Sexualität und Geschlechtsidentität in einem freundlichen und 

respektvollen Umfeld entwickeln können. 

Um dies zu erreichen, müssen Lehrer/-innen und andere im Bildungsbereich tä-

tige Personen weitergebildet werden, damit sie die tatsächliche Situation von minder-

jährigen LSBT verstehen und die Mittel zur Verfügung haben, die Übergriffe und 

Diskriminierungen, die die jungen Leute erleben, zu erkennen und dagegen vorzuge-

hen (siehe Bewährte Praxisbeispiele 24 und 25). Neben regelmäßigen Schulungen 

sollte dieses Thema systematisch in ihre Ausbildung und in die Praxis integriert wer-

den, da Respekt für Vielfalt und ein von homophober und transphober Gewalt freies 

Umfeld eine wesentliche Grundlage für alle Bildungseinrichtungen sein sollte. 

 

Stadt Florenz (Italien): Le chiavi della città – Da Giove e Giunone a Barbie e Ken [Die Schlüssel der 

Stadt – Von Jupiter und Juno zu Barbie und Ken] 
Schulungen für Lehrer/-innen (6 Stunden) und Schüler/-innen (8 Stunden) in weiterführenden Schulen zu 

Gender-Stereotypen, Vielfalt, Diskriminierung, homophobes Bullying und Gleichberechtigung. In dem 

Projekt werden interdisziplinäre Verbindungen mit Kernthemen bestimmt und partizipative und experimen-

telle Unterrichtsmethoden angewandt. Weitere Informationen: 

http://www.chiavidellacitta.it/index.php/progetti/formazione-alla-cittadinanza/70-cod-25-da-giove-e-

giunone-a-barbie-e-ken  
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Um effektive Maßnahmen gegen Bullying zu fördern, müssen Protokolle etab-

liert werden, die die zu unternehmenden Schritte festlegen. Wenn die für die Bildungs-

einrichtungen Verantwortlichen mit Fällen von Übergriffen konfrontiert sind, ist es am 

besten, nicht einfach auf eine Maßregel zurückzugreifen, sondern dies mit Mediations-

sitzungen zu kombinieren. Ebenso sollten sie vermeiden, das Problem herauszugreifen 

und nur mit den Opfern und Aggressoren umzugehen. Stattdessen sollten sie den 

Vorfall als Gelegenheit nutzen, um zu dem Thema Respekt für sexuelle und ge-

schlechtliche Vielfalt auf allgemeiner Ebene in der Bildungseinrichtung zu arbeiten. 

Doch wie der Fall auch liegt, muss jede Maßnahme, die als Reaktion auf Übergriffe 

dieser Art ergriffen wird, sehr vorsichtig angegangen werden. Es muss eine angemes-

sene Beratung erfolgen und es muss bedacht werden, dass die Maßnahmen keine 

negativen Auswirkungen für das Opfer haben dürfen. 

Die aktive Beteiligung der gesamten Schulgemeinschaft ist entscheidend, um 

diese Art von Übergriffen zu beenden, denn das Gefühl, allein zu sein, und die Demüti-

gung und Scham, die die Opfer erleben, kann sie davon abhalten, diese Vorfälle zu 

berichten. Darüber hinaus finden Übergriffe oft an Orten statt, wo keine Autoritätsper-

sonen anwesend sind. Die Bekämpfung und Ausmerzung von Homophobie und 

Transphobie kann in die Maßnahmen zur Förderung der Gleichberechtigung zwischen 

Männern und Frauen in diesen Einrichtungen integriert werden. Diese Fragen können 

auch in Diskussionen und Workshops, die von LSBT-Verbänden oder Experten auf 

diesem Gebiet durchgeführt werden, aufgeworfen werden, die sich an Schüler/-innen, 

Lehrer/-innen und Eltern, ggf. separat, richten (siehe Bewährtes Praxisbeispiel 23). 

 

Konferenz "Bullying in der Schule. "Anders"-Sein als Risiko? Sexuelle Orientierung und Vielfalt an 

Schulen" der Stadt Wien (Österreich) 
2009 fand in Wien eine eintägige Konferenz zum Thema Bullying aufgrund von Unterschieden an Schulen 

mit über 220 Teilnehmer/-innen aus Österreich, Italien, Deutschland und Ungarn statt. Konferenzthemen 

waren die Verringerung von Homophobie und Heterosexismus, Bewusstseinsschaffung für LSBT-Themen 

bei Lehrer/-innen und Menschen, die mit Jugendlichen arbeiten, Schulen zu einem sicheren Ort für LSBT 

und Schüler/-innen, die "anders" sind, zu machen. Weitere Informationen: 

http://www.wien.gv.at/queerwien/  

 

Ein weiteres Handlungsfeld ist, Themen im Zusammenhang mit sexueller Orien-

tierung, Geschlechtsidentität und gleichgeschlechtlichen Familien in den Lehrplan zu 

integrieren, um für LSBT positive Rollenbilder zu entwickeln (Takács, 2006:34). Zusätz-

lich zur Behandlung dieses Themas im Sexualkundeunterricht sollte es in allen Fä-
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chern und auch in lehrplanübergreifende Themen und Ziele für Schulen integriert 

werden (siehe Bewährte Praxisbeispiele 21 und 22). 

3.7. Beschäftigung 

Der Aufruf zur Einreichung von Forschungsprojektvorschlägen, unter dem sich 

das AHEAD-Projekt bewarb, schloss Themen in Zusammenhang mit Beschäftigung 

aus, da diese bereits durch andere Ausschreibungen abgedeckt waren und infolgedes-

sen war dies hier auch kein spezifisches Thema. Da jedoch der Zugang zu und die 

Integration in den Arbeitsmarkt ein grundlegendes Thema sind, werden einige Empfeh-

lungen zusammen mit bewährten Praxisbeispielen gegeben, die zum Ziel haben, 

homophobe und transphobe Diskriminierung am Arbeitsplatz zu bekämpfen. 

Eine Empfehlung ist, Schulungen zu sexueller und geschlechtlicher Vielfalt für 

Gewerkschaften, Unternehmen und Mitarbeiter/-innen der Arbeitsvermittlungsdienste 

bei der Stadt/Gemeinde selbst durchzuführen. Der Schwerpunkt sollte hierbei auf der 

Bekämpfung von Diskriminierung von LSBT liegen, da diese sie davon abhält, sich zu 

ihrer sexuellen Orientierung oder Geschlechtsidentität zu bekennen oder sie direkt von 

Beschäftigung ausschließt. 

 

Entwicklung und Erprobung innovativer Schulungsmodelle zu LSBT-Fragen im Bereich der 

sozialen Eingliederung (Arbeitsvermittlungen in der Provinz Turin) (Italien) 

Im Rahmen des AHEAD-Projekts und in Zusammenarbeit mit lokalen Partnern hat das LSBT-Büro der 

Stadt Turin innovative professionelle Schulungen entwickelt und erprobt (siehe Bewährtes Praxisbeispiel 

24). Zielgruppe einer der Modellschulungen mit einem Umfang von 16 Unterrichtsstunden waren die 

Gleichstellungsbeauftragten der Arbeitsvermittlungen der Provinz Turin. Ein besonderer Schwerpunkt lag 

auf der Integration von LSBT in den Arbeitsmarkt und auf deren sozialer Integration. Die Schulungen 

hatten zum Ziel, das Wissen über die Themen sexuelle Orientierung und Geschlechtsidentität zu verbes-

sern, mehr Informationen zu Ressourcen in der Region zu erhalten, um eine effizientes Netzwerk 

aufzubauen, sowie Arbeitsinstrumente zur Entwicklung eines integrativen Kontexts zu bestimmen. Weitere 

Informationen: http://www.comune.torino.it/politichedigenere/lgbt 

 

Wie bereits im vorherigen Kapitel erläutert ist die Ausgrenzung aus dem Ar-

beitsmarkt eines der Hauptprobleme, mit denen Transgender konfrontiert sind. In 

Anbetracht dessen ist es eine effektive Maßnahme, sie in die vorrangigen Ziele einer 

proaktiven Beschäftigungspolitik der Städte und Gemeinden aufzunehmen. Gleichzeitig 
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ist es von wesentlicher Bedeutung, Strategien zur Förderung der Berufsausbildung von 

Transgendern, vor allem Frauen, zu entwickeln, die aus dem Arbeitsmarkt ausgegrenzt 

werden. Eine Ausbildung kann sich insbesondere für Transgender-Frauen, die in der 

Sexindustrie arbeiten und gerne berufliche Alternativen hätten, als nützlich erweisen. 

3.8. Gesundheit 

Die Zuständigkeit von kommunalen Verwaltungen für das Gesundheitswesen 

kann sich von einer Kommune zur anderen erheblich unterscheiden, abhängig von 

ihrer Größe oder dem Land. Daher treffen einige der hier gegebenen Empfehlungen 

nicht auf alle Fälle zu. 

Der erst Schritt ist, Schulungen für Mitarbeiter/-innen im Gesundheitswesen, 

wie z. B. Pflegekräfte, Ärzte etc., durchzuführen, da diese oft LSBT-Stereotypen 

bekräftigen oder sich einfach der Situation von LSBT nicht bewusst sind, was sich 

nachteilig auf deren Gesundheitsversorgung auswirken kann. Eines der Ziele dieser 

Schulungen muss es sein, ein Klima zu schaffen, in dem LSBT sich sicher fühlen und 

offen über ihre sexuelle Orientierung und Geschlechtsidentität sprechen können, 

insbesondere über Aspekte im Zusammenhang mit ihrer Gesundheit. Daher ist es 

wichtig für Fachleute im Gesundheitswesen auf andere offen zu wirken und sich der 

sexuellen oder geschlechtlichen Vielfalt ihrer Patienten bewusst zu sein, was u. a. 

bedeutet, nicht automatisch anzunehmen, dass sie heterosexuell sind (siehe Bewähr-

tes Praxisbeispiel 26).  

 

Entwicklung und Umsetzung von Schulungen zur Bewusstseinsbildung über LSBT-Fragen für 

Angestellte öffentlicher Familienplanungskliniken in Turin (Italien) 

2008 entwickelte das LSBT-Büro der Stadt Turin in Zusammenarbeit mit ASL Turin (dem lokalen Gesund-

heitssystem) und dem nationalen Lebens- und Schwulenverband Arcigay eine Schulung mit einem 

Umfang von 14 Unterrichtsstunden zum Thema sexuelle Orientierung für Personal in Familienplanungskli-

niken, insbesondere Mitarbeiter/-innen, die gesundheits- und sexualpädagogische Aktivitäten an Schulen 

durchführen. Die Schulung hatte zum Ziel, geeignete Instrumente zur Verfügung zu stellen, um die 

biologische, psychische und soziale Gesundheit nicht-heterosexueller Menschen zu erhalten. 2009 wurde 

eine Schulung mit Schwerpunkt auf dem Thema Geschlechtsidentität entwickelt. Weitere Informationen: 

http://www.comune.torino.it/politichedigenere/lgbt 
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Im Fall von Transgendern ist es wichtig, ein spezifisches Protokoll zu etablieren, 

um sicherzustellen, dass ihre Geschlechtsidentität und ihr gewählter Name respektiert 

werden und dass Fachleute im Gesundheitswesen die verschiedenen medizinischen 

Alternativen für eine Geschlechtsanpassung kennen. 

Ein weiterer Ansatz ist, die LSBT-Perspektive in Bereiche und bei Institutionen 

einzuführen, die auf den Gebieten Sexualpädagogik, Verhütung, Familienplanung und 

Sexualität etc. tätig sind. 

 

Nationaler Kongress für Kinderärzte organisiert von der italienischen Gesellschaft für Pädiatrie 

(Italien) 

2009 organisierte die italienische Gesellschaft für Pädiatrie gemeinsam mit dem LSBT-Büro der Stadt 

Turin, dem Gleichstellungsreferat der Regionalbehörde Piemont und der Coordinamento TorinoPride 

LGBT [Koordinationsstelle der LSBT Turin Pride] einen nationalen Kongress mit dem Thema "Ge-

schlechtsidentität und sexuelle Orientierung in der Kindheit", der sich an Kinderärzte, Entwicklungspsycho-

logen und Personal im Bildungs-, Gesundheits- und Sozialbereich richtete. Ziel war es, eine Gelegenheit 

zu bieten, sich zu Themen im Zusammenhang mit Geschlechtsidentität und sexueller Orientierung in der 

Kindheit auf dem Laufenden zu halten und diese zu reflektieren. Weitere Informationen: 

http://www.comune.torino.it/politichedigenere/lgbt 

 

Über die nationalen und regionalen Pläne zur Bekämpfung von HIV/AIDS hin-

aus, kann Diskriminierung gegenüber HIV-positiven Menschen auch auf kommunaler 

Ebene angegangen werden. Dazu muss das Engagement der Kommune für die 

Bekämpfung der Verbreitung der Krankheit unterstützt und sichtbar gemacht werden. 

Dies kann in Form öffentlicher Stellungnahmen, Kampagnen und symbolischer Veran-

staltungen wie der Welt-Aids-Tag am 1. Dezember geschehen (siehe Bewährtes 

Praxisbeispiel 27). Die Bekämpfung der Diskriminierung von HIV-positiven Menschen 

kann bei der Stadt/Gemeinde selbst beginnen, indem ein spezifisches Protokoll zur 

Unterstützung HIV-positiver Mitarbeiter/-innen festgelegt wird. 

Derzeit wird eine kontroverse Debatte darüber geführt, ob AIDS-

Präventionskampagnen sich speziell an Männer, die Sex mit Männern haben (MSM) 

richten sollten, oder einfach allgemein gehalten werden sollten, da manche die Mei-

nung vertreten, dass eine zu starke Konzentration auf MSM eine stigmatisierende 

Wirkung haben könnte. Einige europäische Städte sind dafür, zusätzlich zu allgemei-

nen Kampagnen an MSM gerichtete Präventionskampagnen durchzuführen, da die 

Infektionsraten und die Art der Ansteckung sich in diesem Bereich erheblich von 

anderen unterscheiden (siehe Bewährtes Praxisbeispiel 28).  
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Was sexuell übertragbare Krankheiten angeht, ist es wichtig, Epidemien zu 

überwachen, um ihre Auswirkungen zu kontrollieren und weiterhin die Forschung über 

die spezifischen Gesundheitsrisiken von LSBT zu unterstützen und zu fördern. 

3.9. Religiöse Institutionen 

Auf kommunaler Ebene können bestimmte Schritte unternommen werden, die 

Religion mit Respekt für sexuelle und geschlechtliche Vielfalt verbinden. Beispielswei-

se können Foren eingerichtet werden, um die tatsächlich erlebte Situation von LSBT 

verschiedener Glaubensrichtungen zu diskutieren und zu reflektieren. Dies ist wesent-

lich, weil religiöse Führungspersönlichkeiten großen Einfluss bei der Vermittlung von 

Werten an ihre jeweiligen Gemeinden haben, und damit gläubige LSBT sich akzeptiert 

fühlen und nicht mit einem Widerspruch zwischen ihrer Religion und ihrer Sexuali-

tät/Geschlechtsidentität leben müssen. 

Religionsübergreifende Arbeitsgruppe in Barcelona 

Dies ist eine Initiative, die vom Büro für Religionsangelegenheiten der Stadt Barcelona im Rahmen des 

Kommunalen Plans für die LSBT-Community koordiniert wird. Ziel dieser Initiative ist es, ein Forum für 

Dialog und Reflektion zu schaffen, damit (nicht unbedingt offizielle) Vertreter unterschiedlicher religiöser 

und spiritueller Traditionen über die Herausforderungen nachdenken können, vor die sie bei der Integrati-

on von LSBT in viele Religionsgemeinschaften gestellt sind, und Strategien vorschlagen können, die auf 

Quellen ihrer jeweiligen Religion und grundlegenden Lehren aus ihrer Tradition beruhen. Weitere Informa-

tionen: www.bcn.cat/dretscivils  

 

Verbände gläubiger LSBT können die Kommune beraten und als Vermittler 

agieren, um mit den Religionsgemeinschaften zum Thema sexuelle und geschlechtli-

che Vielfalt zu arbeiten. 

3.10. Sport und Freizeit 

Im Bereich des Sports muss transphobe und homophobe Sprache aus der Per-

spektive der Bekämpfung von Sexismus angegangen werden. Zu diesem Zweck kann 

die LSBT-Perspektive in die Ausbildung von Schiedsrichtern, Mannschaftsmanagern 

und technischem Personal im Sportbereich aufgenommen werden. So wie ein Klima 
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geschaffen wurde, das rassistische Kommentare über Persönlichkeiten im Sport in 

Frage stellt, können auch homophobe und transphobe Beleidigungen als zu sanktionie-

rendes Verhalten betrachtet werden.47 Diese Kampagnen sollten sich nicht nur auf die 

direkt am Sport Beteiligten konzentrieren (Spieler, Trainer, Schiedsrichter etc.), son-

dern auch auf Sportfans im Allgemeinen. 

Ein weiteres Problemfeld sind die Auswirkungen von Werten, die jungen Men-

schen im Sportunterricht in der Schule vermittelt werden. Oft herrscht bei diesen 

Schulaktivitäten immer noch Sexismus vor und Homophobie und Transphobie können 

aus der Perspektive der Bekämpfung von Ungleichheit und der Unterschiede zwischen 

Männern und Frauen bearbeitet werden. Die Förderung von gemischtem Sportunter-

richt ist ein Weg, solche Bemühungen sichtbar zu machen. 

In Anbetracht des Mangels an LSBT-Vorbildern im Sport können Initiativen von 

LSBT-Verbänden und Sportvereinen unterstützt werden, um LSBT in diesem Bereich 

sichtbarer zu machen (siehe Bewährtes Praxisbeispiel 29). Zusätzlich zu Maßnahmen 

auf rein lokaler Ebene haben einige europäische Städte LSBT-Sportveranstaltungen 

auf europäischer Ebene durchgeführt, wie z. B. die Outgames oder die GayGames. 

Bezüglich außerschulischen Freizeitaktivitäten für junge Leute, wie z. B. Ju-

gendzentren, Pfadfinder etc. kann die Gender- und LSBT-Perspektive in alle Arten und 

Phasen der Erziehung integriert werden. Dies bedeutet nicht, Gender-Fragen aus-

schließlich mit Frauen in Verbindung zu bringen oder beim Thema sexuelle und 

geschlechtliche Vielfalt nur junge LSBT als Zielgruppe zu wählen, sondern vielmehr zu 

überdenken, wie die normative Geschlechterordnung sich auf alle auswirkt. Aufklärung 

in diesem Bereich muss an die Altersgruppe angepasst werden und auf ihren Interes-

sen beruhen, so dass sie für das Leben der jungen Menschen von Bedeutung ist. 

Einführung von Gender- und LSBT-Mainstreaming in außerschulische Freizeitaktivitäten für Kinder 

und Jugendliche in Barcelona (Spanien) 

Dieses Pilotprojekt wurde von der Stadt Barcelona und der Schule Escola Lliure El Sol durchgeführt. 

Materialien zu Geschlechtidentität, Stereotypen, zur Prävention von Missbrauch und zu Transphobie 

wurden in Programme für Gruppenleiter, die in Jugendorganisationen arbeiten, integriert. Das Projekt 

beruhte auf zwei bestimmten Zielen: Es sollte ein vierstündiges Schulungsmodul entwickelt werden, das in 

allgemeine Fortbildungsprogramme für Gruppenleiter/-innen integriert werden kann, und es sollte 

Lehrmaterial für Lehrer/-innen und Schüler/-innen erstellt werden, das in den Kursen genutzt werden kann. 

                                                

47 In Großbritannien werden die Ordner bei Fußballspielen geschult und es wird von ihnen 
erwartet, dass sie gegen homophobe Kommentare und Fangesänge vorgehen. Sie können 
jedoch entscheiden, wenn sie nicht gegen Gesänge der Mehrheit vorgehen möchten und der 
Fußballverband hat noch keine spezifische Kampagne entwickelt. 



 68 

3.11. Medien und Kultur 

Kommunale Maßnahmen in den Medien können in kleinen Städten und Ge-

meinden begrenzt sein, es haben jedoch alle Städte und Gemeinden ihre eigenen 

Kommunikationskanäle (Amtsblätter, Magazine, Websites oder lokale Radiosen-

der/Fernsehsender etc.) und sie führen öffentliche Kampagnen durch. Über diese 

Kommunikationskanäle vermitteln die Kommunen, ob bewusst oder unbewusst, einen 

Wertekatalog und sie können somit genutzt werden, um LSBT-Fragen und dem 

Respekt für sexuelle und geschlechtliche Vielfalt ein Forum zu geben. 

Beim Umgang mit LSBT-Themen ist es empfehlenswert, Rat zu angemessener 

und respektvoller Terminologie einzuholen und Stereotypen zu vermeiden, wenn man 

über LSBT spricht. Seit einigen Jahren haben LSBT-Organisationen aus der ganzen 

Welt Leitfäden und Codes für Journalisten zusammengestellt, wie mit LSBT-Themen 

umgegangen werden soll, so z. B. die GLAAD (2010) und die ABGLT (2009). 

LSBT-Perspektiven können bei kulturellen Veranstaltungen vorgestellt werden, 

wobei die tatsächliche Lebenssituation von Schwulen, Lesben, Transgendern und 

Bisexuellen in die Programmplanung der Veranstaltungen aufgenommen wird (beson-

dere Veranstaltungen, Ausstellungen, Geschichtspfade, Kunstfestivals etc.). 

 

Lesbisches Frauengeschichtsprojekt in Budapest (Ungarn) 

Im Auftrag der Stadt Budapest förderte die Soziale Öffentliche Stiftung Budapest (zusammen mit den EEA 

and Norway Grants) 2008 das Projekt zu lesbischer Frauengeschichte des Lesbenverbands Labrisz. Im 

Rahmen des geförderten lesbischen Frauengeschichtsprojekts wurde 2009 ein Dokumentarfilm mit dem 

Titel "Concealed Years" [Verborgene Jahre] produziert (90 min, Regisseurin: Mária Takács), der über die 

Erfahrungen von elf ungarischen Frauen – mit Frauen, Liebe, Familie, Glück, Schmerz - in den Jahren der 

Verschwiegenheit vor und nach der politischen Wende 1989 erzählt. Der Dokumentarfilm wurde auch beim 

Lesbischen Filmfestival gezeigt, das als Teil des "LIFT"-Festivals of Lesbian Identity 2009 organisiert 

wurde. Weitere Informationen: www.labrisz.hu 

 

In den letzten Jahren haben einige kulturelle LSBT-Veranstaltungen stattgefun-

den, insbesondere LSBT-Filmfestivals, die oft von den Kommunen unterstützt wurden. 

Andere Festivals sind nicht nur auf Filme beschränkt, sondern umfassen auch andere 

Kunstbereiche und bieten LSBT-Künstlern die Möglichkeit, ihre Arbeit bekannt zu 

machen (siehe Bewährtes Praxisbeispiel 31). 
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Omovies, LSBT-Filmfestival in Neapel (Italien) 

Das LSBT-Filmfestival wird jedes Jahr von lokalen LSBT-Verbänden in Zusammenarbeit mit der Stadt 

Neapel organisiert. Es finden Workshops und Konferenzen statt und die Regisseur/-innen sind aktiv 

beteiligt. Ziel ist es, durch Kino zur Bekämpfung von Homophobie beizutragen und Treffpunkte anzubieten, 

die frei sind von Diskriminierung und Misstrauen gegenüber Menschen, die anders sind. Beim letzten 

Festival gab es einen Wettbewerb für den besten von Schulen produzierten Kurzfilm gegen homophobes 

Bullying. Die Veranstaltung ist kostenlos, so dass junge Menschen daran teilnehmen können. Weitere 

Informationen: http://www.omovies.it/  

 

Für Bibliotheken gibt es eine Reihe einfach anzuwendender Strategien, wie z. 

B. Referenzlektüre zu LSBT-Themen in städtischen Büchereien bereitzustellen, 

Lektürehilfen zu Homosexualität und Transsexualität zusammenzustellen oder das 

Thema bei Veranstaltungen der Bücherei vorzustellen (Leseclubs, Erzählstunde für 

Kinder ...) 

Bereitstellung von Büchern zu LSBT-Themen in Bibliotheken in Barcelona und Terrassa (Spanien) 

Die öffentlichen Bibliotheken dieser beiden Städte haben spezifische katalogisierte Sammlungen zu 

diesem Thema zusammengestellt. Diese werden regelmäßig nach Beratung durch Fachleute aktualisiert 

und speziell veröffentlicht, so dass bekannt ist, dass diese Sammlung von Büchern zur Verfügung steht. 

Weitere Informationen: www.terrassa.cat/biblioteques; www.bcn.cat/biblioteques 

 

 

 

Aktivitäten in Zusammenarbeit mit den öffentlichen Bibliotheken der Stadt Turin (Italien) 

Die Zusammenarbeit zwischen den öffentlichen Bibliotheken und dem LSBT-Büro der Stadt Turin begann 

2002 mit dem Ziel, die Vorurteile gegenüber Homosexualität und Transsexualität zu überwinden, die oft 

die kulturelle Debatte und das gesellschaftliche Verhalten beeinflussen. Die Zusammenarbeit umfasst: 

Verbreitung von Informationen über LSBT-Verbände, Herausgabe von Bibliographien zu LSBT-Themen, 

Integration von Archivmaterial öffentlicher Bibliotheken zu diesen Themen, Förderung von Initiativen zu 

LSBT-Themen im Rahmen der Kulturplanung der Bibliotheken. Weitere Informationen: 

http://www.comune.torino.it/cultura/biblioteche; http://www.comune.torino.it/politichedigenere/lgbt 

3.12. Transgender 

Bei Transgendern, insbesondere Frauen, besteht in den meisten Fällen ein be-

sonders hohes Risiko, vom Arbeitsmarkt ausgegrenzt zu werden, vor allem, wenn sie 

erkennbar Transgender sind oder bisher nicht ihrer offiziellen Dokumente ändern 

konnten. Mit dieser Situation konfrontiert arbeiten viele Transgender-Frauen in der 
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Sexindustrie, da dies für sie die einzige Arbeitsmöglichkeit ist. Um ihnen zu helfen, in 

den Arbeitsmarkt integriert zu werden, können lokale Behörden im Rahmen ihrer 

Arbeitsvermittlungsstrategien Transgender als vorrangige gesellschaftliche Gruppe 

behandeln und positive Diskriminierungsmaßnahmen anwenden, wenn sie selbst 

Personal einstellen, oder dies zum Kriterium machen, wenn sie externe Dienstleistun-

gen in Anspruch nehmen. Gleichzeitig können Instrumente entwickelt werden, die als 

Leitlinien sowohl für lokale Behörden als auch für Unternehmen zur effektiven Integra-

tion von Transgendern am Arbeitsplatz dienen (siehe Bewährtes Praxisbeispiel 34). 

 

ISELT-Desk der Stadt Turin zur Integration transsexueller Menschen in die Gesellschaft und in den 

Arbeitsmarkt (Italien)  
Der ISELT-Desk (Integration transsexueller Menschen in die Gesellschaft und in den Arbeitsmarkt) war in 

Turin von 2003 bis 2007 aktiv. Der Desk bot einen Kontakt- und Beratungsservice an mit dem Ziel, zur 

Integration Einzelner in die Gesellschaft und am Arbeitsplatz beizutragen. Anfang 2008 führte die 

zunehmende Anzahl und Unterschiedlichkeit von Anfragen an den ISELT-Desk dazu, dass die Stadt Turin 

den ISELT-Desk schloss und stattdessen Fortbildungen für das Personal bei den lokalen Arbeitsvermitt-

lungen und den Sozialämtern durchführte, um den direkten Zugang für Transsexuelle und Transgender zu 

diesen Dienstleistungen zu fördern. Die Institutionen und Verbände, die ursprünglich am ISELT-Desk 

beteiligt waren, arbeiten nach wie vor in der ISELT-Koordination zusammen. Weitere Informationen: 

http://www.irma-torino.it/it/index.php/iselt 

 

In der Wirtschaft ist es wichtig, Vertreter von Gewerkschaften und Arbeitgeber 

zu informieren und Unternehmen Anreize zu geben, damit sie Transgender einstellen. 

Die Einstellung von Transgendern könnte im Rahmen der sozialen Verantwortung von 

Unternehmen gefördert werden. 

Bezüglich der Arbeit in der Sexindustrie sollten proaktive Arbeitsvermittlungs-

maßnahmen für Transgender-Frauen eingerichtet werden, die Zugang zu anderen 

Beschäftigungsmöglichkeiten haben möchten. Darüber hinaus sollte es für Frauen, die 

in diesem Bereich arbeiten, eine Garantie für Sicherheit und Zugang zu Gesundheits-

versorgung geben. 

Vereinbarung über die Einrichtung von Diensten für arbeitssuchende Transgender-Frauen in 

Barcelona (Spanien) 

Die Stadt Barcelona hat im Rahmen ihrer Initiative zur Bereitstellung von Programmen für Kundenservice, 

Ausbildung und Beratung von Transgendern zur Integration in den Arbeitsmarkt ein internes Protokoll 

verabschiedet. Zudem ist die Unterzeichnung einer Vereinbarung mit einer Organisation geplant, um eine 

Berufsausbildung für Transgender-Prostituierte anzubieten, die eine andere Beschäftigung suchen. 

Weitere Informationen: www.bcn.cat/dretscivils  
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In den meisten EU-Ländern muss man eine medizinische und psychiatrische 

Behandlung durchlaufen, die mehrere Jahre dauern kann, bevor man auf amtlichen 

Dokumenten sein Geschlecht und seinen Namen ändern kann (siehe Abschnitt 2.1.2). 

Obwohl die Gesetzgebung zu Namens- und Geschlechtsänderungen auf amtlichen 

Dokumenten außerhalb der Zuständigkeit von Stadt- und Gemeinderäten liegt, kann 

Transgendern erlaubt werden, ihren gewählten Namen in bestimmten Dokumenten zu 

verwenden (und nicht ihren auf amtlichen Dokumenten eingetragenen Namen). Dies 

wäre z. B. möglich in lokalen Datenbanken von Bibliotheken, Sportstätten, Grund- und 

weiterführenden Schulen etc. (siehe Bewährtes Praxisbeispiel 35). 

Für Transgender ist es auch oft schwer, rechtlichen und medizinischen Rat, In-

formationen über die Prävention sexueller Risiken, zu bibliographischen Quellen etc. 

zu bekommen. Dieser Situation kann durch die Einrichtung von Informationsstellen 

abgeholfen werden oder durch die Unterstützung von Transgender-Verbänden, die die 

Rolle von Beratungsstellen übernehmen, in denen Transgender andere Transgender 

beraten.  

Öffentliche Gebäude, in denen die Nutzer nach Geschlechtern getrennt sind 

(z.B. die Umkleiden öffentlicher Sportstätten), müssen Alternativen bieten, damit 

Transgender sich an diesen Orten nicht ausgegrenzt oder benachteiligt fühlen. Wenn 

beide Seiten einverstanden sind, wäre es z. B. möglich, ihnen zu erlauben, die Berei-

che für das von ihnen gewählte Geschlecht zu nutzen oder aber spezielle Bereiche zur 

Verfügung zu stellen, wie einzelne Umkleidekabinen. 

Als Reaktion auf das Gefühl des Ausgegrenztseins von Transgendern in Sport-

einrichtungen im New Forest (Großbritannien) wurden Schulungen für Sporttrainer in 

dem Zentrum durchgeführt und die Sporthalle und die Schwimmbäder waren an einem 

Tag ausschließlich für Transgender geöffnet. 

3.13. LSBT im Alter 

Es wir zurzeit eine Debatte geführt, ob besondere Räume für ältere LSBT ge-

schaffen werden sollten, oder ob die Priorität darauf gelegt werden sollte, sie in beste-

hende Einrichtungen zu integrieren und dort Heterosexismus, Homophobie und 

Transphobie zu bekämpfen. Tatsächlich schließen sich diese beiden Alternativen nicht 

aus, vielmehr können beide Vorgehensweisen gleichzeitig verfolgt werden. 
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Allgemein stehen ältere LSBT kollektiv außerhalb der beiden Zielgruppen, d. h. 

der öffentlichen politischen Strategien für ältere Menschen und der politischen Strate-

gien mit Schwerpunkt auf LSBT. Diese Situation ist entstanden, weil öffentliche Strate-

gien für ältere Menschen oft von einem heterosexistischen Standpunkt ausgehen und 

Strategien zur Bekämpfung der Diskriminierung von LSBT oft nicht ältere Menschen 

berücksichtigen. Daher liegt die Herausforderung darin, die Idee der sexuellen und 

geschlechtlichen Vielfalt in lokale Strategien für ältere Menschen zu integrieren und die 

Altersperspektive in Strategien einzuführen, die zum Ziel haben, Diskriminierung 

aufgrund der sexuellen Orientierung und Geschlechtsidentität zu bekämpfen. 

Es ist wichtig, diese Realitäten genauer zu erkunden und mehr Wissen über die 

spezifischen Bedürfnisse dieser gesellschaftlichen Gruppe zu erlangen, da es einer-

seits in vielen europäischen Ländern keine sichtbare Generation von älteren LSBT gibt 

und andererseits die Aktivist/-innen selbst sich nur wenig mit diesem Thema beschäfti-

gen. 

In vielen Fällen erklären ältere LSBT, dass sie ihre sexuelle Orientierung und 

Geschlechtsidentität gegenüber dem Pflegepersonal nicht offen legen, da sie Angst 

haben, abgelehnt zu werden. Ältere Transgender, die in vielen Fällen nicht ihre Ge-

schlechtsidentität verbergen können, gehen sogar nicht mehr zum Arzt oder weigern 

sich, in einem Altenheim zu wohnen, weil sie Angst vor Ablehnung haben. Um die 

Versorgung älterer LSBT zu verbessern, ist es wichtig, dass die Fachkräfte in der 

Tagespflege, in Altenheimen oder im ambulanten Pflegedienst sich der Situation 

bewusst sind und mit diesen Menschen respektvoll und vertrauensvoll umgehen. 

Von der Stadt Barcelona geförderte Schulungen für die Mitarbeiter/-innen ambulanter Pflegediens-

te (Spanien) 

Gemeinsam mit der Fundació Enllaç hat die Stadt Barcelona Lehrmaterialien für das Personal von 

ambulanten Pflegediensten erstellt, um über die tatsächliche Lebenssituation von älteren LSBT zu 

informieren. Ziel ist es, das Wissen über und den Respekt für sexuelle und geschlechtliche Vielfalt zu 

fördern. Das Schulungsmodul enthält audiovisuelles Material und externe Unternehmen, die Dienstleistun-

gen für die Stadt anbieten, werden aufgefordert, dieses Modul in Programmen für ihre eigenen Mitarbei-

ter/-innen zu nutzen. Weitere Informationen: www.bcn.cat/dretscivils und www.fundacioenllac.cat  

 

Ältere LSBT fühlen sich oft sowohl in LSBT-Treffpunkten als auch in Senioren-

Treffpunkten ausgeschlossen. Deshalb ist es empfehlenswert, sichere, von Diskrimi-

nierung freie Treffpunkte speziell für sie einzurichten. Gleichzeitig ist es wichtig, die 

LSBT-Perspektive bei Veranstaltungen für Senioren in kommunalen Einrichtungen zu 

integrieren (siehe Bewährtes Praxisbeispiel 36). 
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LSBT-freundliche Einrichtungen für ältere Menschen in Nijmegen (Niederlande) 

Ab 2008 beteiligte sich die Stadt Nijmegen an einem noch laufenden Projekt für Altenpflegeheime und -

einrichtungen (weitere Partner sind ANBO, COC, Schorer und MOVISIE). Diese Pflegeheime und -

einrichtungen können sich um den "Roze Loper" (den rosa Schlüssel) bewerben, ein "offizielles rosa 

Markenzeichen", das ausweist, dass diese Institution Homosexualität berücksichtigt, in dem Sinne, dass 

sie offen und sensibel hinsichtlich der Belange von älteren LSBT und ihren Angehörigen ist. Um das 

Qualitätssiegel "Roze Loper" zu erhalten, müssen Einrichtungen und Pflegeheime ihr Bewusstsein für 

LSBT explizit unter Beweis stellen. Sie müssen Mitarbeiter/-innen haben, die spezielle Schulungen 

erhalten haben, sowie über LSBT-spezifische Formulare, Verfahren und Verhaltenskodizes verfügen. Bei 

positiv ausfallender Prüfung erhält die Einrichtung den Rosa Schlüssel und kann das Zeichen am Eingang 

auf einem Schild anbringen, so dass es für alle sichtbar ist. Bis 2009 hatten bereits sechs 

Altenpflegeheime den "Roze Loper" von COC Nijmegen erhalten. Weitere Informationen: 

http://www.rozezorg.nl/info/5/achtergrond 

 

Bei dem Versuch, die Entstehung von Ghettos für alte Menschen im Allgemei-

nen und insbesondere für ältere LSBT zu vermeiden, ist es sinnvoll, einen generati-

onsübergreifenden Ansatz zu verfolgen, bei dem LSBT aller Altersgruppen Erfahrun-

gen austauschen können und die gemeinsame Geschichte und Kultur erkunden 

können.48 

3.14. Migrant/-innen und ethnische Minderheiten 

Die Aktivitäten in diesem Bereich können sich auf die Bekämpfung von Homo-

phobie und Transphobie in den Migrantengemeinschaften und unter bestimmten 

Gemeinschaften oder ethnischen Minderheiten konzentrieren sowie auf die Bekämp-

fung von Fremdenfeindlichkeit unter LSBT. 

Die LSBT-Perspektive muss bei allen Kontaktstellen und Diensten, die die In-

tegration von Migrant/-innen unterstützen, einbezogen werden. So kann z. B. in den 

Materialien für Begrüßungsveranstaltungen für Migrant/-innen, die in vielen europäi-

                                                

48 In Großbritannien hat Gendered Intelligence in Zusammenarbeit mit Age UK einige interes-
sante Projekte entwickelt, um verschiedene LSBT-Generationen durch Kunstveranstaltungen 
zusammenzubringen. Ein weiteres Beispiel in Großbritannien ist die Organisation von Veran-
staltungen, um Räume zu schaffen, die den Austausch von Erfahrungen und das Schließen von 
Freundschaften in einer informellen und entspannten Atmosphäre ermöglichen (siehe Bewähr-
tes Praxisbeispiel 33). 
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schen Städten und Gemeinden regelmäßig stattfinden, Respekt für sexuelle und 

geschlechtliche Identität ein Thema sein. 

Die Förderung von Projekten, die sich mit dem Thema Respekt für sexuelle und 

geschlechtliche Identität in den Gemeinschaften von Migrant/-innen und ethnischen 

Minderheiten beschäftigen, kann sich als sehr nützlich erweisen, um eine Veränderung 

der Einstellungen herbeizuführen. LSBT-Migrantenorganisationen können eine aktive 

Rolle bei der Unterstützung dieser Bemühungen spielen. 

 

Lebende Bibliothek der Stadt Bologna (Italien): 

In der "Lebenden Bibliothek" dienen Personen mit unterschiedlichen ethnischen Hintergründen und 

Vertreter verschiedener Minderheiten als "menschliche Nachschlagewerke". Sie erzählen Menschen, die 

Stereotypen abbauen wollen, ihre persönliche Geschichte. Das Format wird vom Rat der Europäischen 

Union als Maßnahme gegen Vorurteile und geschlechtsspezifische Stereotypisierung gefördert. 

 

Die Situation von LSBT-Migrant/-innen kann besonders heikel sein und daher 

ist es notwendig, Fachleute, die vor Ort in direktem Kontakt mit den Migrant/-innen 

arbeiten, zu schulen, so dass sie Rat und Orientierung geben können zu LSBT-

Verbänden, AIDS-Kliniken, Beratungsdiensten für Transgender etc. 

Gleichzeitig ist es wichtig, Maßnahmen zur Beendigung rassistischer und frem-

denfeindlicher Debatten unter einheimischen Schwulen, Lesben, Transgender und 

Bisexuellen zu entwickeln, um die Stereotypen zu bekämpfen, die Migrant/-innen 

belasten. Dazu ist es erforderlich, offene Debatten über die Erfahrungen von LSBT, 

Migrant/-innen und ethnischen Minderheiten zu führen und bekannt zu machen.  
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4. Bewährte Praxisbeispiele   

Kommunalverwaltung 

1. Training für Führungskräfte (South Lanarkshire, 

Großbritannien) 

 

Themenbereiche: LSBT-Bewusstsein, Mitarbeitertraining, alle staatlichen Bereiche (Erziehung, Familie, 

Soziales, Migration etc.) 

Zusammenfassung: Der internationale Tag gegen Homophobie wurde gewählt, um ein Training für 

hochrangige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und Führungskräfte der Stadt South Lanarkshire in 

Schottland durchzuführen. Die Veranstaltung verbesserte das Bewusstsein der Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter sowie der Führungskräfte für die Bedürfnisse von LSBT-Service-Nutzern und bot die Gelegen-

heit, zu überlegen, wie diese Bedürfnisse derzeit behandelt werden und wie die Pflicht zur Gleichberechti-

gung besser umgesetzt werden kann. 

Die Trainer entwarfen einen lockeren und unterstützenden Platz für Diskussion, Reflexion und das 

Knüpfen von Kontakten. 

Schlüsselwörter: Training, Führungskräfte, IDAHO, Diskussion 

Akteure: Führungskräfte aus allen Verwaltungsbereichen, Stonewall Scottland, The Terrence Higgins 

Trust 

Zielgruppe: LSBT-Community als Nutzer des Services, alle Bereiche der Stadtverwaltung, Gewerk-

schaften, NHS Lanarkshire und North Lanarkshire Council 

Kontaktdaten: 

South Lanarkshire Council (UK) 

Simon Cameron, Diversity Advisor, Personnel Services 

Simon.Cameron@southlanarkshire.gov.uk  

+44 – (0) 303 – 123 - 1015 



 76 

 

ÜBERBLICK: 

Eine Trainingsveranstaltung für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Verwaltung und 

Führungskräfte wurde vom South Lanakshire Council in Schottland durchgeführt. Die 

Veranstaltung hatte das Ziel, das Bewusstsein und das Verständnis für LSBT-Service-

Nutzer zu verbessern, um die Einstellung der Angestellten und den Kundenservice zu 

verfeinern. 

Grund für dieses Vorgehen war, den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern die Möglichkeit 

zu geben, in einem ungezwungenen und fördernden Umfeld zu reflektieren, in wie weit 

sie den  Bedürfnissen der Community derzeit gerecht werden und wie der Service 

verbessert werden kann. Die Trainer schafften es, einen ungezwungenen und unter-

stützenden Raum zu schaffen, IDAHO in Erinnerung zu bringen und bekannt zu 

machen. Die Bedeutung dieser Maßnahme war wohl der Erfolg, sowohl 

Führungskräfte, als auch Nachwuchskräfte zur Teilnahme zu bewegen. 

Der Hauptantrieb zur Durchführung der Veranstaltung war die Anfrage eines 

Mitarbeiters, ein Mitarbeiterforum einzurichten. Es schien ein geeigneter Weg zu sein, 

das Bewusstsein für die Belange der LSBT-Community zu steigern, indem man sich 

mit den Missverständnissen und Klischees, die häufig in den Medien vorherrschen, 

befasste. 

STÄRKEN: 

- Die Sitzung wurde als positiv und erfolgreich bewertet und führte zur Einrichtung 

eines LSBT-Forums. Durch jährliche Durchführung der Veranstaltung mit Unter-

stützung dieses Forums wird hier ein Nutzen erzielt. 

- In allen Bereichen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wurde dem Projekt große 

Aufmerksamkeit geschenkt, was für die stattfindende Diskussion sehr nützlich war. 

Der interaktive Charakter der Sitzung war besonders nützlich, weil die Teilnehmer-

innen und Teilnehmer so in der Lage waren, in einer als sicher geltenden Umge-

bung zu diskutieren und Meinungen zu entwickeln. 

- Es scheint, dass es eine Schlüsselstärke war, dass das Event als  IDAHO-

Festveranstaltung gesehen wurde, die dazu diente, dass Führungskräfte über den 

LSBT-Service nachdenken konnten, um ihn weiter zu entwickeln. 
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SCHWÄCHEN 

Die Schwierigkeit bei der Veranstaltung von Lehrveranstaltungen für Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter ist, dass viele Führungskräfte dazu neigen, sich weniger kümmern zu 

können. Eine größere Aufmerksamkeit der Führungskräfte könnte durch einen verme-

hrten Erfahrungsaustausch erreicht werden, um gute Beispiele und Erfahrungen 

innerhalb der Organisation besser nutzen zu können. Auch die Sitzungszeit hätte 

länger sein können, da viele Besucher kritisierten, dass Diskussionen zu kurz gehalten 

wurden. Ein Schlüsselziel der Veranstaltung war, die Menschen dazu zu bewegen, 

über die Anliegen zu diskutieren, so dass es ein Merkmal des Erfolges wurde, dass die 

Teilnehmer mehr Zeit für Diskussionen forderten. Mehr Zeit für die Veranstaltung 

könnte daher in Zukunft sinnvoll sein.  

EMPFEHLUNGEN 

- Angebot einer Fortbildungsveranstaltung für Führungskräfte, auch wenn mit 

Schwierigkeiten bei der Rekrutierung von Teilnehmern gerechnet werden kann. 

- Das Fördern des praktischen Werts und der Wirksamkeit einer solchen Veranstal-

tung für Führungskräfte zur Verbesserung und Entwicklung des Dienstes, um den 

Bedürfnissen der Community gerecht zu werden.  

- Da die Unterstützung durch Führungskräfte eine Möglichkeit ist, positivere Einstel-

lungen auf allen Ebenen zu fördern, könnte der Grundgedanke der Unternehmens-

führung sichergestellt werden, weitere Aufmerksamkeit zu erreichen und das Profil 

der Veranstaltung zu steigern. 
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2. Kommunaler LSBT-Plan (Barcelona, Spanien) 

 

Themenbereiche: Lokale Verwaltung. Sekundäre Bereiche: Bildung, Familien, Gesundheit, Migration, 

Religion, Kooperation, vorurteilsbedingte Gewaltverbrechen und Hassrede, Beschäftigung, Sport, Kultur, 

LSBT im Alter und Transgender. 

Zusammenfassung: 

Es wurde ein zweistufiges Verfahren durchgeführt mit dem Ziel, einen Kommunalen Plan zu erstellen, der 

die Schritte der verschiedenen Abteilungen der Stadtverwaltung von Barcelona bezüglich LSBT umfasst. 

Zuerst wurde  eine analytische Befragung auf der Basis von fünf Berichten entwickelt. Damit sollten die 

Erfahrungen von LSBT mit dem Leben in Barcelona, die Meinungen von LSBT-Verbänden und die 

Einstellung der allgemeinen Öffentlichkeit gegenüber dieser gesellschaftlichen Gruppe in Erfahrung 

gebracht werden, sowie festgestellt werden, welche Maßnahmen in den verschiedenen Abteilungen der 

Stadt Barcelona gefördert werden und schließlich gute Praxisbeispiele aus anderen europäischen 

Kommunen bestimmt werden. Als zweiter Schritt wurde ein partizipatives Verfahren entwickelt, um 

Mitarbeiter/-innen der kommunalen Verwaltung, Vertreter/-innen von LSBT-Verbänden, Fachleute und 

einzelne LSBT am Entwurf des Plans zu beteiligen. 

Schlüsselwörter: Kommunaler Plan, analytische Befragung, Partizipation.  

Akteure: Stadt, LSBT-Verbände, Fachleute  

Kontaktdaten: 

Stadt Barcelona (Spanien): 

Kommunaler Plan für die Community der Lesben, Schwulen, Bisexuellen und Transgender 

dretscivils@bcn.cat  

www.bcn.cat/dretscivils  

ÜBERBLICK 

Im Oktober 2008 begann die Abteilung für Bürgerrechte der Stadt Barcelona mit dem 

Entwurf eines kommunalen Plans für LSBT, der zum Ziel hat, die Maßnahmen aus 

verschiedenen kommunalpolitischen Bereichen zur Bekämpfung von Diskriminierung 

aufgrund der sexuellen Orientierung oder Geschlechtsidentität zu koordinieren und zu 

fördern. Dieses Verfahren umfasste zwei Phasen: eine analytische Befragung und ein 

Partizipationsverfahren. 

Die Ziele der analytischen Befragung waren folgende: 
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- Überblick über Erfahrungen dieser gesellschaftlichen Gruppe unter 

Berücksichtigung der Meinungen von LSBT, Verbänden, Fachleuten und der 

allgemeinen Öffentlichkeit. 

- Priorisierung der Bereiche und Gruppen mit dem dringendsten Bedarf 

- Bestandsaufnahme der von der Stadt Barcelona in diesem Bereich in den 

letzten Jahren unternommenen Schritte sowie Bestimmung der kommunalen 

Strategien, die weiter ausgebaut werden könnten   

Es wurden fünf Studien entwickelt, um diese Ziele umzusetzen49:  

1. Eine analytische Befragung über die Erfahrungen der LSBT-Bevölkerung von 

Barcelona. Ziel war es, herauszufinden, mit welchen Problemen verschiedene 

Gruppen innerhalb dieser Bevölkerungsgruppe konfrontiert sind, und dabei die am 

meisten benachteiligten Gemeinschaften und ihre Lösungsvorschläge besonders 

zu beleuchten. Die Feldstudie stützte sich auf 10 ausführliche Interviews mit wichti-

gen Auskunftsgebern, 11 Interviews mit LSBT-Vertreter/-innen aus verschiedenen 

Bereichen, 4 Fokusgruppen und 454 Antworten aus einem Online-Fragebogen. 

Dieser Fragebogen wurde in einem Blog eingestellt 

(www.barcelonaensenten.wordpress.com), das über konventionelle und Internet-

Mailinglisten bekannt gemacht wurde, und mit dem Slogan “Barcelona ens en-

tén?”50 beworben wurde. Während der Befragung hatte das Blog 3191 Besucher. 

2. Die Einstellungen der allgemeinen Öffentlichkeit gegenüber der LSBT-Community. 

Dazu wurden 10 Fragen zu dem Thema vorbereitet, die in eine Umfrage integriert 

wurden, die die Stadt Barcelona vierteljährlich zur Erkundung der öffentlichen Mei-

nung durchführt.  Die Umfrage wird mittels einer Telefonbefragung unter 1000 Be-

fragten durchgeführt. 

                                                

49 Das Institut de Govern i Polítiques Públiques (IGOP – Institut für Regierung und öffentliche 
Politik) der Universitat Autònoma de Barcelona war für die Überwachung der Methodik während 
der gesamten Studie verantwortlich, es verfasste den ersten Bericht selbst und führte die 
Analyse für den zweiten Bericht durch. Der drittte und fünfte Bericht wurden von dem 
Beratungsunternehmen ICC Consultors erstellt (der fünfte in Zusammenarbeit mit Jordi Petit). 
Die vierte Studie wurde von Espai Públic durchgeführt.  
50 Auf Katalanisch und Spanisch bedeutet “entender” wörtlich “verstehen”, doch die 
umgangssprachliche oder soziolektische Bedeutung in der Community ist "schwul oder lesbisch 
sein”. Somit ließe sich das Wortspiel mit “Ist Barcelona schwulen-/lesbenfreundlich?” überset-
zen.  
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3. Beiträge der LSBT-Verbände in Barcelona. Es wurden 24 Interviews mit Vertreter/-

innen von LSBT-Verbänden und mit Gruppen durchgeführt, um etwas über die 

Meinungen der LSBT-Aktivist/-innen bezüglich der Erfahrungen dieser Community 

und der sie betreffenden öffentlichen Maßnahmen zu erfahren.  

4. Bestandsaufnahme der öffentlichen Maßnahmen der Stadt Barcelona für diese 

gesellschaftliche Gruppe. Zweck dieser Studie war, Informationen darüber zu erhal-

ten, was unterschiedliche Abteilungen der Stadt Barcelona bezüglich der LSBT 

Community tun, und Bereiche zu bestimmen, die von einer weiteren Entwicklung 

profitieren würden. Die Feldstudie beruhte auf umfassend dokumentierten Inter-

views mit führenden Verwaltungsangestellten aus verschiedenen Bereichen. 

5. Studie über die Erfahrungen anderer europäischer Städte und Gemeinden. Anhand 

von Fragebögen wurde recherchiert, welche Maßnahmen von anderen lokalen Re-

gierungen durchgeführt werden. Diese richteten sich an LSBT-Organisationen, bei 

denen die von ihren lokalen Regierungen eingeführten Maßnahmen bezüglich 

LSBT ausgewertet wurden. Insgesamt antworteten 26  Organisationen aus 17 EU-

Ländern auf den Fragebogen. 

Die Ergebnisse der analytischen Befragung wurden veröffentlicht und waren Gegens-

tand zweier Diskussionsrunden. Die erste Diskussionsrunde, bei der der fünfte Bericht 

vorgestellt wurde, fand im Juni 2009 statt. Die zweite fand vier Monate später im 

Oktober 2009 statt und es wurden die Ergebnisse der anderen Berichte vorgestellt und 

das Partizipationsverfahren eingeleitet.  

Gestützt auf die Ergebnisse der analytischen Befragung wurde ein Partizipationsver-

fahren entwickelt mit dem Ziel, unterschiedliche Interessengruppen am Entwurf des 

Kommunalen Plans zu beteiligen.  

Zur besseren Lenkung der Partizipation wurden die in der analytischen Befragung 

erkannten Probleme in sieben Themenbereiche aufgeteilt: Minderjährige, Bildung und 

Familien; Gesundheit und Soziales; Migration, Minderheiten und internationale Koope-

ration; Homo-/Transphobie im öffentlichen Raum und Diskriminierung am Arbeitsplatz; 

Partizipation, Sport, finanzielle Unterstützung und Kulturveranstaltungen; ältere LSBT; 

Transgender. Für jeden Themenbereich wurde ein Dossier erstellt, das die wichtigsten 

Bedürfnisse und Vorschläge zum Umgang mit Problemen enthielt. Diese wurden dazu 

genutzt, die Debatte in jedem der Partizipationskanäle zu strukturieren: 
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Es wurden drei Partizipationskanäle eingerichtet51:  

1. Sieben thematische Arbeitsgruppen, in denen Verwaltungsangestellte der Stadt 

Barcelona, Fachleute und Vertreter/-innen von LSBT-Verbänden zusammentrafen. 

Ihre Aufgabe bestand darin, zu diskutieren und Vorschläge auf Grundlage der ana-

lytischen Dokumentation zu erstellen. 

2. Einzelpersonen hatten die Gelegenheit, sich durch Ausfüllen eines Online-

Fragebogens zu beteiligen, in dem sie aufgefordert wurden, Vorschläge für die 

Schritte einzureichen, die in jedem Themenbereich ergriffen werden sollten. Der 

Fragebogen wurde auf dem gleichen Blog  wie während der Analysephase einge-

stellt. Dieses Mal  hatte es 1665 Besucher und 51 Fragebögen wurden ausgefüllt. 

3. Im März 2010 hielt der Kommunale Beirat für Schwule, Lesben und Transsexuelle 

(CMGLidhT) ein öffentliches Forum ab, an dem sich jeder beteiligen konnte. Das 

Forum stellte Vorschläge vor und bot eine Gelegenheit, diese zu diskutieren. 

Parallel zu dem partizipativen Prozess lief der Dialog mit Verwaltungsbereichen der 

Stadt Barcelona, d. h. es sollte Einigung darüber erzielt werden, wie die erarbeiteten 

Vorschläge in den Plan integriert werden konnten. 

Nachdem der CMGLidhT dem Plan zugestimmt hatte, wurde er auch von der Kommu-

nalregierung verabschiedet. Der Plan umfasst insgesamt 228 Maßnahmen, die in den 

nächsten fünf Jahren umgesetzt werden, wobei es einen detaillierten Zeitplan für kurz-, 

mittel- und langfristige Prioritäten gibt. Ein Überwachungsausschuss wird die Umset-

zung der Maßnahmen auswerten und Entscheidungen bezüglich möglicher Änderun-

gen oder notwendiger Anpassungen treffen, die während der Laufzeit des Plans 

eingeführt werden sollen. 

Der Plan wurde im Oktober 2010 bei der internationalen Konferenz European Rainbow 

Cities im Rahmen des AHEAD-Projekts öffentlich vorgestellt. 

                                                

51 IGOP koordinierte das Partizipationsverfahren und Espai Públic kümmerte sich um den 
Dialog mit den Verwaltungsabteilungen und den Entwurf des Plans. 
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STÄRKEN 

- Ein Hauptfaktor bei der Erstellung des Kommunalen Plans war die Teilnahmebe-

reitschaft der meisten Mitarbeiter/-innen der städtischen Verwaltungsabteilungen, 

ihre proaktive Haltung und Offenheit. 

- Die Stadt Barcelona hat ein solides Netzwerk von LSBT-Organisationen, die um 

Rat gebeten wurden. Es war ein großer Vorteil, ihr Fachwissen bei der Erstellung 

des Dokuments zu nutzen. Als Ergebnis dessen geht der Kommunale Plan genau 

auf die Interessen von LSBT ein, da er größtenteils auf ihren Ratschlägen beruht. 

- Mehrere Fachleute und Wissenschaftler wurden für die Erstellung der analytischen 

Befragung über die Erfahrungen von LSBT sowie für den Kommunalen Plan he-

rangezogen. 

SCHWÄCHEN 

- Die größte Herausforderung während des Prozesses war, die LSBT-Perspektive in 

alle Abteilungen der Stadtverwaltung von Barcelona zu integrieren. Es ging nicht 

nur darum, dass Maßnahmen in mit den Rechten von LSBT befassten Bereichen 

getroffen wurden, wie z. B. soziale Maßnahmen im Bereich der Bildung, sondern 

auch in Bereichen, die oberflächlich betrachtet weniger mit LSBT-Fragen zu tun 

haben, wie z. B. Umwelt, Beschäftigung oder internationale Zusammenarbeit. 

- Die Stadt Barcelona hat bereits Erfahrung in der Zusammenarbeit mit LSBT-

Verbänden. Einige LSBT-Verbände beteiligten sich jedoch nur in geringem Maße 

an dem Projekt, weil das Gefühl vorherrschte, dass viele Anstrengungen für etwas 

unternommen werden müssten, das letztlich nicht bindend sei oder nicht wirklich zu 

Verbesserungen für das Leben von LSBT in Barcelona beitragen würde.  

- Die Frage der Achtung der Menschenrechte und insbesondere der Rechte von 

LSBT hatte auf der politischen Agenda der lokalen Behörden immer noch nur eine 

sehr niedrige Priorität. Abgesehen von der Entwicklung von Maßnahmen dieser Art 

muss es also auch politisches Engagement geben, um sie umzusetzen, was wieder 

stark von jeder einzelnen städtischen Abteilung abhängt. 

EMPFEHLUNGEN 

- Wenn ein Plan dieser Art erstellt wird, ist es wesentlich, auf Grundlage einer 

umfassenden analytischen Befragung zu arbeiten, um tief greifende Erkenntnisse 

über die Erfahrungen dieser Gruppe und ihre Bedürfnisse zu erlangen. Partizipati-
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on ist ebenfalls wichtig, denn sie ermöglicht die Beteiligung verschiedener Akteure 

bei der Erstellung des Plans und schafft somit einen Mehrwert. 

- Bezüglich des analytischen Verfahrens ist es wichtig, zu triangulieren und Beiträge  

aus unterschiedlichen Befragungsmethoden zu kombinieren (z.B. erreichen Frage-

bögen viele Menschen, während Interviews es ermöglichen, bei den Antworten 

mehr ins Detail zu gehen, usw.). Außerdem sind verschiedene Befragungsmetho-

den unterschiedlich gut für die befragten gesellschaftlichen Gruppen geeignet. 

- Zur Sammlung von Informationen für die analytische Befragung und von Vorschlä-

gen für das Partizipationsverfahren kann Informationstechnologie besonders nütz-

lich sein. Dabei ist es jedoch wichtig zu berücksichtigen, dass die Ergebnisse viel-

leicht nicht objektiv sind, da nicht alle gesellschaftlichen Gruppen gleich guten Zu-

gang zum Internet haben oder gleich gut damit umgehen können. 

- Der Prozess muss auf realistischen Erwartungen beruhen, um Frustration zu 

vermeiden. Daher ist es wichtig, bereit zu sein, zuzuhören, Vorschläge zu berück-

sichtigen und die Gründe für die Einbeziehung oder Ablehnung von Beiträgen zu 

erklären. Um Frustration zu vermeiden, ist es auch notwendig, einen Dialog mit al-

len Abteilungen zu führen, um zu erfahren, zur Umsetzung welcher Vorschläge sie 

bereit sind. Es sollte bedacht werden, dass fast alle von ihnen in der Lage sind, 

Maßnahmen zur Bekämpfung der Diskriminierung von LSBT einzuführen. Es ist 

auch ratsam, während des Verfahrens mit anderen politischen Gruppen zu verhan-

deln, die ggf. über den Plan abstimmen müssen. Wenn man zu einem Konsens mit 

solchen Gruppen gelangt, garantiert dies, dass der Plan auch bei einem Regie-

rungswechsel in kraft bleibt. 

- Es kann sehr produktiv sein, Verwaltungsangestellte, Vertreter von LSBT-

Organisationen und Fachleute für diese Gespräche zusammenzubringen. Bei der 

Auswahl der Teilnehmer muss auf die Bereitschaft geachtet werden, Kritik, insbe-

sondere von den Vertreter/-innen der LSBT-Verbände, zu akzeptieren, da dies der 

Debatte einen Mehrwert verleiht.  Ebenso muss man bedenken, dass das Partizi-

pationsverfahren auch zu einem Verlust an Vertrauen bei einigen Organisationen 

führen kann. Deshalb ist s wichtig zu zeigen, dass die Bereitschaft zur Beteiligung 

zu greifbaren Ergebnissen führt. 

- Die direkte Beteiligung der Verantwortlichen für den Plan ist ein Faktor, der dem 

Prozess Glaubwürdigkeit verleiht, Dialog ermöglicht und eine bereichernde Erfah-

rung für alle Beteiligten ist.   
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3. Ein Regenbogen der Aktionen (Gent, Belgien) 

Themenbereiche: Beteiligung, Information, Anerkennung. 

Zusammenfassung: 

Die Politik akzeptierte „Ein Regenbogen der Aktionen“ als politisches Ziel, das die LSBT-Community als 

Zielgruppe erkannt hat; es wird von der Dienststelle für Vielfalt und Gleichberechtigung koordiniert. 

Dieses Dokument bietet eine Summe von 26 Schritten, die in verschiedenen Bereichen von der Kom-

munalverwaltung genutzt werden können. 

Schlüsselwörter: Kommunaler LSBT-Plan  

Akteure: Stadtverwaltung, Sozialdezernent, Personaldezernent, Gleichberechtigungs-Beauftragter mit 

Team, Dienststelle für Vielfalt und Gleichberechtigung, Experten, LSBT-Verbände 

Zielgruppen: Die Bürger der Stadt Gent im Allgemeinen und die LSBT-Community im Besonderen 

Kontaktdaten: 

Ghent City Council (Belgium) 

Diversity and Equal Opportunities Department  

nico.vandeputte@gent.be 

www.gent.be/diversiteit 

 

ÜBERBLICK 

Die Dienststelle für Vielfalt und Gleichberechtigung in Gent hat für 2020 das Ziel, dass 

alle Einwohner, gleich welchen Geschlechts, Alters, Glaubens, sexueller Orientierung, 

fachlicher Unterschiede oder sozialer Situation, gleichberechtigt in jeder Hinsicht 

sozialen Lebens aufwachsen können. 

In diesem Zusammenhang wurde ein politischer Hinweis ausgearbeitet, der speziell auf 

Lesben, Schwule, Bisexuelle und Transgender abzielt. Dieses Dokument zeigt eine 

Reihe von Schritten auf, die Lesben, Schwule, Bisexuelle und Transgender sichtbarer 

machen und gegen Diskriminierung aufgrund des Geschlechts oder der sexuellen 

Orientierung kämpfen sollen. Diese Initiative ist ein Maß, das darauf abzielt, ein 

Eckpfeiler zum Erhalt der Gesellschaft durch gezielte maßnahmen gegen Homophobie 

zu sein. 

Die politische Initiative „ein Regenbogen der Aktionen“ basiert auf drei Kernbereichen: 

Gleichberechtigung von Frauen und Männern, aktive Fördermaßnahmen und Bewusst-

sein der Vielfalt auf allen Ebenen von Politik und Verwaltung. Es besteht aus 26 
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Maßnahmen, die von den zuständigen Dienststellen für Familie, Soziales und Migration 

realisiert werden sollen. 

Diese Maßnahmen werden in fünf Bereiche aufgegliedert: 

1. Kommunikation und Online-Zusammenarbeit mit der Genter LSBT-Community, 

2. Erzeugen von Aufmerksamkeit für Lesben, Schwule und Transgender, mehr als 

für andere gefährdete Personenkreise (Seniorinnen und Senioren, ethnische 

Minderheiten, Menschen mit Behinderung, Frauen und Jugendliche). 

3. Verbessern und Fördern der Forschung zu LSBT 

4. Fördern einer „gay-friendly“ Kultur in der Kommunalverwaltung 

5. Anwendung der LSBT-Belange auf alle sozialen Bereiche der Kommunalver-

waltung (z.B. Sport, Tourismus, Gesundheit und Wohlfahrt, Kommunikation, 

Erziehung und Kultur). 

Dieses politische Memorandum gilt zwischen 2008 und 2013 mit einer Halbzeitbewer-

tung (2011-2012) und einer abschließenden Beurteilung am Ende der Laufzeit. 

STÄRKEN 

- Die Tatsache, dass die Stadtverwaltung von Gent sich entschieden hat, ein 

spezielles Konzept für die Belange von Lesben, Schwulen, Bisexuellen und 

Transgendern aufzulegen, zeigt die Bereitschaft, gegen Diskriminierung auf-

grund der sexuellen Orientierung oder der Geschlechteridentität zu kämpfen. 

- Ein Schlüsselfaktor ist, dass die Initiative einen zeitlichen Rahmen beschreibt, 

um verschiedene Maßstäbe zu setzen und eine fortschreibende Entwicklung zu 

ermöglichen 

- Der Report basiert auf Studien und Untersuchungen der Erfahrungen von Les-

ben, Schwulen Bisexuellen und Transgendern und Gesprächen mit Verbänden 

in diesem Bereich. 

SCHWÄCHEN 

Das größte Hindernis dieses Projekts ist, dass dieser politische Grundsatz nicht alle 

erforderlichen Schritte unternimmt, die nötig wären. In einigen Fällen werden generelle 

Richtlinien für Maßnahmen in den Vordergrund geschoben, ohne besondere Schritte 

zu verdeutlichen, die die Kommunalbehörden unternehmen müssten. 
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EMPFEHLUNGEN 

- Netzwerkarbeit zwischen der Kommunalverwaltung, den LSBT-Organisationen und 

den Bürgerinnen und Bürgern als Strategie, so dass Projekte dieser Art laufen und 

einen festen Platz bekommen. 

- Unter Berücksichtigung dieser Projekte oder bestimmter Messinstrumente müssen 

diese Art von Dokumenten finanziert werden. 

- Der Tourismus sollte als Hauptbereich gesehen werden, wo die Belange von 

Lesben, Schwulen, Bisexuellen und Transgendern gefördert werden können 

- Der Kampf gegen Homophobie und Transphobie muss in Zusammenhang mit 

Maßnahmen im Kampf gegen andere Formen der Diskriminierung gebracht wer-

den. 
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4. Das RE.A.DY-Netzwerk (Italien) 

Themenbereich: Lokale Verwaltung 

Zusammenfassung: 2006 initiierten die Städte Rom und Turin RE.A.DY, ein Netzwerk der öffentlichen 

Verwaltung, das sich mit der Bekämpfung von Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung und 

Geschlechtsidentität befasst. Seither fördert RE.A.DY den Austausch von bewährten Praxisbeispielen zu 

LSBT-Fragen zwischen seinen Partnern. 

Schlüsselwörter: Netzwerk, Partizipation, Anerkennung 

Akteure:  

• Regionalbehörden: Piemont, Toskana 

• Provinzen: Cremona, Rom, Syrakus, Turin 

• Städte: Bari, Bologna, Casalmaggiore (Cremona), Capraia e Limite (Florenz), Cremona, Florenz, 

Marineo (Palermo), Messina, Neapel, Perugia, Pisa, Pistoia, Rende (Cosenza), Rom, Salsomaggiore 

Terme (Parma), Turin, Venedig 

Zielgruppen: Bürger/-innen, Mitarbeiter/-innen der Verwaltung 

Kontaktdaten: 

LSBT-Büro: E-mail: serviziolgbt@comune.torino.it 

Telefon: +390114424040 

Website: http://www.comune.torino.it/politichedigenere/lgbt/lgbt_reti/lgbt_ready/index.shtml 

 

ÜBERBLICK 

2006 initiierten die Städte Rom und Turin RE.A.DY, ein Netzwerk der öffentlichen 

Verwaltung, das sich mit der Bekämpfung von Diskriminierung aufgrund der sexuellen 

Orientierung und Geschlechtsidentität befasst. Es wurde eine „Charta der Intentionen“ 

erarbeitet, um die Ziele, Vorschläge und Anforderungen des Netzwerks für Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeiter der öffentlichen Verwaltungen zu definieren. 

Die Ziele von RE.A.DY. sind:  

- Bestimmung, Förderung und Austausch von Strategien zur gesellschaftlichen 

Eingliederung von LSBT 

- Beitrag zur Verbreitung bewährter Praxisbeispiele zum Umgang mit LSBT-Fragen 

in Italien  
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- Unterstützung regionaler und lokaler öffentlicher Verwaltungen bei der 

Durchführung von Maßnahmen, die die Anerkennung und Förderung der Rechte 

von LSBT zum Ziel haben 

Regionalbehörden, Provinzen, Städte und Gleichstellungsorgane können dem Netz-

werk beitreten, indem sie die Charta der Intentionen annehmen. Sie gehen dabei 

folgende Verpflichtungen ein: 

- Aufbau von Kontakten mit lokalen LSBT-Verbänden, 

- Förderung von Studien über die Bedürfnisse von LSBT, um diese bei der 

regionalen und lokalen Planung der öffentlichen Verwaltung zu berücksichtigen, 

- Unterstützung der Verbreitung bewährter Praxisbeispiele im ganzen Land - 

beispielsweise war eine der ersten Aktivitäten des Netzwerks, Erfahrungen mit 

anderen Netzwerkpartnern auszutauschen, 

- Unterstützung des Netzwerks bei der Förderung der Informationsverbreitung 

- Teilnahme an Jahrestreffen - RE.A.DY. veranstaltet mindestens einmal jährlich ein 

Treffen aller Partner in einer Partnerstadt, um die durchgeführten Maßnahmen 

auszuwerten und künftige Leitlinien festzulegen, 

- Organisation lokaler Veranstaltungen am Internationalen Tag gegen Homophobie 

und Transphobie (IDAHO), 

- Soweit möglich Schaffung von Grundlagen für eine interinstitutionelle 

Zusammenarbeit zwischen verschiedenen Ebenen der Kommunalregierung und 

Vorstellung von RE.A.DY bei anderen regionalen und lokalen öffentlichen 

Verwaltungen. 

RE.A.DY hat ein zentrales Koordinationsbüro, das politische und administrative Aufga-

ben ausführt. Diese Aufgabe wird jährlich von einem der Partner nach dem Rotations-

prinzip übernommen. 

STÄRKEN 

- Das Netzwerk ist ein politischer Maßstab für die öffentliche Verwaltung. Es dient als 

Bezugspunkt für jede Kommunalregierung, die gleiche Rechte für ihre Bürgerinnen 

und Bürger erzielen will.   

- RE.A.DY begünstigt den Austausch und die gemeinsame Nutzung bewährter 

Praxisbeispiele unter seinen Partnern und fördert somit die Entwicklung dieser 

Erfahrungen. Zu diesem Zweck bietet RE.A.DY seinen Partnern Instrumente zum 

Umgang mit LSBT-Fragen. 
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- Die Entscheidung, ein jährlich wechselndes zentrales Koordinationsbüro zu haben, 

war ein nützliches Mittel, um die Macht zu dezentralisieren und das Netzwerk 

überall in Italien aktiv werden zu lassen. 

SCHWÄCHEN 

- Mangel an Ressourcen, die erforderlich wären, um das volle Potenzial von 

RE.A.DY zu entwickeln: Finanzierung, Zeit und Personal, 

- Mangelnder Austausch mit nationalen Institutionen und fehlende offizielle politische 

Anerkennung, weil einerseits RE.A.DY sich bisher mehr auf operative als auf 

politische Maßnahmen konzentriert hat, und andererseits nationale Institutionen 

sich eher direkt an Bürgerinnen und Bürger und Verbände wenden als an andere  

öffentliche Verwaltungen (in unserem Fall lokale Verwaltungen). 

- Keine kontinuierlichen Beziehungen zu LSBT-Verbänden auf nationaler Ebene, da 

das RE.A.DY-Netzwerk nicht bekannt genug ist, 

- Es wäre politische Führung notwendig, um sicherzustellen, dass das Netzwerk 

seine Agenda einhält, und um andere öffentliche Verwaltungen zu ermutigen, sich 

daran zu beteiligen. 

- Beziehungen zu den RE.A.DY-Partnern müssen nach politischen Veränderungen 

nach Wahlen wieder erneuert werden.  

EMPFEHLUNGEN 

- Die Partner sollten sich regelmäßig treffen, um die durchgeführten Aktivitäten 

auszuwerten und künftige Leitlinien festzulegen. 

- Das zentrale Koordinationsbüro sollte alle Partner mit der Bereitstellung konkreter 

Beiträge regelmäßig unterstützen und bestärken. 

- Idealerweise sollte RE.A.DY von einem dezentralisierten Management geführt 

werden. Jeder Partner sollte festgelegte Aufgaben im Netzwerk übernehmen, um 

das zentrale Koordinationsbüro zu unterstützen. 

- Das nationale Netzwerk könnte gestärkt werden, wenn jeder Partner RE.A.DY in 

seiner Region durch lokale Netzwerke bekannt macht (Städte, Provinzen und 

regionale Behörden). 

- Netzwerkpartner sollten nicht nur Erfahrungen austauschen, sondern sollten 

versuchen, gemeinsame Strategien für Aktivitäten mit ähnlichen Zielen zu schaffen, 

damit diese Strategien auf der nationalen Ebene weitergeführt werden können. 

Wenn beispielsweise mehrere Partner Schulungen zur Bekämpfung von 

homophobem Bullying organisiert haben, könnten sie gemeinsame Leitlinien 

entwickeln und diese dem Bildungsministerium vorschlagen. 
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- Das Netzwerk sollte Instrumente gemeinsam nutzen und eine "Toolbox" mit 

Modellschulungen, Veröffentlichungen, Dokumentarfilmen, Ausstellungen etc. für 

die Netzwerkpartner und alle öffentlichen Verwaltungen, die daran interessiert sind, 

RE.A.DY-Partner zu werden, erstellen.  

5. Gespräche am Runden Tisch zwischen lokalen LSBT-

Verbänden und der Stadt Neapel (Neapel, Italien) 

Themenbereich: Lokale Verwaltung 

Zusammenfassung 

Die Gespräche am Runden Tisch zwischen LSBT-Verbänden und der Stadt Neapel haben folgende Ziele: 

Darauf aufmerksam zu machen, dass nach wie vor ein Kultur der Diskriminierung von LSBT besteht; den 

Mangel an effizienten Mitteln zur Bestätigung der Würde von LSBT hervorzuheben; einen integrierten 

Aktionsplan zur Bekämpfung von Homophobie zu fördern; ein Schulungsprogramm zur Förderung des 

Respekts für Unterschiedlichkeit zu initiieren. 

Schlüsselwörter: Netzwerk, Partizipation 

Akteure: Stadt Neapel, LSBT-Verbände: ATN (Transsexuellenverband Neapel), Arcilesbica Neapel, I-Ken 

Neapel, Arcigay Neapel 

Zielgruppe: Bürger/-innen  

Kontaktdaten: 

Stadt Neapel (Italien) – Piazza Municipio 

Gleichstellungsbüro - Luisa Menniti 

Tel.: +39-0817954159; Fax: +39-0817954150 
luisa.menniti@comune.napoli.it  

 

ÜBERBLICK 

Im Oktober 2007 wurden Gespräche am Runden Tisch zwischen lokalen LSBT-

Verbänden und der Stadt Neapel initiiert, die im Gleichstellungsbüro der Stadt Neapel 

stattfinden. An den Gesprächen am Runden Tisch nehmen Vertreter/-innen der vier 

wichtigsten lokalen LSBT-Verbände teil: I-Ken Onlus (www.i-ken.org), Arcigay Napoli 

(www.arcigaynapoli.org), Arcilesbica Napoli (www.arcilesbica.it/napoli) and A.T.N. 

(Transsexellenverband Neapel). 
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Im Oktober 2008 wurde ein maßgebliches spezifisches Protokoll mit Vereinbarungen 

verabschiedet, in dem gemeinsame Aktionen festgelegt sind. Die Ziele der Gespräche 

am Runden Tisch sind folgende: 

- Das Fortbestehen einer Kultur der Diskriminierung von LSBT, geprägt von 

Homophobie und Transphobie, Bullying, Gewalt, Machtmissbrauch und Hass, 

anzuprangern 

- Darauf aufmerksam zu machen, dass effiziente Mittel fehlen, um die vollen 

Bürgerrechte und die Würde von LSBT zu bekräftigen 

- Unter der Bevölkerung von Neapel ein Bewusstsein für den Wert von 

Unterschiedlichkeit, Integration und Solidarität zu schaffen 

- Einen integrierten Aktionsplan für die Bekämpfung von Homophobie zu entwickeln, 

Respekt für Unterschiedlichkeit zu fördern und die Lebens- und 

Arbeitsbedingungen von LSBT zu verbessern 

- Schulungsprogramme zur Förderung einer Kultur des Respekts für 

Unterschiedlichkeit für Schüler/-innen aller Klassenstufen zu initiieren 

 STÄRKEN 

- Beginn einer Zusammenarbeit zwischen der Stadt Neapel und LSBT-Verbänden in 

einem lokalen Kontext mit dem Ziel, Verständnis für die Bedürfnisse von LSBT zu 

schaffen und die Stadt dazu zu bringen, sich mit diesen Bedürfnisse zu befassen 

 SCHWÄCHEN 

- Mangel an Zeit und politischem Willen, regelmäßig zusammenzuarbeiten 

- Positive Beziehungen zwischen den beteiligten LSBT-Verbänden aufrecht zu 

erhalten 

 EMPFEHLUNGEN 

- Alle in einem lokalen Kontext arbeitenden LSBT-Verbände zu beteiligen 
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6. Stadtarbeitsgemeinschaft LSBT – City Consortium 

(Köln, Deutschland) 

Themenbereich: Beteiligung , Einbeziehung 

Zusammenfassung: 

Die Stadtarbeitsgemeinschaft für Lesben, Schwule und Transgender koordiniert den LSBT – Prozess in 

Köln. In der Stadtarbeitsgemeinschaft LSBT kommen Vertreter/innen der Verwaltung, Politik  und LSBT – 

Organisationen zusammen, um LSBT – relevante Themen auf kommunalem Niveau zu beraten.   

Anfragen und Bedürfnisse der LSBT – Community werden berücksichtigt und direkt in Verwaltungsabläufe 

einbezogen. Durch eine Verankerung im Stadtrecht und eine Einbeziehung sachverständiger Bürger in 

verschiedene Kommitees, werden Mitglieder der LSBT – Community stärker und direkter in politische 

Entscheidungen mit einbezogen.  

Schlüsselwörter: Beteiligung und Verbreitung 

Akteure: Stadtrat, LSBT-Organisationen, Stadtverwaltung und Experten 

Zielgruppen: LSBT – Community in Köln, Stadtrat und Stadtverwaltung 

Kontaktdetails 

Stadt Köln – Der Oberbürgermeister (Deutschland) 

Referat für Lesben, Schwule und Transgender 

Christian.Rahmfeld@stadt-koeln.de 
+49 – (0) 221 – 221 27467 

ÜBERBLICK 

Der LSBT-Prozess in Köln wird koordiniert von der Stadtarbeitsgemeinschaft für 

Lesben, Schwule und Transgender. Er wurde vom Rat der Stadt Köln begründet in 

seiner Sitzung am 22. Juni 2006 mit dem Ziel, die Diskriminierung der LSBT-

Community in Köln abzubauen. Das Gründungstreffen der Stadtarbeitsgemeinschaft 

LSBT fandam 25. September 2006 statt.52 

Vertreter der Verwaltung, Politiker und LSBT-Organisationen kommen in der Stadtar-

beitsgemeinschaft zusammen, um relevante Themen auf städtischer Ebene zu behan-

deln und Stellungnahmen und Empfehlungen für den Rat der Stadt Köln und die 

                                                

52 Stadt – AG, Erfahrungsbericht zum 2. Arbeitsjahr 2008, S.3 
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Verwaltung zu erarbeiten. Die Mitglieder der Stadtarbeitsgemeinschaft sind im Folgen-

den:53 

- Ein Vertreter jeder Fraktion im Rat der Stadt  

- Je ein Vertreter von acht verschiedenen LSBT-Organisationen in Köln  

- Ein Mitglied jedes Dezernates der örtlichen Stadtverwaltung, welches sich mit 

Fragen der Vielfalt und Diskriminierung befasst, so z.B. die Ämter für Gesundheit, 

Soziales, Schule und Gleichstellung. 

- Und ein geschäftsführender Vorstand; die Stadtarbeitsgemeinschaft LSBT wird 

geleitet vom Dezernat für Soziales, Integration und Umwelt.  

In einem jährlichen Bericht informiert die Stadtarbeitsgemeinschaft LSBT über seine 

Arbeit. Darüber hinaus wurde ein verwaltungsinterner Arbeitskreis eingerichtet, um 

sicherzustellen, dass die Arbeit der Stadtarbeitsgemeinschaft LSBT zwischen den 

Treffen weitergeführt wird.  

Die Stadtarbeitsgemeinschaft LSBT tritt bis zu viermal jährlich zusammen in nicht-

öffentlichen Sitzungen.54 Dennoch können Zuhörer und Experten eingeladen werden, 

wovon regelmäßig Gebrauch gemacht wird. Ständige Gäste sind Vertreter der Politik in 

Köln und Vertreter des Integrationsrates.55 

Relevante Themen der Stadtarbeitsgemeinschaft LSBT sind beispielsweise: Die 

Vorbeugung gegen Gewalt und Opfer-Schutz; Gleichbehandlung im Arbeitsumfeld; 

schulische Erziehung in Bezug auf LSBT-Probleme; vorsorgender Gesundheitsschutz;  

Arbeit mit älteren Bürgern Regenbogenfamilien und Migranten ebenso wie Sponsoring 

im Bereich Sport und Kultur.56 Die Hauptthemen in 2010 waren u.a. „Regenbogen-

Familien“ und das Problem der feindlichen Einstellung gegenüber Homosexualität. 

Die Stadtarbeitsgemeinschaft LSBT erlegte sich selbst Regeln für die interne Handha-

bung auf, die aufgrund des Beschlusses vom 10. Januar 200857 des Ausschusses für 

Soziales und Senioren umgesetzt werden konnten. 

                                                

53 Presse – Information 21.1.2010: Konstituierende Sitzung der Stadt AG Lesben, Schwule und 
Transgender, Schwerpunkte 2010 
54 Geschäftsordnung für die Stadtarbeitsgemeinschaft LST, S.4 
55 Köln – Stadt der Vielfalt; Sachstandsbericht: Lesben, Schwule und Transgender 
56 Stadt – AG: Erfahrungsbericht zum 2. Arbeitsjahr 2008; S.1 
57 Journal für die Beschäftigten der Stadt Köln; Stadt intern, Ausgabe Oktober/ November 2009: 
Stadt – AG für Lesben, Schwule und Transgender; S.33 
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Am 19. Juni 2007 beschloß der Rat der Stadt Köln, die Stadtarbeitsgemeinschaft LSBT 

im Stadtrecht zu verankern. Aufgrund der Ergänzung in § 23 b der Hauptsatzung kann 

die Stadtarbeitsgemeinschaft LSBT nun Vertreter in zehn Gremien des Stadtrates 

entsenden, welches seither als formelle Regelung zur Anwendung kommt.58 

Infolgedessen ist es für die Stadtarbeitsgemeinschaft LSBT einfacher, direkten Einfluss 

auf die verschiedenen politischen Bereiche zu nehmen.  

STÄRKEN   

Das Ziel der Stadtarbeitsgemeinschaft LSBT ist, den Dialog zwischen Verwaltung, 

Politik und allen LSBT-Organisationen zu intensivieren, der vor ihrer Gründung einge-

schränkt war. Darüber hinaus trägt diese Vernetzung der teilnehmenden Parteien dazu 

bei, die Diskriminierung abzubauen.59 Die Ergebnisse der Zusammenarbeit sind 

positive, in der Verwaltung haben sich Lernprozesse etabliert und das Verständnis für 

der gemeinschaftlichen Verantwortung für die Thematik ist seither gewachsen.60 Die 

Fülle der durch die Stadtarbeitsgemeinschaft LSBT behandelten Themen zeigt, wie die 

Zusammenarbeit ist und auch weiterhin sein wird. Die Mitglieder der Stadtarbeitsge-

meinschaft LSBT bemühen sich um angemessene Formulierungen von Zielen und 

Themen als Empfehlung an den Rat der Stadt und die Verwaltung.  

Aufgrund der andauernden Zusammenarbeit wuchs in der Stadtarbeitsgemeinschaft  

LSBT das gegenseitige Bewusstsein über den richtigen Ansprechpartner der jeweiligen 

Themen. So ist in vielen Themen erkennbar, dass gerade das Kontaktieren des 

richtigen Ansprechpartners eine Lösung des Anliegens förderte und die weitere Zusa-

menarbeit zwischen der Stadtarbeitsgemeinschaft LSBT und der Vewaltung unterstütz-

te.61 

Die bisher stattgefundene Arbeit der Stadtarbeitsgemeinschaft LSBT hat sich als 

lebensfähig erwiesen. Sie begann mit nur sechs Vertretern der verschiedenen LSBT-

Organisationen und wurde Anfang 2010 auf 8 Vertreter ausgeweitet.62 

Aufgrund der Arbeit der Stadtarbeitsgemeinschaft LSBT haben sich viele Dinge 

geändert. So beispielsweise:  

                                                

58 Stadt – AG: Erfahrungsbericht zum 2. Arbeitsjahr 2008; S.3 
59 Leistungsbericht 2007 des Dezernats für Soziales, Integration und Umwelt, S.39 
60 Köln – Stadt der Vielfalt; Sachstandsbericht: Lesben, Schwule und Transgender 
61 Köln – Stadt der Vielfalt; Sachstandsbericht: Lesben, Schwule und Transgender 
62 Köln – Stadt der Vielfalt; Sachstandsbericht: Lesben, Schwule und Transgender 
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- Fortbildungen für die Verwaltungsbeschäftigten und Politiker wurden abgehalten 

mit dem Ziel der Sensibilisierung für die Anliegen der LSBT, der Steigerung der Ak-

zeptanz für die Bedürfnisse der LSBT-Gemenschaft und zur Verbesserung deren 

Lebenssituation.  

- Die Stadtarbeitsgemeinschaft LSBT unterstützt zusätzlich den Prozess des kom-

munalen Diversity-Managements.  

- Die aktuellen Probleme und Ängste der schwulen und lesbischen Gastronomie-

Betreiber wurden in einem eigens dafür ausgelegten Arbeitskreis, an dem verant-

wortliche kommunale Dienststellen teilnahmen, beraten.  

- Auf Empfehlung hat der Rat der Stadt Köln 10.000 € in das Budget 2009 eingestellt 

für die Einladung von Vertretern ausgewählter Partnerstädte zum Christopher 

Street Day (CSD) nach Köln.  So bemüht sich die Stadt Köln um die Darstellung 

der Unterstützung ihrer Politiker für den CSD und ihrer Vertreter.  

SCHWÄCHEN 

Als Schwierigkeit stellt sich das starke Interesse der NGOs dar, im LSBT-Prozess nicht 

von der Verwaltung dominiert zu werden und die Bemühungen, die verschiedenen 

Interessen zu harmonisieren.  

EMPFEHLUNGEN 

- Es ist von Bedeutung, regelmäßige Treffen abzuhalten. So kann die Stadtarbeits-

gemeinschaft LSBT auch dringende Themen vorbringen und es erlaubt zudem, ei-

nen regelmäßigen Dialog zwischen den Mitgliedern der Stadtarbeitsgemeinschaft 

LSBT und den Verantwortlichen.  

- Zudem ist es von Wichtigkeit, alle Beteiligten einzubeziehen: die städtische Verwal-

tung, die Vertreter der LSBT-Organisationen, die Politiker und Experten. Dies ge-

währleistet professionellen Austausch und die vernetzte Zusammenarbeit der ver-

schiedenen Gruppen und Akteure. So gelingt es dem Stadtrat und der Verwaltung, 

auf kompetente und effiziente Weise zu reagieren bei der Entwicklung von Lösun-

gen und Entscheidungen.63 Andernfalls können Fehlkommunikatiion und Missver-

ständnisse entstehen. 

- Die Verankerung der Stadtarbeitsgemeinschaft LSBT im Stadtrecht war von 

Bedeutung. Aufgrund dieses Schrittes war es möglich, dass sie Vertreterinnen und 

                                                

63 Presse – Information 21.1.2010: Konstituierende Sitzung der Stadt AG Lesben, Schwule und 
Transgender, Schwerpunkte 2010 
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Vertreter zu verschiedenen Gremien entsandte sowie Stellungnahmen und Emp-

fehlungen für den Rat der Stadt Köln für die weitere Einbeziehung der Mitglieder 

der LSBT-Organisationen in politische Entscheidungen vorlegte.  

 

 

7. LSBT-Büro und Ständige Lenkungsgruppe  (Turin, 

Italien) 

  

Themenbereich: Lokale Verwaltung 

Zusammenfassung 

Die Stadt Turin unterstützte einen Vorschlag lokaler LSBT-Verbände, ein LSBT-Büro einzurichten, um 

Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung und Geschlechtsidentität zu überwinden. Die 

Einrichtung einer Ständigen Lenkungsgruppe mit Vertreter/-innen der verschiedenen städtischen Abteilun-

gen war eines der wichtigsten Instrumente, um die Ziele des LSBT-Service zu erreichen. 

Schlüsselwörter: Direkte Partizipation, Mainstreaming 
Akteure:  

• Stadt Turin: LSBT-Büro, Ständige Lenkungsgruppe (Vertreter/-innen der städtischen Abteilungen), für 

LSBT-Fragen zuständige Vertreter/-innen, die an den Infopoint-Schaltern der zehn städtischen 

Verwaltungsbezirke arbeiten 

• Provinz Turin: Bereich Gleichstellungs- und Zeitmanagementpolitik  

• Regionalbehörde Piemont: Gleichstellungsreferat 

• Koordinierungsstelle der LSBT Turin Pride und verschiedene LSBT-Verbände 

• ISELT-Koordinierungsstelle (Koordinierungsstelle für die Integration transsexueller Menschen in die 

Gesellschaft und in den Arbeitsmarkt) 

Zielgruppen: Bürger/-innen, Mitarbeiter/-innen der Verwaltung 

Kontaktdaten:  
 LSBT-BÜRO: E-MAIL: SERVIZIOLGBT@COMUNE.TORINO.IT  TELEFON: +390114424040 
        Website: http://www.comune.torino.it/politichedigenere/ 

  

 

ÜBERBLICK 

Im Februar 2001 gründete die Stadt Turin das LSBT-Büro mit dem Ziel, Diskriminie-

rung aufgrund der sexuellen Orientierung und Geschlechtsidentität zu bekämpfen. Das 
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LSBT-Büro entstand aus einem Vorschlag der Turiner Koordinierungsstelle für Schwu-

le, Lesben und Transsexuelle, die aus lokalen Organisationen besteht (derzeit Koordi-

nierungsausschuss des LSBT Turin Pride). Das LSBT-Büro ist Teil der Abteilung für 

Gleichstellungs-, Gender- und Zeitmanagementpolitik der Stadt Turin. 

 

Das LSBT-Büro hat zum Ziel, die Bedürfnisse von transsexuellen und homosexuellen 

Menschen zu erfüllen, sie bei der Verbesserung ihrer Lebensqualität zu unterstützen 

und ein soziales Klima des Respekts und vorurteilsfreier Beziehungen zu schaffen. Zu 

diesem Zweck wurde von der Stadt eine Studie durchgeführt, in der die Lebensbedin-

gungen von LSBT in Turin untersucht wurden. Im Anschluss an diese Studie  

- sammelte das LSBT-Büro Informationen über die spezifischen Bedürfnisse von 

LSBT 

- organisierte und koordinierte es soziale und kulturelle Aktivitäten sowie Schulungen 

in Zusammenarbeit mit anderen städtischen Büros und lokalen Verbänden, die in 

diesen Bereichen tätig sind. 

 

Während der zehn Jahre seines Bestehens hat das LSBT-Büro Folgendes erreicht: 

- Bewusstseinsschaffung für LSBT-Fragen in der öffentlichen Verwaltung und bei 

den Bürgerinnen und Bürgern 

- Durchführung kultureller Veranstaltungen 

- Schulungen für das Personal in Schulen und in der öffentlichen Verwaltung, um 

den Zugang von LSBT zu öffentlichen Dienstleistungen zu fördern und das 

Bewusstsein der Verwaltungsmitarbeiter/-innen für Fragen der Geschlechtsidentität 

und sexuellen Orientierung zu schärfen 

- Durchführung von Bildungsmaßnahmen zur Bekämpfung von Homophobie für 

Jugendliche und an Schulen 

- Förderung der Integration von Transgender und Transsexuellen im sozialen Umfeld 

und am Arbeitsplatz 

- Kooperation mit LSBT-Verbänden durch Unterstützung und Bekanntmachung ihrer 

Aktivitäten, Förderung von Schulungen und Entwicklung gemeinsamer Initiativen 

- Aufbau eines Netzwerks von EU-, nationalen, regionalen und lokalen Institutionen 

 

Es wurden die folgenden beiden Gremien vom LSBT-Büro eingerichtet, um diese 

Maßnahmen durchzuführen: 
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- Die Koordinierungsstelle LSBT Turin Pride 

- Die Ständige Lenkungsgruppe 

In der Koordinierungsstelle der LSBT Turin Pride treffen Mitarbeiter/-innen regionaler 

und lokaler öffentlicher Verwaltungen mit den Mitgliedern des Koordinierungsaus-

schusses der LSBT Turin Pride zusammen. Das Gremium hält regelmäßige Treffen ab, 

um verschiedene Initiativen festzulegen und zu planen. Innerhalb des Koordinierungs-

ausschusses wurde eine Schulungsgruppe gebildet, die mit dem LSBT-Büro bei der 

Durchführung von Schulungen für das Personal in Schulen und der öffentlichen 

Verwaltung zusammenarbeitet. 

Das zweite Gremium, die Ständige Lenkungsgruppe, besteht aus Vertreter/-innen von 

16 Abteilungen der Stadt Turin, die alle angemessen zu LSBT-Fragen geschult wur-

den. Die Einrichtung der Ständigen Lenkungsgruppe hat die Förderung von Projekten 

und Initiativen zu LSBT-Fragen innerhalb der Stadtverwaltung bestärkt. 

 

Die ständige Lenkungsgruppe trifft sich zweimal jährlich, um Aktivitäten zu planen und 

Ergebnisse auszuwerten. Die Mitglieder der Gruppe erhalten einmal jährlich eine 

Schulung, um sie zu LSBT-Fragen auf dem Laufenden zu halten. Das LSBT-Büro 

organisiert häufig Arbeitstreffen mit Vertreter/-innen der Gruppe, um bestimmte Projek-

te abzustimmen.  

Innerhalb der ständigen Lenkungsgruppe wurde eine Referenz-Untergruppe eingerich-

tet. Diese Untergruppe besteht aus Vertreter/-innen der Infopoint-Schalter in den zehn 

städtischen Verwaltungsbezirken der Stadt Turin. Neben der Bereitstellung von Infor-

mationen zu LSBT-Fragen agieren diese Vertreter/-innen als Unterstützungsnetzwerk 

zwischen dem LSBT-Büro und verschiedenen Gremien, die in jedem der städtischen 

Bezirke tätig sind. 

 

Dank der ständigen Lenkungsgruppe konnte das LSBT-Büro verschiedene Abteilungen 

der Stadtverwaltung zu LSBT-Fragen weiterbilden. Die Schulungen waren der Aus-

gangspunkt für die Einführung von Änderungen in der professionellen Einstellung und 

in den Arbeitsverfahren mit dem Ziel, LSBT besseren Zugang zu öffentlichen Dienst-

leistungen zu ermöglichen. Eine spezifische Sitzung zu Gleichstellung, einschließlich 

LSBT-Fragen, ist derzeit Teil der Schulungen für neue Mitarbeiter/-innen der Stadt 

Turin und für Freiwillige im Nationalen Bürgerdienst. 
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Auf der Grundlage einer Vereinbarung, die zwischen der Stadt Turin und den Abgeord-

neten für Gleichstellungspolitik der Provinz Turin unterzeichnet wurde, arbeitet das 

LSBT-Büro mit dem Bereich Gleichstellungs- und Zeitmanagementpolitik der Provinz 

Turin zusammen, um die Maßnahmen auf die Provinzebene auszuweiten. Ein Beispiel 

dafür ist eine Schulung für Lehrer/-innen, die sich auch an Mitarbeiter/-innen der 

verschiedenen Städte der Provinz Turin richtet. Das LSBT-Büro führt auch spezifische 

Projekte in Kooperation mit dem Gleichstellungsreferat der Regionalbehörde Piemont 

durch.  

 

Zusätzlich dazu ist das LSBT-Büro auf lokaler Ebene am ISELT-

Koordinierungsausschuss beteiligt (Koordinierungsstelle für die Integration transsexuel-

ler Menschen in die Gesellschaft und in den Arbeitsmarkt), das aus verschiedenen 

städtischen Abteilungen sowie Verbänden und Konsortien besteht. Ziel des ISELT-

Koordinierungsausschusses ist es, Initiativen zu entwickeln, die die Integration von 

Transsexuellen und Transgendern in das soziale Umfeld und am Arbeitsplatz zum Ziel 

haben.  

 

2006 initiierten die Städte Rom und Turin RE.A.DY (ein Netzwerk der öffentlichen 

Verwaltung, das sich mit der Bekämpfung von Diskriminierung aufgrund der sexuellen 

Orientierung und Geschlechtsidentität befasst), um bewährte Praxisbeispiele in ganz 

Italien zu fördern (siehe Bewährtes Praxisbeispiel 4). Das LSBT-Büro ist zurzeit auch 

das zentrale Koordinationsbüro für dieses Netzwerk.  

STÄRKEN 

- Durch ein Büro, das sich speziell mit LSBT-Fragen beschäftigt, werden die Rechte 

von LSBT anerkannt und legitimiert.  

- Das LSBT-Büro der Stadt dient als Bezugspunkt für alle, die Strategien entwickeln 

möchten, um die gesellschaftliche Integration von LSBT zu fördern. 

- Das Bestehen des LSBT-Büros innerhalb der Stadtverwaltung sollte eine Garantie 

dafür sein, dass die Maßnahmen zur Bekämpfung von Diskriminierung und der 

Förderung bewährter Praxisbeispiele unabhängig von eventuellen politischen 

Veränderungen im Stadtrat fortgeführt werden. 

- Die von der ständigen Lenkungsgruppe durchgeführten Maßnahmen fördern die 

Verbreitung einer Kultur, die auf Respekt für Unterschiede bezüglich der sexuellen 

Orientierung und Geschlechtsidentität beruht, und sie ergänzen wichtige Initiativen 

in den verschiedenen Abteilungen der Stadtverwaltung. Die ständige 
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Lenkungsgruppe ist entscheidend für die Förderung spezifischer Schulungen für 

die Mitarbeiter/-innen der Verwaltung und für die Umsetzung von Projekten. 

- Die Schulungen für das Personal in Schulen und der öffentlichen Verwaltung 

führten zu einer allgemeinen Veränderung der Einstellungen und zu der Einführung 

spezifischer Maßnahmen, damit LSBT besseren Zugang zu öffentlichen 

Dienstleistungen in einem bedrohungsfreien Umfeld haben. Der Beitrag der 

Schulungsgruppe der Koordinierungsstelle LSBT Turin Pride ist wesentlich, 

insbesondere hinsichtlich der an Schulen gerichteten Aktivitäten. 

- Die Partnerschaft mit dem Koordinierungsausschuss der LSBT Turin Pride hat das 

Bewusstsein für die Bedürfnisse von LSBT gesteigert und zu weiteren Initiativen 

gegen Homophobie geführt. 

- LSBT-Fragen wurden Teil des Kulturveranstaltungsprogramms der Stadt Turin, das 

sich an alle  Bürgerinnen und Bürger richtet (Veranstaltungen, Festivals, Seminare, 

Ausstellungen etc.). 

- Der vom LSBT-Büro eingeführte Netzwerk-Ansatz wurde innerhalb der Stadt und 

auch extern aufrecht erhalten. 

- Die Beteiligung am AHEAD-Projekt hat es dem LSBT-Büro ermöglicht, neue 

Schulungsinstrumente zu entwickeln und Know-how aufzubauen, das allen zur 

Verfügung gestellt werden kann. 

SCHWÄCHEN 

- Aufgrund der mangelnden Erfahrung der Mitarbeiter/-innen in den Büros müssen 

die beruflichen Kompetenzen täglich gestärkt und bisher unerschlossene Bereiche 

verwaltet werden.  

- Die knappen Ressourcen der Stadt haben zu Budgetkürzungen für die 

Gleichstellungsabteilung geführt. Das LSBT-Büro hat versucht, dieser Situation 

durch den Aufbau interinstitutioneller Kooperationen mit anderen Abteilungen der 

Stadt und durch Erschließung externer Finanzierungsquellen zu begegnen. 

EMPFEHLUNGEN 

- Das Personal und die finanziellen Ressourcen, die für das Management eines 

LSBT-Büros erforderlich sind, müssen sichergestellt sein. Hervorzuheben ist, dass 

das Personal für dieses Büro zu LSBT-Fragen geschult und kontinuierlich auf dem 

Laufenden gehalten werden muss. 
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- Damit die von den Verwaltungsbüros durchgeführten Maßnahmen die gewünschte 

Wirkung haben, ist eine jährliche Planung mit der Festlegung klar definierter Ziele 

erforderlich. In den letzten zwei Jahren hat das LSBT-Büro zwei allgemeine Ziele 

festgelegt: Bei den Bürger/-innen und den Verwaltungsmitarbeiter/-innen 

Bewusstsein für LSBT-Fragen zu schaffen und das LSBT-Büro und die nationalen 

und lokalen Netzwerke weiterzuentwickeln. Darüber hinaus hat es drei spezifische 

Ziele festgelegt: Der Homophobie und Transphobie unter Kindern, Teenagern und 

Jugendlichen vorzubeugen, die Integration von Transsexuellen und Transgendern 

in die Gesellschaft und am Arbeitsplatz zu fördern, sowie bei den Bürger/-innen und 

den Verwaltungsmitarbeiter/-innen Bewusstsein für Themen zu schaffen, die 

Familien und Homosexualität betreffen.  

- Zur Bewertung von Zielen und zur Evaluierung der angewandten Methoden und 

erzielten Ergebnisse der verschiedenen Aktivitäten, insbesondere der Schulungen, 

sollten regelmäßig Sitzungen abgehalten werden. 

- Weitere Entwicklung der Vernetzung, um die Fragmentierung der von 

verschiedenen Gremien und Verbänden angewandten Strategien zu vermeiden. 

Dabei sollten horizontale (andere städtische Abteilungen und Verbände) sowie 

vertikale Initiativen (Provinz- und Regionalbehörden, EU und nationale 

Institutionen) ergriffen werden. 
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8. Anti-Diskrimierungseinheit für Gleichgeschlechtliche 

und Transgender Lebensstile (Wien, Österreich)  

Themenbereich: Beratung, Ausbildung/Training, Vernetzung, Beteiligung, Verbreitung. 

Zusammenfassung:  

1998 hat die Stadt Wien die Anti-Diskriminierungseinheit für Gleichgeschlichte und Transgender 

Lebensstile in Kraft gesetzt, um Bedürfnisse von LSBT-Bürgern der Stadt aufzugreifen und um der 

Feindlichkeit gegenüber Homosexualität sowie der Normierung von …(heteronormativity) entgegen zu 

wirken 

Schlüsselwörter: Beratung, Erziehung, Vernetzung, Beteiligung, Anerkennung, Projektförderung, 

(politische) Beratung, 

Akteure: Rat der Stadt Wien, Ausführender Rat für Integration, Belange von Frauen, Verbraucherschutz 

und Personal, Sandra Frauenberger 

Zielgruppe: Bürger, Verwaltung, Politiker, NGOs. 

Kontaktdaten: 

Rat der Stadt Wien - Auerspergstrasse 15, A-1080-Wien 

Kontaktperson Mag. Wolfgang Wilhelm, Angela Schwarz  

Telefonnummer: +43-1-4000-81449; Faxnummer: +43 1 4000 99 81448 

E-mail-Addresse wast@gif.magwien.gv.at; Webseite www.queer.wien.at    

ÜBERBLICK 

Die Wiener Einheit für die Belange von Lesben, Schwulen und Transgender wurde 

1998 als Teil Büros des Rates für Integration, Belange von Frauen, Verbraucherschutz 

und Personal eingerichtet. Dabei sind zwei Ansprechpartner und ein Assistent in der 

Einheit tätig. 

Die wesentliche Aufgabe sind die Einbringung von Vorschlägen für die Leitung und für 

die Verwaltung der Stadt, wie die Diskriminierung der LSBT-Bürger Wiens verringert 

werden kann im Rahmen aller rechtmäßigen Möglichkeiten: die meisten maßgeblichen 

Gesetze für die Rechte von LSBTs als bundesweite Rechte und Länderrechte, wie 

Wien, authorisieren lediglich die Schaffung von rechtlichen Grundlagen in sehr be-

grenztem Wirkungsbereich. 

Einige der Eingriffsbereiche sind:  

- Beratung von Menschen, die Diskriminierung ertragen müssen aufgrund ihrer 

sexuellen Identität oder sexuellen Orientierung. Ein zentrales Feld der Beratung 

betrifft die Diskriminierung am Arbeitsplatz.  
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- Ausbildung: Arbeitstreffen und Schulungen über die rechtliche und soziale Situation 

von LSBT-Betroffenen werden für Beschäftigte der Stadtverwaltung, für Studenten, 

für Sozialarbeiter, Krankenpflegeschule, die Ausbildungskräfte der Stadt Wien und 

verschiedene Organisationen, die im Rahmen von Gleichbehandlung und Vielfalt 

tätig sind, abgehalten 

- Um mehr politisches Bewußtsein zu bilden, wurden Diskussionen über konkrete 

Themen wie Gesetzgebung zu Antidiskriminierung, LSBT und Arbeitsplatz, die 

Situatiion älterer LSBT, lesbische und schwule Eltern, lesbische Immigranten u.a. 

abgehalten.  

- Konferenzen: Organisation einer internationalen Konferenz zu relevanten Themen 

zu Anliegen der LSBT: Bürgerliches Partnerschaftsrecht, kommunale Anti-

Diskriminierungsarbeit, Mobbing. 

- Vernetzung und Kooperation: Um das Ziel der Beendigung von Diskriminierung der 

LSBT zu erreichen, steht die Anti-Diskriminierungs-Einheit in engem Kontakt zu 

NGOs, städtischen Abteilungen und anderen maßgeblichen Organisation, hält 

Informationen vor und unterstützt und kooperiert in spezifischen Projekten, wie 

unter anderem dem EU-Projekt. 

- Das Projekt “Schulfreunde” mit dem Daphne-Programm beinhaltete einen 

Fragebogen für Schüler, Lehrer und nicht-unterrichtendes Personal an Schulen.  

In Bezug auf Einzelaktionen hat die Anti-Diskriminierungs-Einheit 2001 eine Plakat-

Aktion in Wiens Linien der Untergrundbahn durchgeführt zur Bekämpfung von 

Vorurteilen gegen Lesben und die verstärkte Wahrnehmung von lesbischem Leben 

(innerhalb des EU-Projektes – Gewalt gegen Lesben); es wurde unterstützt durch eine 

Plakatkampagne in 2009 - "Liebe verdient Respekt", organisiert durch eine örtliche 

NGO mit jungen Leuten als Haupt-Zielgruppe und Jugendzentren; zusammen mit der 

ILGA Europa hat es im Jahr 2008 über zwei Wochen eine Ausstellung organisiert in 

der Wiener Stadthalle mit dem Titel „Verschiedene Familien – gleiche Liebe“. Darüber 

hinaus stellt das städtische Amt für Immigration ein “Willkommen in Wien"-

Informationspaket bereit, welches wesentliche Informationen für LSBT und über die 

Gleichbehandlungspolitik in Wien beinhaltet. 

STÄRKEN 

- Die Einheit ist Teil des Büros des verantwortlichen Rates für Integration, Belange 

von Frauen, Verbraucherschutz und Personal, Sandra Frauenberger, und ist daher 

sehr gut in die Stadtverwaltung eingebettet. Es ist ohne jegliche Diskussion für die 
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gesamte Stadtverwaltung und nutzt den guten Ruf und die machtvolle Stellung des  

Stadtrates.  

- Die Einheit ist verantwortlich für die Stadtverwaltung ebenso wie für alle Bürger 

Wiens.  

- Die Aufgabe des Anti-Diskriminierungs-Beauftragten wird durch zwei Positionen 

gleichermaßen von einer Frau und einem Mann wahrgenommen. Beide sind aktiv 

in der LSBT-Gemeinschaft tätig gewesen über viele Jahre und haben einen guten 

Ruf innerhalb der LSBT-Gemeinschaft.  

- Die Einheit existiert nunmehr seit mehr als 12 Jahren und ist allgemein gut bekannt 

inneralb der Verwaltung der Stadt Wien und in der LSBT-Gemeinschaft (LSBT-

Betroffene und NGOs).  

- Im Bereich der Beratung konzentriert sich die Einheit auf Themen der Diskriminie-

rung, um nicht mit jenen LSBT-NGOs in Vermischung zu kommen, welche Bera-

tung zum Coming-out anbieten.  

SCHWÄCHEN 

- Besonders in den ersten Monaten ihrer Existenz wurde die Einheit mit Mißtrauen 

seitens der LSBT-Gemeinschaft konfrontiert, welche bezweifelte, dass die Stadt-

verwaltung in der Lage sei, LSBT-Themen in angemessener Art zu bearbeiten.  

- Gelegentlich ist es für die Anti-Diskriminierungs-Beauftragten schwierig, ihre Rolle 

zu definieren, da sie sich in mehreren Rollen befinden, als Teil des Büros des 

Stadtrates, der Stadtverwaltung und der LSBT-Gemeinschaft.  

EMPFEHLUNGEN  

- Gründung einer Einheit wie jene in der eignen Stadtverwaltung, selbst wenn zu 

Beginn einige Stimmen gegen Gleichgeschlechtlichkeit auftreten!  

- Die Einrichtung einer Einheit als Teil des Büros des Stadtrates kann sehr hilfreich 

sein bei der Unterstützung der Arbeit, da Verwaltungen mehr oder weniger hierar-

chische Systeme sind.  

- Es wird angeraten, die Einheit nahe an der Verwaltung für Belange von Frauen, 

Integration, Jugend, Beratung, Schulung usw. Einzurichten, da es so einfacher ist, 

mit Beschäftigen in diesen Bereichen der Verwaltung zusammen zu arbeiten.  Dies 

kann hilfreich bei der Entwicklung von Schulungen sein und um Zugang zu anderen 

maßgeblichen Einheiten innerhalb der Verwaltung zu finden.  
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- Richten Sie die Einheit unter Einbeziehung gleichermaßen von Lesben, Schwulen 

und Transgendern ein.  

- Arbeiten Sie an einer guten Zusammenarbeit der Einheit mit der LSBT-Community 

und den Medien.  

- Versichern Sie sich ausreichender Supervision für die Mitarbeiter in der Einheit, da 

es eine durchaus delikate Arbeit sein kann, gleichzeitig in Strukturen der Stadtver-

waltung im Themenbereich der Sexuellen Orientierung und Gender Identität zu ar-

beiten und die Verbindung zur LSBT-Community zu sein.  
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9. Diversity-Konzept – Charta der Vielfalt (Köln, 

Deutschland) 

Themenbereiche: Arbeitsmarkt, Beteiligung, Einbeziehung 

Zusammenfassung:  

Der Rat der Stadt Köln hat die Charta der Vielfalt beschlossen und einen Prozeß zur Entwicklung eines 

Diversity-Konzepts für die Stadt Köln in die Wege geleitet. Die Charta ist ein grundlegendes Bekenntnis zu 

Fairness und  Wertschätzung von Menschen, das ursprünglich für Firmen entwickelt wurde. Die Stadt Köln 

führt dieses Konzept unter Berücksichtigung der für eine Kommune geltenden Bedürfnisse ein, die über 

die Bedürfnisse eines Wirtschaftsunternehmens hinaus gehen. Die Stadt Köln sensibilisiert ihre Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeiter und wirbt für die  Charta der Vielfalt in anderen Firmen und Städten.  

Schlüsselbegriffe: Beteiligung und Verbreitung 

Akteure: Rat der Stadt Köln, Verwaltung , LSBT-Organisationen, Fachleute, weitere Diversity-Gruppen 

(z.B. Senioren, Behinderte, Frauen, Migranten) 

Zielgruppen: Stadtverwaltung, LSBT-Community in Köln, andere Diversity-Gruppen (z.B. Senioren, 

Behinderte, Frauen, Migranten)  

Kontaktdetails: 

Stadt Köln (Deutschland) 

Dezernat für Soziales, Integration und Umwelt 

christian.rahmfeld@stadt-koeln.de 

+49 – (0) 221 – 221 21087 

 

ÜBERBLICK 

In 2007 war die Stadt Köln die erste Stadtverwaltung, welche der “Charta der Vielfalt” 

beigetreten ist. Sie wurde vom Oberbürgermeister und der Dezernentin für Soziales, 

Integration und Umwelt unterzeichnet.  

Das Konzept der Vielfalt ist verhältnismäßig neu. Ursprünglich in den Vereinigten 

Staaten von Amerika entwickelt, fand es seinen Weg nach Europa gegen Ende der 

1990er Jahre. In Deutschland wurde es von vier multi-nationalen Firmen64 hervorge-

bracht. Das Diversity-Management ist ein ganzheitlich ausgerichtetes Konzept, wel-

                                                

64 Homepage „Charta of Diversity” - Deutschland 
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ches sich der  Vielfalt des Personals innerhalb eines Unternehmens  bedient – zur 

Nutzung durch das Unternehmen und zum Vorteil aller Beteiligten. 

Die Stadt Köln hat 16.869 Beschäftigte. Ideellerweise sind sie ein Spiegelbild der 

Gesellschaft. Um alle verschiedenen Gruppen zu integrieren, hat die Stadt Köln 

verschiedene Maßnahmen in die Wege geleitet, welche stetig überprüft und angepasst 

werden.65 

Nach der Unterzeichnung der Charta hat die Verwaltung eine Arbeitsgruppe zur 

Entwicklung des Diversity-Konzeptes ins Leben gerufen. Die Mitglieder dieser Arbeits-

gruppe sind Vertreterinnen und Vertreter des Personal- und Organisationsamtes, des 

Dezernates für Soziales, Integration und Umwelt, des Interkulturellen Referates, der 

Behindertenbeauftragten, des Referates für Lesben, Schwule und Transgender, des 

Amtes für Soziales und Senioren und der Gleichstellungsbeauftragten. 

Zusätzlich wurde eine weitere Planungsgruppe aufgestellt, um am Diversity-Konzept zu 

arbeiten. Diese Planungsgruppe besteht aus Vertretern aller betroffenen Zielgruppen. 

Infolgedessen haben alle nachfolgenden Stadtarbeitsgemeinschaften Vertreter ge-

wählt: der Integrationsrat, die Stadtarbeitsgemeinschaft Behindertenpolitik, die Stadtar-

beitsgemeinschaft Seniorenpolitik, des Stadtarbeitsgemeinschaft für Lesben, Schwule 

und Transgender und der „Arbeitskreis Kölner Frauenvereinigung” (AKF).66 Diese 

Arbeitsgruppe informiert die politischen Gremien regelmäßig über Ergebnisse ihrer 

Treffen und gewährleistet die Einbeziehung aller Bereiche.  

Diese Arbeitsgruppen entwickelten Maßnahmen zur Verwirklichung der „Charta der 

Vielfalt“. In entsprechenden Workshops und diversen Treffen der Arbeitsgruppen 

wurde ein Bericht zusammengestellt, der den aktuellen Status der Aktivitäten der 

jeweiligen verschiedenen Stadtarbeitsgemeinschaften und Gremien widerspiegelt. 

Arbeitsgruppen sind verantwortlich für die Themenbereiche: 

- Informationsaustausche über die Fortschritte des Diversity-Konzeptes 

- Einführung eines Kontroll-Konzeptes zum Thema „Vielfalt“ zur Analyse der Effizienz 

der entsprechenden Aktivitäten 

- Entwicklung eines Konzeptes für ein internes und externes Diversity-Management 

- Werbung für eine Akzeptanz und Anwendung der “Charta der Vielfalt” in anderen 

Firmen und Städten  

                                                

65 Sachstandbericht der Stadt Köln zur Erarbeitung eines städtischen Diversity - Konzeptes 
66 Sachstandbericht der Stadt Köln zur Erarbeitung eines städtischen Diversity - Konzeptes 
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Dabei arbeiten die Arbeitsgruppen nicht nur individuell am jeweiligen Schwerpunkt des 

Diversity-Konzepts, sondern es findet zudem ein regelmäßiger Erfahrungsaustausch 

statt und Aktivitäten werden miteinander verknüpft, so dass bereits erste Schritte auf 

dem Weg zu einer städtischen Politik der Vielfalt entwickelt wurden. So hielt beispiels-

weise ein Vertreter der Stadtarbeitsgemeinschaft für Lesben, Schwule und Transgen-

der eine Rede im Integrationsrat und das Seniorenwerk für Lesben und Schwule stellte 

sich in der Stadtarbeitsgemeinschaft Seniorenpolitik67 vor. 

Ebenso wurde im September 2008 im Amt für Wirtschaftsförderung gemeinsam mit 

dem städtischen “Bündnis für Arbeit” ein Jahres-Wettbewerb mit dem Thema “Vielfalt 

gewinnt – ein Wettbewerb für Kölner Unternehmen”68 ins Leben gerufen. Alle Firmen, 

die die Vielfalt ihrer Beschäftigten nutzen und unterstützen, können an diesem Wett-

bewerb teilnehmen. Daraufhin wurden im Jahr 2009 insgesamt 10 Firmen die Aus-

zeichnung “Preisträger des Wettbewerbs Vielfalt gewinnt 2009” verliehen. Im Jahr 2010 

stand der Wettbewerb unter dem Motto: “Wirtschaftsfaktor Vielfalt”. Führungskräfte von 

Firmen und öffentlichen Einrichtungen wurden eingeladen, um mehr über „Vielfalt“ zu 

lernen. Mehr als 80 Interessenten nahmen teil. Der Wettbewerb gab der Wirtschaft in 

Köln einen Impuls, die Möglichkeiten diskriminierter Gruppen auf dem Arbeitsmarkt zu 

verbessern 

Die regelmäßigen Treffen der Arbeitsgruppen werden durch interne und externe 

Nachrichtenmeldungen begleitet, um das Projekt auch weiter zu fördern. Im Frühjahr 

2011 wird eine Experten-Konferenz zu diesem Thema stattfinden. Dieses wird der 

Höhepunkt in der Entwicklung des Diversity-Konzepts sein, so dass dieses Ende 2011 

abgeschlossen sein wird.69 Dann soll das DiversityKonzept ausgeweitet werden und 

eine Richtlinie für alle Abteilungen und Gremien entwickelt werden.  

SCHWÄCHEN 

Bis heute wurden Diversity-Konzepte als Konzepte für ein Firmen-Management 

entwickelt, vorwiegend entworfen als Personal-Entwicklungskonzepte ebenso wie für 

Produkt- und Marketingabteilungen mit dem Ziel, den Verbraucher besser ansprechen 

zu können. Deshalb bezog sich das Konzept immer auf Teilaspekte. Auf städtischer 

Ebene ist es hingegen komplexer, weil es alle Minderheiten einbeziehen muss.70 

                                                

67 Köln – Stadt der Vielfalt; Sachstandsbericht und Vorgehensvorschlag zur Erarbeitung eines 
städtischen Diversity - Konzepts 
68 “Diversity wins – a competition for enterprises in Cologne” 
69 Sachbericht der Stadt Köln: Personalangelegenheiten 
70 Sangeeta Fager: Diversity – Was ist das eigentlich? 
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Infolgedessen muß das Konzept ausgeweitet werden, um die gesamte Stadtbevölke-

rung einzubeziehen.  

STÄRKEN  

Eine Diversity-Politik analysiert die bestehenden Machtverhältnisse, gesellschaftliche 

Ausschlüsse und Diskriminierung, bennent Probleme und unerstützt deren Überwin-

dung.71 Seit dem Austausch von Erfahrungen wurde deutlich, dass Diversity-Politik 

mehr ist als die Summe der Konzepte der verschiedenen Zielgruppen,  weil auch die 

Verschmelzung und Vermischung zweier Zielgruppen sehr wichtig ist. Während der 

Arbeit am Diversity-Konzept wurde festgestellt, dass in einem zweiten Schritt zusätzli-

che Arbeitsgruppen eingerichtet werden mussten zur Überprüfung der bereits entwi-

ckelten Konzepte, wie z.B.  Arbeitsgruppen zum Thema: weibliche Migrantinnen, 

Migranten/innen mit Behinderung, LSBT mit Migrationshintergrund und ältere Migran-

ten/innen. 

EMPFEHLUNGEN: 

Im Rahmen eines Vergleiches der Vorgehensweise jeder Zielgruppe wurde gemein-

same Rahmenvorstellungen entdeckt: alle Konzepte zielen auf Teilhabe, die Reduzie-

rung von Diskriminierung und Prävention. Bei der Entwicklung eines Diversity-

Konzepts sind die folgenden Aspekte daher von großer Bedeutung: 

- Entwurf eines Gesellschaftsbildes, welches vielfältig und wandelbar ist (Vielfalt als 

Normalität, Angehen gegen Stereotypen, Erscheinungsbild der Stadt) 

- Einbeziehung der Beschäftigten, Bürger und Politik. Dies ist wesentlich für die 

Steigerung der sozialen Solidarität. 

- Sensibilisierung der Beschäftigten und strategische Planung der allgemeinen 

Bedingungen, um eine aktive Handhabung des Diversity-Konzeptes zu ermögli-

chen. 

                                                

71 Alexander von Dippel: Dossier Politics of Diversity 
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Aktionen der Anerkennung 

10. Regenbogenflagge an der Burg von Ljubljana (Ljub-

ljana, Slowenien) 

Themenbereich: Anerkennung 

Zusammenfassung: 

Die Genehmigung der bisher verbotenen Aktion, eine Regenbogenflagge an der historischen Burg von 

Ljubljana aufzuhängen, war ein Akt der symbolischen Unterstützung der Stadt Ljubljana für die Pride 

Parade. Was die Sichtbarkeit von LSBT angeht, war dies ein sehr wichtiger Akt, da die Burg von Ljubljana 

ein beliebter Ort für standesamtliche Eheschließungen ist.  

Schlüsselwörter: Bewusstseinsbildung, symbolische Unterstützung für die Pride Parade, Regenbogen-

flagge, Sichtbarkeit von LSBT 

Akteure: LSBT-Aktivist/-innen, städtische Beamte 

Zielgruppen: LSBT und die allgemeine Bevölkerung von Ljubljana (und Slowenien) 

Kontaktdaten: 

Büro des Bürgermeisters von Ljubljana 

Website: www.ljubljana.si  

 

ÜBERBLICK 

2001 fand in Ljubljana die erste Pride Parade statt. Damals wurde von einer Gruppe 

von Leuten eine große, 50 Meter lange Regenbogenflagge in einem Rucksack in die 

Burg von Ljubljana geschmuggelt und während der Pride Parade vom Turm der Burg 

gehängt. Obwohl dies nicht von den Beamten in Ljubljana geahndet wurde, war der Akt 

an sich illegal. 2005 jedoch erteilten die städtischen Behörden von Ljubljana die 

offizielle Genehmigung, während der Pride Parade eine Regenbogenflagge am Turm 

der Burg aufzuhängen. Symbolisch und hinsichtlich der Sichtbarkeit von LSBT war dies 

ein sehr wichtiger Akt, da die Burg von Ljubljana ein beliebter Ort für standesamtliche 

Eheschließungen ist.  



 

 111 

Seit 2005 wird jedes Jahr während der Pride Parade eine Regenbogenflagge vom 

Burgturm gehängt. Dies wurde von beiden Bürgermeistern genehmigt: Danica Simšič 

(2003 – 2006) und Zoran Janković (seit 2007). Außerdem haben seit 2001 alle drei 

Bürgermeister (einschließlich Vika Potočnik 2002) die Schirmherrschaft für die Ljublja-

na Pride Parade übernommen.  

STÄRKEN 

- Mehr Sichtbarkeit für LSBT 

SCHWÄCHEN 

- Der Akt begann illegal und zufällig. 

EMPFEHLUNGEN 

- Die Sichtbarkeit von LSBT kann durch symbolische Handlungen unterstützt werden, 

bei denen es mehr auf den guten Willen als auf finanzielle Mittel ankommt. 
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11. Pro-LG Aktivitäten eines liberalen Bürgermeisters 

(Budapest, Ungarn) 

Themenbereich: vorurteilsbedingte Gewaltverbrechen, Hassrede - Versammlungsfreiheit 

Zusammenfassung: 

Der Bürgermeister von Budapest (1990-2010), Dr. Gábor Demszky nahm an der Kampagne für Versamm-

lungsfreiheit für LSBT in Europa teil, gestartet von der ILGA-Europe am 24.04.2007. Darüber hinaus gab 

er zwei öffentliche Stellungnahmen in 2007 ab: die erste, betitelt „Mehr Toleranz in Budapest“, drückte 

seine vollkommene Unterstützung für das LGBT Festival und die Prozession (am 05.07) aus, die andere 

“Budapest sagt NEIN zu Straßenkriminalität“ wurde nach der Pozession veröffentlicht, bei der Teilnehmer 

des LGBT-Festivals zum ersten Mal nach einer zwölfjährigen Friedensphase wieder Ziel öffentlicher 

Gewaltattacken wurden. 2009 veröffentlichte er einen offenen Brief der Unterstützung an das Organisati-

onsteam für den 14ten Budapester Marsch. 

Schlüsselwörter: Versammlungsfreiheit, Marsch, Straßengewalt 

Akteure: Budapester Bürgermeister, ILGA-EUROPE 

Zielgruppe: Organisatoren und Teilnehmer der ungarischen LGBT-Festivals in Budapest (2007, 2009), 

Bewohner Budapests 

Kontaktdaten: 

Budapest Mayor’s Office 

Abteilung: -  

E-Mail / Telefon: - [Okt. 2010 geht er in den Ruhestand – nach 20 Jahren liberaler  “Demszky-

Ära”  gibt es einen neuen (konservativen) Bürgermeister für Budapest.] 

Website: 

www.budapest.hu,  
 
http://www.ilga-
euro-
pe.org/home/what_we_do/previous_projects/campaign_on_freedom_of_assembly_and_expressi
on/who_already_signed_ilga_europe_s_appeal/message_by_gabor_demszky_mayor_of_budape
st 
 

 

ÜBERBLICK 

Der Bürgermeister von Budapest, Dr. Gábor Demszky nahm an der Kampagne Ver-

sammlungsfreiheit für Lesben, Schwule, Bisexuelle und Transgender in Europa teil, 

gestartet von der ILGA-Europe am 24.04.2007. (Von den 21 europäischen Bürgermeis-
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tern, die an der Kampagne teilnahmen, waren nur zwei aus spätsozialistischen Län-

dern: Budapest und Ljubljana.)72 Ziel der Kampagne war es, die Unterstützung so 

vieler Bürgermeister europäischer Städte wie möglich für die Rechte der Lesben, 

Schwulen, Bisexuellen und Transgender zu mobilisieren, insbesondere im Hinblick auf 

Versammlungs- und Meinungsfreiheit, und das Bewusstsein besonders der europäi-

schen Bürgermeister zu schärfen, in deren Städten die Grundrechte der LGBT ver-

leugnet und eingeschränkt werden oder in denen ihnen mit aggressivem und gewalttä-

tigem Widerstand von Radikalen, Nationalisten und religiösen Fundamentalisten 

begegnet wird.  

In der Pressemitteilung vom 09.07.2007, genannt “Budapest sagt NEIN zu Straßen-

kriminalität” nach den gewalttätigen Übergriffen auf LGBT während des Marsches am 

07.07.2007 hat der Bürgermeister von Budapest, Dr. Gábor Demszky Folgendes 

betont: “Der Frieden des Schwulen-Marsches wurde gestört durch Unruhestifter, die 

immer häufiger in den Straßen von Budapest ihr Unwesen treiben. Darüber hinaus, 

beschränken sich die Täter dieser organisierten Gruppen nicht mehr auf Ihresgleichen 

und ihre üblichen Angriffsmittel. Physische Gewalt und Morddrohungen gehen gegen 

friedvolle Teilnehmer der Prozession, die ihre sexuelle Identität ausdrücken. Nicht ein 

einzelner gutgesinnter Demokrat kann bei solcher Ungerechtigkeit schweigen! […]Als 

Bürgermeister von Budapest ist es meine Pflicht, für alle die einzutreten, die in Buda-

pest verfolgt werden, wegen ihres Glaubens, ihrer Abstammung oder ihrer sexuellen 

Ausrichtung. Budapest sagt NEIN zu aggressiven, Árpád-gefärbten Extremisten, die 

mehr und mehr unverhohlen den Hass gegen unterschiedlichste Bevölkerungsgruppen 

schüren. In dieser Situation, sofern erforderlich, bin ich ebenfalls Jude, Zigeuner und 

schwul. Budapest ist unsere Stadt.   Wir werden es nicht gestatten, dass jemand Angst 

haben muss, nur, weil er einer Minderheit angehört“ 

Vor dem Marsch hat er ebenfalls eine Pressemitteilung veröffentlicht, betitelt “Mehr 

Toleranz in Budapest!”, mit der er seine volle Unterstützung für das LGBT- Festival und 

den Marsch am 05.07.2007 ausdrückte. In dieser Erklärung wurde aufgezeigt, dass 

“Budapest eine freie und tolerante Stadt ist, in der alle Minderheiten sich frei bewegen 

können”. 

Am 04.09.2009, einen Tag vor der Prozession, veröffentlichte der Bürgermeister einen 

offenen Brief der Unterstützung an die Organisatoren des 14ten Schwulen-Marsches, 

                                                

72 Die Liste der 21 teilnehmenden Bürgermeitser kann hier eingesehen werden: http://www.ilga-
europe.org/home/what_we_do/previous_projects/campaign_on_freedom_of_assembly_and_ex
pression/who_already_signed_ilga_europe_s_appeal/ 
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in dem er Folgendes betonte: “Als Budapester Bürgermeister, bin ich stolz, dass die 

von mir geleitete Stadt dem Beispiel solcher westlicher Metropolen wie Berlin, Madrid 

oder Wien folgt und NICHT solcher Städte, in denen Mitglieder ethnischer, religiöser 

oder sexueller Minderheiten nicht mit Freude und Würde sie selbst sein können.”  

STÄRKEN 

Eine hohe Medien- und Sozialpräsenz der geförderten Themen war, aufgrund der 

Person und Position des Bürgermeisters gewährleistet. 2007 war es sehr wichtig mit 

dieser Geste des Bürgermeisters symbolische und emotionale Unterstützung der 

angegriffenen LGBT Menge zu signalisieren.  

SCHWÄCHEN  

Diese Aktion war nicht behördenübergreifend oder -abhängig – sondern mehr der 

Persönlichkeit des Bürgermeisters als seinem Amt geschuldet. Immerhin, kann diese 

Geste als gutes Beispiel für andere öffentliche Mitarbeiter in leitender Position gelten. 

EMPFEHLUNGEN 

Bürgermeister sollten auch die Sprache der sozialen Minderheiten sprechen und deren 

Interessen vertreten können. 
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12. Kampagne “Sant Joan t’entén” (St John kriegt’s hin) 

(Sant Joan de Vilatorrada, Spanien) 

Themenbereich: Anerkennung 

Zusammenfassung: 

In der Woche vom 17.Mai, am weltweiten Tag gegen Homo- und Transphobie organisierte die Regidoria 

de Solidaritat, Cooperació i Foment de la Pau de Sant Joan de Vilatorrada (Rat für  Solidarität, Kooperati-

on und Friedensförderung in Sant Joan de Vilatorrada) zahlreiche Events mit dem Ziel das Bewusstsein 

der Stadtbevölkerung hinsichtlich der tatsächlich von LSBT-Angehörigen erlebten Situation zu schärfen 

und dieser Gemeinschaft ein Darstellungsmittel anzubieten mit der Kampagne“Sant Joan t’entén” (St John 

kriegt’s hin). 

Schlüsselwörter: lokal 

Akteure: Stadtrat, Quercus Schule, die Elternpflegschaft der Schule, und die öffentliche Bücherei Cal 

Gallifa public  

Zielgruppe: die gesamte Stadtbevölkerung, insbesondere die Büchereinutzer und die Studenten sowie 

Schüler und Eltern der Schule, in der die Veranstaltungen stattfanden 

Kontaktdaten: 

Sant Joan de Vilatorrada City Council (Spanien) 

Regidoria de Solidaritat, Cooperació i Foment de la Pau (Rat für  Solidarität, Kooperation und 

Friedensförderung in Sant Joan de Vilatorrada) 

ledesmama@santjoanvilatorrada.cat 

www.santjoanvilatorrada.cat 

 

ÜBERBLICK 

Um den Welttag gegen Homo- und Transphobie zu betonen, fanden vom Rat für  

Solidarität, Kooperation und Friedensförderung von Sant Joan de Vilatorrada organi-

siert zwischen dem 13. und 27. Mai 2010 verschiedene Veranstaltungen statt.  Sie 

sollten die Sichtbarkeit der Erfahrungen von Lesben, Schwulen und Transgender der 

Stadt erhöhen und das Bewusstsein der Bewohner hinsichtlich so wichtiger Anliegen 

wie Homo- und Transphobie schärfen. Ziel der Initiative war es, neben der Vermittlung 

von Respekt und Minderung von Diskriminierung bedingt durch sexuelle Orientierung, 

für die Teilnahme der Bürger zu werben und an der Wahrung der Menschenrechte auf 

lokaler Ebene zu arbeiten. Dies beinhaltete die Durchführung einer Initiative die sowohl 

Altersunterschiede, als auch unterschiedliche Kultur- und Bildungsschichten überbrück-

te.  
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Insgesamt umfasste das folgende fünf Bereiche: 

- Die öffentliche Bücherei Cal Gallifa wurde mit einer Werkesammlung über emotio-

nale Vielfalt ausgestattet, mit einem eigenen Logo zur besseren Identifizierung. 

Darin enthalten waren mehr als fünfzehn Kinderbücher, mehr als weitere fünfzehn 

Bücher für Erwachsene (Literatur, Dichtung, Comics, Essays, etc.) sowie ein Dut-

zend audiovisualer Medien. 

- Eine der Erzählstunden der Cal Gallifa Bücherei (für Kinder zwischen 5 und 12 

Jahren) wurde Geschichtserzählungen über emotionale Vielfalt gewidmet  

- Schulklassenprojekte für Sechzehn- bis Siebzehn-Jährige über die Vermeidung von 

Homo- und Transphobie wurden  an der Quercus Schule eingerichtet; mehr als 150 

Heranwachsenden nahmen teil 

- Von der Elternpflegschaft wurde eine Gesprächsrunde für Eltern von LSBT-Kindern 

eingerichtet mit dem Thema wie sie ihre Kinder unterstützen können  

- Eine Kampagne “Sant Joan t’entén”73 (St John kriegt’s hin) wurde im Netzwerk 

Facebook gegründet, um die Teilnahme unter jugen Leuten durch die Möglichkeit 

von Kommentierungen und Hochladen von Dokumenten ins Netz zu erhöhen, mehr 

als 300 Leute nahmen teil 

Zusätzlich zur Facebook-Kampagne wurden Aktivitäten über Poster, Flyer, der Stadt-

rats-Website und der lokalen Presse beworben. Ein Rats-Mitarbeiter des “Serveis a les 

Persones” (Personenschutz) wurde entsendet um das Projekt zu koordinieren.  

STÄRKEN  

Die grundlegende Stärke dieser Kampagne war das politische Engagement, welches 

durch sie erreicht wurde. Während der drei vorangegangenen Jahre, hatte das Rat-

haus am 28. Juni ein Banner für die sexuelle Freiheit ausgehängt. Sant Joan ist ein 

Vorreiter des Landes, im Hinblick auf solch symbolträchtige Akte. 2010 wollte die Stadt 

einen Schritt weiter gehen und widmete den von LSBT-Angehörigen gemachten 

Erfahrungen eine ganze Woche voller Veranstaltungen, um die Rechte dieser Gruppie-

rung zu verteidigen. 

                                                

73 Auf Katalan und Spanisch ist der Gebrauch des Verbes “entender” in dem Slogan, ein Weg 
um umgangssprachlich auszudrücken, dass jemand schwul oder lebsisch ist 
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Eine andere Stärke des Projekts, die betont werden sollte, war das Verständigungsle-

vel und der Wille der verschiedenen Akteure, zusammen zu arbeiten, sei es der 

öffentlichen Bücherei, der Schule oder der Elternpflegschaft. 

Ebenfalls erwähnenswert ist, dass nicht ledigllich ein paar vereinzelte Aktionen gestar-

tet wurden, sondern, dass das Projekt einen Langzeitnutzen hat. Ein Beispiel ist die 

Werkesammlung über emotionale Vielfältigkeit in der Bücherei. 

Letztlich wurde, um die Kampagne "Sant Joan t’entén" (St John kriegt’s hin) bekannt 

zu machen, ein Profil auf Facebook gegründet, bei welchem mehr als 300 Nutzer 

teilnahmen. Die Gruppe bediente sich der Teilnahmemittel in zweierlei Hinsicht. Zum 

einen um Gedanken, Ideen, Viedos, Musik und ähnliches der LSBT-Szene mit Gleich-

gesinnten zu teilen. Zum anderen, um Empfehlungen auszusprechen oder Verände-

rungen bereits bestehender Engagenments anzuregen.  

SCHWÄCHEN 

- Die Hauptschwäche des Projekts lag in der Koordinierung der Workshops für 

Jugendliche in den Schulen.  Manche Lehrkräfte stellten sich quer, da sie 

angesichts des Lehrplans nicht die Notwendigkeit oder Möglichkeit sahen einige 

Lehrstunden für solche Workshops zu verwenden. Letztlich konnte das 

Lehrpersonal jedoch von der Wichtigkeit solcher Projekte überzeugt werden. 

- Es boten sich jedoch auch noch andere Hindernisse, da solche Themen eher 

selten von der örtlichen Verwaltung angegangen werden, sind sie nur mit Zurück-

haltung geeignet, um Vorurteile abzubauen 

EMPFEHLUNGEN 

- Die Initiatoren empfehlen, dass die Organisation einer solchen Kampagne nicht 

allein unternommen werden sollte. Es ist wichtig sich der Untersützung und des 

Engagements vieler Organe zu versichern, städtischer und außerhalb der städti-

schen Verwaltung. Je mehr Teilnehmer kollaborieren, desto erfolgreicher und aus-

drucksstärker wird die Kampagne, insbesondere in Rechnung stellend, dass es 

sich um ein Thema handelt, das tagtäglich mehr Vorurteile schürt. 

- Wichtig ist ebenfalls, die Ziele der Kampagne eindeutig festzulegen und darzustel-

len und viel Energie in ihre Veröffentlichung zu setzen. In diesem Fall, konnte posi-

tiv verzeichnet werden, dass Schulen als Medium dienten und auch neuartige 

Technologien wie Facebook mit einbezogen wurden, um Werbung für die Kampag-

ne und die verschiedenen Veranstaltungen zu machen. 
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- Empfohlen wird ebenfalls, dass Büchereien Werke für und von LSBT-Angehörigen 

für alle Altersgruppen mit in ihr Angebot aufnehmen.   
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INFORMATION 

13. LSBT-Zentrum (Paris, Frankreich) 

Themenbereich: Information 

Zusammenfassung 

Anfang 2008 ebnete die Stadt Paris den Weg für den Umzug des LSBT-Zentrums in ein neues öffentliches 

Gebäude im Stadtzentrum. Das Gebäude wurde umgebaut, um das Zentrum aufzunehmen, und es wurde 

zu einem der wichtigsten Treffpunkte der LSBT Community und ihres Netzwerks von Organisationen. 

Schlüsselwörter: Sichtbarkeit, Information, Partizipation 

Akteure: Büro des Bürgermeisters, Direction des Affaire Sociales & de la Santé (DASES), ein Joint 

Venture-Unternehmen, das Gebäude verwaltet und vermietet, LSBT-Verbände  

Zielgruppen: LSBT-Bevölkerung und ihr Netzwerk von Verbänden 

Kontaktdaten: 

Stadt Paris (Frankreich): 

Herr Lasnier- Stadt Paris  

Philippe.lasnier@paris.fr 

 

ÜBERBLICK 

Das Pariser LSBT-Zentrum ist bereits seit Eröffnung seines Hauptbüros für die Öffent-

lichkeit 1994 aktiv. Zwischen 2005 und 2006 entschied der Bürgermeister von Paris, 

einen der Stadt gehörenden Büroblock im Stadtzentrum für das LSBT-Zentrum zur 

Verfügung zu stellen. Die Räumlichkeiten bestehen aus dem Erdgeschoss (mit Fens-

tern zur Straße), dem erstem Stock und dem Untergeschoss. 

Nach der Renovierung der rund 250 m² wurden sie an das LSBT-Zentrum über ein 

Joint Venture der Stadt vermietet, das für die Verwaltung von sozialem Wohnraum 

zuständig ist. Der Vorschlag, ein LSBT-Zentrum an einem neuen zentralen und weit 
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größeren Standort einzurichten, war eine Initiative der lokalen Behörde. Die Entschei-

dung lag bei dem unabhängigen LSBT-Zentrum selbst. 

Die offizielle Eröffnung fand im Februar 2008 im Zentrum von Paris in der Nähe des 

Marais-Viertels statt, wo sich die meisten für die Öffentlichkeit zugänglichen LSBT-

Veranstaltungsorte befinden. Seit den zweieinhalb Jahren seines Bestehens hat sich 

die Zahl der Besucher verdreifacht und es sind dort nun insgesamt 72 Organisationen 

untergebracht. 

STÄRKEN 

- Zuallererst ist es bezüglich dieser Initiative von Bedeutung, dass die lokale Behörde 

den Umzug des LSBT-Zentrums in das Stadtzentrum ermöglichte. Ein entschei-

dender Faktor war, vor dem Umzug eine Bedarfsanalyse für das Zentrum durchzu-

führen: Die Wünsche der LSBT-Vertreter/-innen für das zukünftige Zentrum wurden 

gehört und so realistisch wie möglich umgesetzt. 

- Es erwies sich als besonders wichtig, praktisch alle Verbände und sowohl allge-

meine als auch LSBT-Medien zur offiziellen Eröffnung des neuen Büros einzuladen 

und so hervorzuheben, dass das LSBT-Zentrum ein für alle offener Ort und ein 

Treffpunkt für die Pariser LSBT Community ist. 

SCHWÄCHEN 

- Die größten Schwierigkeiten bereiteten die Termine für die Einreichung der Ange-

bote für die Renovierung und die Fertigstellung innerhalb des festgelegten Zeit-

raums. Die Bauarbeiten waren besonders wichtig und dauerten mehr als ein Jahr.  

EMPFEHLUNGEN 

- Die wichtigste Empfehlung ist, dass man wissen muss, wie man den richtigen 

Standort für ein Zentrum mit diesen Eigenschaften wählt. Der Standort ist ein 

Schlüsselfaktor und daher ist es wichtig, ein Büro mit Fenstern zu finden, das von 

der Straße aus sichtbar ist, zentral liegt und mit öffentlichen Verkehrsmitteln er-

reichbar ist. 

- Bei der Wahl des Standorts muss man sowohl darauf achten, störende Nachbarn 

zu vermeiden als auch darauf, dass die Freizeitaktivitäten der LSBT-Verbände kei-

ne Ruhestörung verursachen. 
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- Es ist wichtig, genau zu überlegen, welche Räume benötigt werden und was für 

eine Atmosphäre das Zentrum bieten soll: eine Bibliothek/Mediathek, einen Aus-

stellungsraum und ein Raum für Filmvorführungen, einzelne Räume für vertrauliche 

Gespräche, einen Raum für die Telefon-Hotline etc. 

- Wesentlich ist, dass das Zentrum Informationen über alle LSBT-Organisationen in 

der Stadt und auch zu anderen Fragen bezüglich Kultur und Gesundheit bietet. 

Außerdem sollten kostenlos Kondome verteilt werden. 

14. LSBT-Desk (Neapel, Italien) 

Themenbereiche: Information, Beschäftigung 

Zusammenfassung: 

Der LSBT-Desk ist ein Beratungsbüro, das sich mit kritischen Situationen für LSBT befasst. Sie werden an 

geeignete öffentliche Dienste verwiesen und erhalten praktische Informationen, wie sie mit solchen 

Schwierigkeiten umgehen können. Des Weiteren bietet der LSBT-Desk Informationen über Homophobie, 

Transphobie, Bullying und Diskriminierung am Arbeitsplatz. Es gibt einen Infopoint für LSBT, ihre Familien 

und Freunde, an dem Informationen zu Bereichen wie Gesundheit, Sicherheit und Unterhaltung angeboten 

werden. 

Schlüsselwörter: Beratung, Aufbau der Community, Partizipation, Infopoint  

Akteure: I-Ken Onlus Neapel (LSBT-Verband), Städtisches Gewerkschaftsbüro, Neapel 

Zielgruppe: Bürger/-innen  

Kontaktdaten: 

i-Ken Onlus – Via Torino, 16 – Zimmer 511 – c/o CGIL Neapel - 80142 Neapel 

Tel.: +39-0813456170; Fax: +39- 0813456170 
helpme@i-ken.org  

http://www.i-ken.org/sportellolgt.htm  

 

ÜBERBLICK 

Im Dezember 2009 vertiefte i-Ken Onlus, ein LSBT-Verband in Neapel, seine Zusam-

menarbeit mit dem städtischen Gewerkschaftsbüro (CGIL) und es wurde ihm eine 

unabhängiger Raum zur Einrichtung eines Beratungsdienstes zur Verfügung gestellt. 

Dieser befasst sich mit kritischen Situationen für LSBT. Sie werden an die zuständigen 

öffentlichen Dienste verwiesen und erhalten praktische Informationen, wie sie mit 
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solchen Schwierigkeiten umgehen können. Der Beratungsdienst bietet LSBT, ihren 

Freunden und Familien auch Informationen zu LSBT-Fragen. 

Ziel des Infopoints ist, Beratung zu folgenden Themen zu bieten: 

- Umgang mit homophoben und transphoben Vorfällen, insbesondere Bullying 

- Umgang mit Diskriminierung am Arbeitsplatz 

- Vorbeugung gegen sexuell übertragbare Krankheiten 

- die Schwulen-, Lesben- und Transgender-Szene 

STÄRKEN 

- Gewerkschaften sind an der Bereitstellung von Informationen zu Themen wie 

Mobbing, Homophobie und Transphobie am Arbeitsplatz beteiligt. 

- Es ist ein unabhängiger und ständig verfügbarer Raum, wo LSBT wissen, dass es 

einfach ist, Unterstützung zu bekommen. 

- Nachverfolgung von homophoben Übergriffen, die bei der Polizei angezeigt wurden 

SCHWÄCHEN 

- Widerstand aufgrund von Sexismus, Heterosexismus und kulturellen Stereotypen 

EMPFEHLUNGEN 

- Es ist eine entsprechende Ausrüstung notwendig, wie z. B. telemetrische 

Infrastruktur und Drucker, um den Beratungsdienst bei LSBT bekannt zu machen. 

- Es sollte ein Netzwerk von Diensten aufgebaut werden, um Menschen zu helfen, 

die homophober Diskriminierung ausgesetzt sind, und Frauen, die Opfer von 

Gewalt wurden. 

- Zusammenarbeit mit dem Freiwilligendienst 
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VORURTEILSBEDINGTE GEWALTVERBRECHEN 

& HASSREDE 

15. Schwulen-Notrufstelle (Rom, Italien) 

Themenbereich: Information, Gesundheit, Arbeitsmarkt, Vorurteilsbedingte Gewaltverbrechen 

Zusammenfassung: 

Eine freie Kontakt-Telefonnummer, welche Unterstützung für LSBT-Betroffene bietet ebenso wie für 

Freunde und Verwandte auf zwei Ebenen: eine erste anonyme Unterstützung am Telefon oder Chat, 

gewährleistet durch freiwillige Ratgeber; eine zweite spezialisierte Unterstützung durch Rechtsanwälte, 

Doktoren, Psychologen und dgl.  

Schlüsselwörter: Vernetzung, Information, Notrufstelle.  

Akteure:  Rat der Stadt Rom, Region Lazio und die Provinz Rom ; Arcigay Roma; ArciLesbica Roma; NPS 

(Netzwerk für HIV-Positive mit der Gewerkschaft “CGIL” Roma e Lazio); Büro für Neues Recht der 

italienischen Gewerkschaft CGIL; GayNet; Radio Deegay; Cittadinanzattiva; Gericht für die Rechte 

Erkrankter; Institut für unterstützende Medizin und Migration; Associazione Tuscolana Solidarietà 

Zielgruppe: LSBT-Betroffene, Freunde und Familien 

Kontaktdaten:  

HTTP://WWW.GAYHELPLINE.IT/  

Roma City Council: Roberta Cerroni – Circonvallazione Ostiense 191 – tel. 0667106771 - 
roberta.cerroni@comune.roma.it   

Schwulen-Notruf: 800713713 

Pressestelle: +39-3479578585; ufficiostampa@gayhelpline.it  

  

ÜBERBLICK 

Die Notrufstelle für Schwule ist ein Anti-Homophobie und Anti-Transphobie-

Kontaktzentrum für LSBT-Betroffene. Es ist eine kostenlose Notrufstelle, welche von 

jedem Ort Italiens angewählt werden kann mit dem Ziel, Unterstützung im Hinblick auf 

LSBT-Belange zu erhalten. Sie richtet sich an LSBT-Betroffene, Freunde und Ver-

wandte, die Rat zu Gesundheit, psychologischen und rechtlichen Themen in Bezug auf 

Diskriminierung benötigen. Sie hat die Unterstützung des Rates der Stadt Rom, der 

Regionalregierung von Lazio und der Provinz Rom und wird gemanaged von einem 

Netzwerk von Gesellschaften mit sich ergänzendem Fachwissen, getragen von der 
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Philosophie, dass ein Netzwerk gestaltet werden soll, in welchem jedes Mitglied das 

jeweils spezifische Fachwissen beiträgt. Das Netzwerk wurde aufgebaut von:  

- Arcigay Roma, dem Provinz-Kommittee von Arcigay, der größten LSBT-Assoziation 

in Europa, die mit der Förderung der Rechte von LSBT handelt. Es begründete die 

erste Phase des Schwulen-Notrufstelle-Projektes und ist heute hauptsächlich 

verantwortlich für die Ausbildung der telefonischen Ansprechpartner im 

Kontaktzentrum; 

- ArciLesbica Roma, dem Provinz-Kommittee von Arcilesbica, der italienischen 

Assoziation, welche die Belange der Sichtbarkeit und der Unterstützung lesbischer 

Frauen voran treibt. Sie hat Erfahrung mit Notrufstellen, da es selbst die lesbische 

Notrufstelle auf nationaler Ebene unterhält; 

- NPS (Netzwerk für HIV-Positive mit der Gewerkschaft “CGIL” Rom und Lazio): es 

wurde ausschließlich von HIV-Positiven aufgestellt, die im Umfeld Prävention, 

Erhöhung der Wahrnehmung, Information und psycho-sozialer Unterstützung mit 

HIV-bezogenen Aspekten tätig sind, und arbeitet zusammen mit öffentlichen 

Einrichtungen und Pharma-Unternehmen im Bereich Veröffentlichung, 

vorbeugenden Projekten, Konferenzen und Schulung; 

- Das “Büro für Rechte” der italienischen Gewerkschaft CGIL: es bietet 

Unterstützung im Kampf gegen Diskriminierung und Vorurteile auf der Grundlage 

sexueller Orientierung und Genderidentität am Arbeitsplatz; 

- GayNet, eine nationale Gesellschaft von Journalisten –ausgehend von der LSBT-

Gemeinschaft- mit dem Ziel des Angehens gegen Vorurteile und Rassismus auf 

dem Hintergrund sexueller Orientierung und Gender durch die Verbreitung von 

Informtionen aus der LSBT-Welt;  

- Radio Deegay, das erste LSBT-Web-Radio in Italien;  

- Cittadinanzattiva, eine nationale Bewegung bürgerlicher Teilnahme, welche seit 

1998 Bürger- und Verbraucherrechte vorantreibt und erhält; 

- Gericht für Menschenrechte, eine freiwillige Gesellschaft, die sich mit 

Bürgerrechten in Bezug auf Gesundheit und und soziale Aspekte beschäftigt; 

- Institut für unterstützende Medizin und Migrationen: eine Dienstleistung, die von 

freiwilligen Doktoren und Professoren errichtet wurde ebenso wie technische 

Unterstützung des Bereiches für Migranten-Beratung. Es ist verbunden mit der 

Kirchengemeinde; 
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- Associazione Tuscolana Solidarietà: eine freiwillige Gesellschaft, welche sich mit 

der Schulung, Migration, sozialen und psychologischem Unbehagen, Frauen, neuer 

Versklavung und Menschenhandel, Prostitution, Minderjährigen, Behinderung und 

Drogenabhängigkeit beschäftigt.  

STÄRKEN 

- Die Schwulen-Notrufstelle ist ein kostenloses Callcenter, welches von jedem Ort 

Italiens kontaktiert werden kann, selbst vom Mobil-Telefon aus, um Privatssphäre  

all jenen zu gewährleisten, die anrufen mit dem Ziel der kostenlosen Unterstützung 

zu psychologischen, rechtlichen oder gesundheitlichen Themen. Man kann den 

Dienst erreichen über Telefon (kostenfrei), e-mail oder chat; 

- Die Ansprechpartner sind gründlich ausgebildet für die Beratung von Themen wie  

Homophobie und Transphobie, rechtlichen und psychologischen Angelegenheiten, 

der Entwickkung sozialer Kompetenzen und des Selbstvertrauens, der 

Handhabung von Krisensituationen. Die Ansprechpartner sind zudem immer mit 

einem PC ausgerüstet, der sie ausstattet mit (1) einem  CRM-System 

(Management für Kundenbindung) und (2) einem KM-System 

(Wissensmanagement); 

- Die Berater können die Nutzer bei Bedarf an eine zweite Ebene weiterleiten zu 

Beratungen über rechtliche, psychologische, medizinische Beratung oder ihnen 

Informationen über Empfangsgruppen, Jugendgruppen, und soziale Aktivitäten 

geben. Fallstudien zeigen, dass das Bewußtsein über die Verfügbarkeit eines 

Zuhörers dem Nutzer das Gefühl vermittelt, sicherer zu sein (‘Ich bin nicht mehr 

alleine’, ‘Jemand hört mir zu’, ‘Falls ich Hilfe benötige, weiß ich, wo sie zu finden 

ist’); 

- Die Schwulen-Notrufstelle hat einem außerordentlichen Bedarf an Unterstützung 

entsprochen (92.000 Kontakte in 5 Jahren). 

SCHWÄCHEN 

- Die Schwulen-Notrufstelle ist eine nützlicher Kontaktpunkt, aber die Vernetzung der 

Hilfsdienste für Menschen mit unmittelbaren Hilfsbedürfnissen sollten wesentlich 

weiter entwickelt werden (z.B. Schutz für jene, die nicht in der Lage sind, sich 

selbst zu stützen und sich selbst überlassen sind) 
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EMPFEHLUNGEN 

- Engere Kontakte sollten mit der Polizei entwickelt werden mit dem Ziel der 

schnelleren Erstattung von Anzeigen bei hassmotivierten Gewalttaten. 

16.  Kampagne ‘Kein Platz für Hass’ (London, Großbri-

tannien) 

Themenbereich: Öffentlichkeit, homophobe Kriminalität, kultureller Wandel, Fortbildung der Beschäftigten  

Zusammenfassung: 

Die Kampagne “Kein Platz für Hass” ist eine weitreichende und vielfach ausgezeichnete Kampagne, um 

vorurteilsbedingte Gewaltverbrechen in allen Formen zu beseitigen.  

Der Londoner Bezirk Tower Hamlets war unter den Stadtbezirken mit der höchsten Kriminalitätsrate und 

der größten Anzahl ethnischer Minderheiten in ganz Großbritannien. Die Kampagne sollte den Wert des 

öffentlichen Raumes, das Bewusstsein und das Engagement in Angriff nehmen; sie sollte insbesondere  

Gewaltverbrechen auflisten und eine Antwort darauf geben; Ratsmitglieder wurden ausgebildet, um das 

Bewusstsein und die Handlungsfähigkeit zu erhöhen; und hielt speziell entwickelte Bildungsprogramme 

vor für Kinder und Jugendliche sowie das Versprechen „Keine Toleranz für  vorurteilsbedingte Gewalt-

verbrechen“. Die Kampagne sollte durch Bewusstseinsförderung, mutmachende Reportage und Schaffung 

von Zusammenhalt aller Gemeinschaften helfen Hass zu verhindern. Vielfältige Methoden wurden 

angewandt, um dieses Ziel zu vermitteln. 

Schlüsselwörter: vorurteilsbedingte Gewaltverbrechen, Sicherheit der Gemeinschaft, Gewalt innerhalb 

gleichgeschlechtlicher Paare  

Akreure: LBTH Gleichstellungsbeauftragte; das LSBT Forum 

Zielgruppe: Gemeinschaft der Lesben-Schwulen-Bisexuellen und Transgender (LSBT), Dunkelhäutige 

und ethnische Minderheiten, Asylbewerber, Migrationsgruppen, die Allgemeinheit, der Rat, der Polizei-

dienst 

Kontaktdaten: 

Menara Ahmed, Hate Crime Policy and Partnership Manager, 

Menara.Ahmed@towerhamlets.gov.uk 

Community Safety Policy and Partnership, London Borough of Tower Hamlets 
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ÜBERBLICK 

Der Londoner Bezirk rühmt sich seiner Erfolge zur Bekämpfung vorurteilsbedingter 

Gewaltverbrechen. Erzielt werden konnten diese Erfolge in Zusammenarbeit mit 

lokalen Vertretern, der Polizei und kommunalen Organisationen durch zusammenwir-

kendes Vorgehen gegen sämtliche durch Hass bedingte sowie aus Homophobie 

begangene Verbrechen. 

In dem Stadtbezirk wohnen viele Vertreter ethnischer Minderheiten (insbesondere 

Muslime) und es besteht eine hohe Kriminalitiätsrate im Hinblick auf vorurteilsbedingte 

Gewaltverbrechen. Darüber hinaus liegen hier viele der Londoner Veranstaltungsorte 

für Schwule. Die Entscheidung, Prioritäten in der Bekämpfung von Homophobie zu 

setzen, fiel nach einigen schwerwiegenden Vorfällen und der dadurch bedingten Angst 

vor weiteren Verbrechen.  

Im Ergebnis wurden der Aufklärung von Gewaltverbrechen gegen die LSBT-

Gemeinschaft mehr Mittel zur Verfügung gestellt als den anderen Kriminalitätssträn-

gen, wie zum Beispiel einen auf LSBT-Verbrechen spezialisierten Kriminalbeamten in 

Teilzeit beim Opferschutz (bis Haushaltseinsparungen diese Mittel in diesem Jahr 

wieder strichen).  

Der mit Preisen ausgezeichnete Strategieansatz umfasst ein behördenübergreifendes 

Forum (das Tower Hamlets No Place for Hate Forum – THNPFHF), welches die 

maßgeblichen Behörden zusammenbringt, um eine koordinierte Antwort auf dererlei 

Gewaltverbrechen zu finden. THNPFHF hat drei Hauptziele: Opfer zu schützen und zu 

unterstützen,  Täter abzuhalten und Gewaltverbrechen durch Steigerung des Be-

wusstseins, Abbau von Vorurteilen und Hass aller Art zu verhindern. Diese Aspekte 

wurden wie folgt verwirklicht: 

- Opferschutz und -unterstützung: Servicemitarbeiter des Rates wurden ausgebildet, 

um das Bewusstsein für vorurteilsbedingte Gewaltverbrechen zu steigern; Mecha-

nismen entwickelt, um solche Vorfälle aufzunehmen und zu überwachen, inklusive 

der Projekte der Haftpflichtversicherungen, bei denen viele Dienstleister angewie-

sen wurden, eine Opferhilfe anzubieten, die die Meldung homophober Übergriffe 

unterstützt, die Ratschläge und Hilfe für Opfer verbessert und steigert sowie zu-

sätzlich Hilfe bei der Anklageerhebung leistet. Beispielsweise setzte die THNPFHF 

einen Opfer-Hilfe-Kriminalbeamten ein, um eine effektive Unterstützung der Opfer 

zu gewährleisten, der die Opfer homophober und von LSBT-Verbrechen sowie 

häuslicher Gewalt in gleichgeschlechtlichen Partnerschaften speziell unterstützt. 

Um die Verständigung zu verbessern, gaben die Gleichstellungsbeauftragten Stu-
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dien in Auftrag, um die Bedürfnisse der Opfer homophober Gewaltverbrechen zu 

ermitteln mit dem Ziel, eine lokal abgestimmte Grundlage für die Verbesserung der 

angebotenen Dienstleistungen zu schaffen. 

- Zur Rechenschaft Ziehen der Täter: ein Ausschuss für vorurteilsbedingte Vorfälle 

wurde gebildet unter dem stellvertretenden Vorsitz der Sicherheitseinheit der Poli-

zei und dem Rat, um in kritischen Situationen die Aktionen zu koordinieren und zu 

besprechen; Fortbildungen und Streithilfe wurden besonders für Jugendliche an-

geboten (Täter aufgrund vorangegangenen Missbrauchs); die Handlungsmöglich-

keiten der Schule bei Diskriminierungsfällen wurden verbessert.  

- Prävention, Bewusstmachung und Zusammenhalt der Gemeinschaft: eine Kam-

pagne “Kein Platz für Hass” wurde gestartet (Poster in öffentlichen Räumen, ins-

besondere an bekannten Tatorten homophober Verbrechen); das Versprechen 

“null Toleranz für Gewaltverbrechen” wurde entworfen und unterstützt durch hoch-

rangige Unterzeichner; eine mobile Ausstellung “Flucht in die Sicherheit” für eine 

“Flüchtlingswoche” wurde organisiert; Ratschläge und Orientierungshilfen an Schu-

len und anderen Kinder– und Jugendeinrichtungen wurden ausgegeben, um Anti-

Mobbing-Richtlinien und Verhaltensweisen entwickeln zu lassen, die absichern, 

dass sie den offiziellen Beitrag gegen Mobbing wahrnehmen sowie eigene vorbeu-

gende Maßnahmen treffen; Fortbildungsmöglichkeiten für Angestellte wurden ent-

wickelt und angeboten sowie ein Handbuch gegen Hassverbrechen entwickelt, 

welches detaillierte Anleitungen zur Abwehr von Hass gibt (zum Download bereit-

gestellt auf www.towerhamlets.gov.uk/hatecrime). 

- zusätzlich wurden Bildungsprogramme entworfen mit dem Inhalt: ‘Wer glauben wir, 

wer wir sind - Woche’, die den Studenten die Möglichkeit geben soll, Themen zu 

Vielfalt, Identität und Bürgertum zu diskutieren sowie zu entdecken, welchen Wert 

diese in ihrer Schule, der Gesellschaft und innerhalb des Landes haben; es sollen 

„Kein Platz für Hass-Wettbewerbe“ und Jugendwettbewerbe entwickelt werden (lo-

kale Persönlichkeiten fördern mit Aktionen das Bewusstsein gegen Gewaltverbre-

chen, indem Vorurteile und Hass in Zusammenarbeit mit allen Gemeinschaften ab-

gebaut und alle Formen von Hass – inklusive Homophobie – verurteilt werden sol-

len). 

STÄRKEN 

Diese neuartige Strategie profitiert von den folgenden Stärken: 
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- Es wird ein Konkurrenzkampf zwischen den verschiedenen diskriminierten Bevölke-

rungsgruppen und sozialen Randgruppen vermieden;  

- Es besteht die Möglichkeit, die Mittelvergabe zu beeinflussen (z.B. setzt der 

Ausschuss für vorurteilsbedingte Vorfälle Schwerpunkte in Bereichen die besonde-

re Risiko- oder Brennpunkte darstellen, um so der Politik einen Leitfaden zu ge-

ben);  

- Eine Verbindung mit anderen Programmen ist möglich (z.B. Gewähr, dass verfolgte 

Ziele auch den Partnerschafts-Gremien Senioren und Lernschwäche sowie der 

Mental Health User Group berücksichtigt werden); und 

- Ein interkultureller Austausch wird durch ein breitgefächertes Angebot an Bildungs-, 

Fortbildungs- und bewusstseinsfördernden Programmen angestrebt (z.B. „Kein 

Platz für Hass“-Poster, “Wer glauben wir, wer wir sind“ und „Flucht in die Sicher-

heit“- Pakete, usw.) sowie eine nachhaltige und breite Eingriffmöglichkeit bereitge-

stellt. 

- Die meisten Projekte konnten durch bestehende Mittel finanziert werden.  

SCHWÄCHEN 

- Ein Risiko dieses breit angelegten Programms ist der Eindruck, dass es in Zeiten 

knapper Mittel eingeschränkt werden kann ohne große Auswirkung. Gleichwertige 

Arbeit, die unter einer allgemeinen Überschrift firmiert (so wie “gegen vorurteils-

bedingte Gewalttaten”), löst keine gleichwertige Schutzmaßnahme aus (welche 

rechtmäßig im Vereinigten Königreich bewahrt werden) als Arbeit, welche explizit 

die LSBT, die Gemeinschaften Schwarzer, ethnischer Minderheiten oder Ältererer 

unterstützt). Infolgedessen bewirkt die fehlende Benennung dieser Gemeinschaften 

eine größere Verletzbarkeit der Finanzierung.  

- Ebenso könnte es ein Projekt, welches bestrebt ist, alle Inhalte von vorurteilsbedin-

gen Gewalttaten gleichzeitig anzusprechen, zulassen, einen einzelnen Aspekt von 

Hass zu vernachlässigen. So könnten beispielsweise in dem breiten Spektrum von 

vorurteilsbedingten Gewalttaten Aktionen gegen Homosexuellenfeindlichkeit 

zurückgeschnitten oder fallen gelassen werden durch Entscheidungsträger, die 

jene Haltung nicht teilen.  

EMPFEHLUNGEN  

- Die Gewährleistung einer hochqualifizierten Unterstützung des Rates ist bei einer 

Kampagne in diesem Umfang maßgeblich. Eine klare vereinheitlichende Themati-
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sierung oder Benennung ist hilfreich, wenn eine breite Wirkung in vielen verschie-

denen Bereichen erzielt werden soll.  

- Die Veröffentlichung einer Vielzahl oder regelmäßiger Pressemitteilungen zu 

diesem Thema in den Medien – Fach- wie Allgemeinpresse – ist der treibende Mo-

tor dieser Kampagne und behält beide Zielgruppen im Blick. 

 

 

17. “Als ze maar van me afblijven” – Solange sie mir 

fernbleiben (Amsterdam, Niederlande) 

 

Themenbereich: Gewaltverbrechen und Hassrede 

Zusammenfassung: 

Das Forschungsprojekt "Als ze maar van me afblijven" (Solange sie mir fernbleiben) über Täter schwulen-

feindlicher Gewalt wurde 2007 und 2008 durch Forscher der Universität Amsterdam durchgeführt. Die 

Hauptziele des Projekts sollten unter anderem zu einem tieferen Einblick in die Motive und maßgeblichen 

Faktoren Anti-LGTB Gewalt führen, ebenso wie Vorschläge ergeben, auf welche Weise Politik eingreifen 

und auf diese Form der Gewalt Einfluss nehmen kann. Der Stadtrat der Stadt Amsterdam hat dieses 

Forschungsprojekt in Auftrag gegeben: es wurde als sehr wichtig erachtet, die Wurzeln dieses Problems 

zu ermitteln, sowie Lösungen zu entwickeln. 

Schlüsselwörter: Schwulenfeindliche Gewalt 

Akteure: Forscher, Probanden, Amsterdamer Stadtrat, Amsterdamer Polizei 

Zielgruppe: LGBT, die Einwohner Amsterdams und die Bevölkerung der Niederlande 

Kontaktdaten:  

University of Amsterdam,  

Abteilung: Amsterdam Research Centre for Gender and Sexuality 

E-Mail / Telefon: buijs@uva.nl; +31 20 - 525 9111 

Website: http://www.arcgs.uva.nl/arcgs/home.cfm 
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ÜBERBLICK: 

Die Studie wurde durch Laurens Buijs, Gert Hekma und Jan Willem Duyvendak, 

Forscher des Amsterdamer Forschungszentrums für Geschlechter und Sexualität der 

Universität Amsterdam in Auftrag gegeben. 

Hintergrund: Die Niederlande sind weltweit für ihre liberale Position im Hinblick auf 

Homosexualität bekannt. Gerade die Hauptstadt Amsterdam wird häufig mit der 

Schwulen-Emanzipation in Verbindung gebracht, weil sie die erste als legal anerkannte 

Schwulenheirat im Jahr 2001 anbot und dort die berühmte jährliche Schwulenparade 

stattfand. Allerdings wird die zunehmende Zahl an homo-, bi- oder transsexuellen 

Einwohnern Amsterdams mit verbaler oder tätlicher Gewalt konfrontiert. Studien 

zeigen, dass das Gefühl der Unsicherheit in den letzten fünf bis zehn Jahren angestie-

gen ist. Meinungsumfragen bezeugen, dass die niederländische Toleranz gegenüber 

Homosexualität mehr als nur ein Bild ist: die allgemeine Toleranz von Homosexualität 

stieg nennenswert zwischen 1970 und 1980 und ist in den letzten Umfragen unverän-

dert oder leicht ansteigend vermeldet worden. Mehrere holländische Schüler haben 

analysiert, inwiefern die auffallende niederländische Position im Hinblick auf die 

Akzeptanz von Homosexualität sich auf die Bildung der nationalen Identität auswirkt: 

„Wir“ die bodenständigen, fortschrittlichen Niederländer gegen „Sie“, die anderen 

Nachzügler.  Der ansteigende Rückhalt in der Bevölkerung mit dem Anspruch, dass die 

Akzeptanz von Homosexualität etwas “typisch” niederländisches ist, was als solches 

erhalten werden muss, kennzeichnet die Akzeptanz der Homosexualität als Meilenstein 

der niederländischen Zugehörigkeit. Angesichts der scheinbar weitreichenden  Unter-

stützung der Rechte von Schwulen innerhalb der niederländischen Bevölkerung und 

einem breiten politischen Konsens zu diesem Thema, erscheint es erstaunlich, dass 

Gewalt gegen Homosexuelle ein ernstes Problem in Amsterdam ist. Dennoch wurden 

in 2007 201 Fälle aufgenommen, davon 67 Fälle mit körperlicher Gewalt und 38 

ernsthafte Bedrohungen. Aus Sicht der populistischen rechts-außen Politiker mit 

starker anti-islamitischer Ausrichtung werden solche Verbrechen gegen Homosexuelle 

„meist immer“ von marokkanischen Migranten oder deren Nachkommen verübt, die 

den Wert der niederländischen Toleranz nicht hinreichend zu schätzen wissen. Jeden-

falls ist wissenschaftlich erwiesen, dass nicht alle Täter den gleichen (islamitischen) 

religiösen Idealen folgen und es scheint, dass die weitreichende schwulen-freundliche 

Ausrichtung der Nation nicht ausreicht, um solche schwulenfeindliche Vorfälle zu 

verhindern.  

Angewendete Methode: Fünfundvierzig Gewaltverbrechen konnten durch Befragung 

von 17 einschlägig vorbestraften Verdächtigen sowie der Analyse der umfangreichen 
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Daten zu 35 mehrfach aufgefallenen Tätern der Staatsanwaltschaft und dem Nieder-

ländischen Verband zur Wiedereingliederung von Gewaltverbrechern aufgeklärt 

werden. Täter wurden zu ihren Motiven und Motivationen für Gewalt gegen LSBT-

Angehörige befragt. Außerdem wurden speziell Befragungen innerhalb sogenannter 

„Risikogruppen” geführt (z.B. mit jungen Männern, die in das potenzielle Täterprofil 

passen, bisher aber noch nicht einschlägig auffällig geworden sind) um den vorherr-

schenden Vorurteilen in verschiedenen sozialen Gruppen gegenüber Homosexualität 

vorzugreifen. Zusätzliche Umfragen in weiterführenden Schulen stellen die Perspektive 

der Jugend in Amsterdam generell dar.  

Resultate: Heteronormatives Verhalten gegenüber Homosexualität (insbesondere 

bezüglich der vier Aspekte: Analsex, feminines Verhalten, öffentliche Ansicht und 

Verführungsversuche) innerhalb aller befragten Gruppen, z.B. Schüler weiterführender 

Schulen, Risikogruppen-Zugeordnete, Täter, scheint schwulenfeindlicher Gewalt einen 

fruchtbaren Boden zu bieten 

STÄRKEN 

Wissenschaftliche Ermittlungen können als Grundlage für taktische Richtlinen dienen. 

Mehr und vor allem systematischere Forschung ist erforderlich um  die Antriebskraft 

der Täter homophober aufzudecken.  

SCHWÄCHEN 

Nicht alle Städte haben den Willen und die Mittel solche Forschungsprojekte durchzu-

führen.  

EMPFEHLUNGEN 

Forschungsergebnisse sollten bei der Ausarbeitung von Strategien zum Kampf gegen 

LSBT-Gewalt verwendet werden. 
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18. Einführung eines ständigen Ansprechpartners bei 

der Berliner Polizei 

 

Themenbereiche: vertrauensbildende Maßnahmen, Beteiligung  

Zusammenfassung:  

Die Stadt Berlin hat eine große Anzahl verschiedener Maßnahmen eingeführt, um die Lebensbedingungen 

und Akzeptanz der LSBT-Community zu verbessern. Als eine davon hat der Polizeipräsident in Berlin 

einen ständigen männlichen und weiblichen Ansprechpartner für die LSBT-Community eingeführt, um eine 

vertrauensvolle Basis zwischen Polizeibehörden und der LSBT-Community aufzubauen mit dem Ziel, 

sowohl die Aufklärung von Straftaten zu verbessern als auch Angriffen vorzubeugen. 

Schlüsselwörter: Beteiligung, allgemeine Anwendung 

Akteure: Senat von Berlin, der Polizeipräsident in Berlin, LSBT Organisationen, Experten 

Zielgruppe: Verwaltung, Polizei und LSBT -Community in Berlin 

Kontaktdaten: 

Polizeipräsidium Berlin (Deutschland) 

Zentralstelle für Prävention 

Ansprechpartner/in der Berliner Polizei für gleichgeschechtliche Lebensweisen, 

Kriminalkommissarin Maria Tischbier, Kriminalhauptkommissar Uwe Löher 

+49 – (0) 30 – 4664-979444 

 

ÜBERBLICK 

Bereits in den frühen 1990er Jahren führten zunehmende Fälle von Gewalt gegen die 

LSBT-Community zu der Notwendigkeit, das Verhältnis zwischen Polizeibehörden und 

der LSBT-Community zu verbessern. Vor dem Hintergrund historischer Bedingungen74 

während der Zeit des Nationalsozialismus ebenso wie verschärfter Gesetzgebung 

gegen Homosexuelle bis zu den 1990er-Jahren war ein grundlegender Mangel an 

Vertrauen zwischen beiden Gruppen offensichtlich, so dass kriminelle Handlungen 

gegen die LSBT-Community nicht zur Anzeige gebracht wurden und Selbsthilfegrup-

pen durch diese vorgehalten wurden. Der Mangel an Vertrauen wurde auch dadurch 

belegt, dass Polizeistudien zu vorurteilsmotivierten Angriffen weitaus weniger verbale 

                                                

74 Claus Nachtwey, “Gewalt gegen Schwule und Lesben”, Berlin 1994 
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Angriffe, Beschwerden und Tätlichkeiten registrierten als sie bei Opferberatungsstellen 

angezeigt wurden. Dennoch weisen Polizei-Statistiken auch heute nur freiwillig ge-

machte Informationen von Opfern auf und Erklärungen zu Angreifer-Motivation sind 

nicht erfasst. 

In Bezug auf eine Gesetzesänderung mit dem Ziel der Abschaffung der Verfolgung von 

Homosexualität begann das Polizeipräsidium Berlin 1994, die Sicherheitsaspekte 

bezüglich der Lebensbedingungen der LSBT-Community zu analysieren und arbeitete 

Maßnahmen zur Verbesserung des beiderseitigen Vertrauens zwischen Polizeibehör-

den und LGBT-Gemeinschaften als Hauptanliegen aus. Darüber hinaus wurde gefor-

dert, die Akzeptanz der LSBT-Community auch innerhalb der Polizei-Belegschaft als 

Spiegel der sozialen Strukturen einer Gesellschaft zu fördern. 

In einem ersten Schritt zur Analyse der Situation und der Möglichkeiten der Verbesse-

rung wurden Erfahrungen anderer europäischer Länder ausgewertet (i.e. den Nieder-

landen) und Arbeitsgruppen zur Thematik, Symposien und Fachforen mit Vertretern 

aller Zielgruppen wurden abgehalten75. 

Im Ergebnis war das Hauptziel des Berliner Polizeipräsidenten, einen Fokus auf 

verschiedene Aspekte der Lebensumstände der LSBT-Community zu werfen. Um die 

maßgebliche Wichtigkeit zu betonen, wurde 1992 zunächst ein ständiger männlicher 

Ansprechpartner für die LSBT-Community im Polizeipräsidium eingesetzt und 2006 

durch eine ständige weibliche Ansprechpartnerin erweitert, deren Arbeitsfeld die 

nachfolgenden Aspekte aufzeigen76: 

- Auswertung von Straftaten, Studien und Veröffentlichung zur Thematik 

- Entwicklung eines Konzeptes mit dem Ziel der Prävention und Verfolgung 

- Ausbildung und Fortbildung von Polizei-Beamten/innen mit Bezug auf Opferschutz 

und Phänomenologie 

- Unterstützung von Untersuchungen 

- Präsenz bei Veranstaltungen der LSBT-Community 

                                                

75 Senatsverwaltung für Jugend und Familie/Referat für gleichgeschlechtliche Lebensweisen,  
“Gewalt gegen Schwule – Die Opfer schweigen”, Berlin 1991 
76 „Straftaten gegen Homosexuelle / Konzept und Tätigkeitsbericht der Ansprechpartnerin und 
des Ansprechpartners für gleichgeschlechtliche Lebensweisen“, Berlin 2009 
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- Beratung betroffener Personen, Kooperation und Unterstützung von Projekten und 

Kampagnen der LSBT-Community 

- Unterstützung von Opfern 

- Unterstützung von Beschwerden betroffener Personen aus der LSBT-Community 

gegen Polizei-Behörden 

- Ausarbeitung und Verteilung von Flyern an Gewaltopfer, Opfer von Raubtaten 

sowie Ausübung beratender Dienste bzw. von Öffentlichkeitsarbeit 

- Abhaltung von Vorträgen bei Veranstaltungen mit Bezug auf den Umgang mit 

Aggression und Gewalt in der Öffentlichkeit 

Obwohl der Erfolg vorbeugender Maßnahmen kaum ausgewertet werden kann, ist 

dennoch ersichtlich, dass interne Abläufe innerhalb des Polizeipräsidiums ebenso wie 

in Zusammenarbeit mit der LSBT-Community verbessert wurden und die Möglichkeit 

der Registrierung und Identifizierung von Straftaten gegen die LSBT-Community 

verfeinert wurde.  

Analysen, die aufwiesen, dass Diebstahl in der Öffentlichkeit am häufigsten in der 

Umgebung von Treffpunkten und des Lebensumfeldes der LSBT-Community ausgeübt 

wurde, führten zu dem verstärktem Bemühen, in der Szene zu erscheinen, Präsenz zu 

zeigen sowie in Reichweite der „Cruising-Gebiete“ und Lebensumgebung aufzutreten 

und führten zu einer verbesserten Information der LSBT. 

STÄRKEN  

Die angewandten Methoden können leicht auf andere Verwaltungsstrukturen übertra-

gen werden und ein Austausch von Erfahrungen kann die Bemühungen stärken. Durch 

Einbeziehung verschiedener LSBT-NGOs und Entwicklung gemeinsamer Ziele können 

große Akzeptanz und vertrauensbildende Auswirkungen mit hoher Wahrscheinlichkeit 

erreicht werden. 

SCHWÄCHEN  

Die bestehende statistische Erfassung in den Behörden ist nicht vergleichbar mit jenen 

in Beratungszentren von NGOs. Infolgedessen können Akzeptanz und Erfolg vertrau-

ensbildender Maßnahmen nicht abgebildet werden.  
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EMPFEHLUNGEN:   

Es wird empfohlen, die statistische Erfassung in Abstimmung mit jener der 

Beratungszentren der NGOs zu verbessern mit dem Ziel, vergleichbare Themen und 

Terminologien einzuführen. So können Auswertungen aufzeigen, ob die Akzeptanz der 

Polizeibehörden sich tatsächlich verbessert hat oder ob es ein breiteres Spektrum von 

Ablehnung gibt. 

 

19. Stockholmer Stadtbezirkspolizei, Einheit für Ge-

waltverbrechen (Stockholm, Schweden) 

Themenbereiche: Hasskriminalität, Polizei  

Zusammenfassung: 

Die Stockholmer Einheit für Gewaltverbrechen wurde ins Leben gerufen nachdem herausgefunden wurde, 

dass der Polizei die Mittel fehlen um Gewaltverbrechen aufzuklären und dass nur eine geringe Fallanzahl 

tatsächlich vor Gericht abgeschlossen werden kann. Das grundlegende Ziel der Einheit ist es, das 

polizeiliche Personal dahingehend auszubilden, dass es in der Lage ist Gewaltverbrechen zu erkennen, zu 

ermitteln und aufzuklären, mehr dieser Fälle tatsächlich vor Gericht zu bringen und der Polizei innerhalb 

der ethnischen Minderheiten und LSBT-Community mehr Glaubwürdigkeit zu verleihen. Im Moment 

handelt es sich um eine ständige Einheit, die in das Korps der Stockholmer Polizei eingegliedert wurde.  

Schlüsselbegriffe: Polizei, Gewaltverbrechen 

Akteure: Stockholmer Polizeistaffeln, LSBT-Gesellschaften, Staatsanwälte 

Kontaktdaten: 

hatbrottsjouren.stockholm@polisen.se 

www.polisen.se 

 

ÜBERBLICK 

Der erste Schritt in Richtung Schaffung einer Hassverbrechens - Einheit der Stockhol-

mer Polizei war die Ausarbeitung einer diagnostischen Umfrage. Auf der einen Seite 

wurde festgestellt, dass es unterschiedliche Bewertungsmaßstäbe für Hassverbrechen 

in den verschiedenen Verwaltungsebenen gibt. Zusätzlich wurde herausgefunden, 

dass die Polizeibehörden nicht hinreichend ausgestattet sind, um solche Verbrechen 
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zu individualisieren und aufzuklären. Die Einheit für Gewaltverbrechen aus Hass wurde 

aufgrund der Schlussfolgerungen dieser Feststellungen in Zusammenarbeit mit lokalen 

Verbänden – unter denen LSBT-Verbände – um Gewaltverbrechen aus Rasse- oder 

Religionsgründen sowie aus Gründen der sexuellen Orientierung zu behandeln, 

eingeführt. Diese Einheit kam zum ersten Mal im Mai 2007 zum Einsatz und wurde im 

April 2009 als ständige Einheit festgeschrieben, zur gleichen Zeit wurden entsprechen-

de Ansprechpartner in den Polizeiwachen eingesetzt.  

Zurzeit hat diese Einheit sechs Vollzeit Polizeibeamten und ist Teil der Stockholmer 

Polizeikräfte. Sie sind verantwortlich für die Ermittlung in Gewaltverbrechen der Stadt, 

für die Entwicklung von Arbeitsmethoden und Koordination der Weiterbildung der 

Polizeibeamten außerhalb des Stockholmer Stadtgebiets im Hinblick auf Gewalt-

verbrechen. Diese Einheit strebt eine stetige Ausbildung des Polizeipersonals und eine 

Rückmeldung aus allen Ebenen der Polizeikräfte an, um sich bessere Informationen zu 

beschaffen und eine offene Diskussionsrunde über Gewaltverbrechen, Menschenrech-

te und die zentrale Bedeutung von Respekt gegenüber menschlicher Vielfalt zu schaf-

fen. 

Die Hauptziele hinter der Einrichtung dieser Polizeieinheit sind folgende:  

- Ermutigung der Bevölkerung zur Meldung vorurteilsbedingter Gewaltverbrechen. 

- Mehr Fälle vor Gericht zu bringen. 

- Mehr Fälle aufzuklären. 

- Falls man mit vorurteilsbedingten Gewaltverbrechen konfrontiert wird, sich in den 
ersten Schritten zu verbessern ebenso wie die Polizeibeamten möglichst 
umfassend zu informieren, damit sie die Verbrechen aussondern, ermitteln und vor 
Gericht bringen können. 

- Arbeitsmethoden entwickeln um der Polizei innerhalb der ethnischen Minderheiten 
und LSBT-Angehörigen eine höhere Glaubwürdigkeit zu verleihen. 

Man ist bemüht diese Ziele mittels einer Reihe von Maßnahmen zu erreichen. Folgen-

de Maßnahmen  wurden ergriffen um die Meldung der Verbrechen zu erleichtern:  

- Aufbau einer Polizei-Webseite über vorurteilsbedingte Gewaltverbrechen für die 
Außenbezirke Stockholms.  

- Einrichtung einer Telefonnummer und Email-Adresse für die Bevölkerung für den 
Fall, dass Fragen entstehen oder Informationen zu diesem Thema benötigt werden. 

- Einsetzung spezieller Polizeibeamten innerhalb der vier Polizeibezirke, die sich mit  
denn vorurteilsbedingten Gewaltverbrechen befassen.  
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- Vorträge für Lehrkräfte der weiterführenden Schulen.  

- Zusammenarbeit mit Organen, Gesellschaften und Verbänden. 

Die folgenden Maßnahmen wurden ergriffen mit dem Ziel die erforderlichen ersten 

Schritte im Falle von Gewaltverbrechen zu verbessern, um so die Ermittlungen zu 

vereinfachen: 

- Fortbildung des Polizeipersonals (angefangen bei den Vorgesetzten bis hin zum 
Beamten im Telefondienst) im Hinblick auf die zu ergreifenden Maßnahmen, falls 
vorurteilsbedingte Gewaltverbrechen gemeldet werden.  

- Die Erkennungsfähigkeiten der Polizei zu erhöhen, indem die Meldungen 
vorurteilsbedingter Gewaltverbrechen mit Hilfe eines Computersystems 
aufgenommen werden, bei dem sie gezielt gefragt wird, welchem Bereich die 
Motivation des Verbrechens zugeordnet werden kann, so z.B. aus Homophobie, 
Fremdenfeindlichkeit, u.ä 

- Entwurf einer Anleitung/Hilfestellung, welche die erforderlichen Schritte aufzeigt, 
die beim Erreichen des Tatorts vorzunehmen sind. Sie werden dem 
verantwortlichen Personal ausgehändigt, wie Empfangspersonal, mobile Einheiten, 
Stadtpolizei, usw.. Die Anleitung wird ebenso in Fortbildungskursen zu 
vorurteilsbedingten Gewaltverbrechen erklärt und ausgeteilt.  

- Steigerung der polizeilichen Reaktion für den Fall, dass sich Opfer eines 
vorurteilsbedingten Gewaltverbrechens melden.   

- Aussendung forensischer Mitarbeiter zu den Tatorten um mögliche Spuren und 
Beweise eines vorurteilsbedingten Gewaltverbrechens aufzunehmen. 

- Entwicklung eines Anti-Hass-Gewaltverbrechen-Mobils. 

Die diagnostische Studie zeigte, dass ausschließlich eine kleine Anzahl der Gewalt-

verbrechen vor Gericht gebracht werden. Einer der verantwortlichen Gründe, ist die 

Tatsache, dass die Polizei von einem weiteren Begriff vorurteilsbedingter Gewalt-

verbrechen ausging, als die Staatsanwaltschaft. Die folgenden Maßnahmen wurden 

eingeleitet um die Zahl der gelösten und vor Gericht gebrachten Fälle zu erhöhen: 

- Die Gewaltverbrechenseinheit befasst sich mit allen vorurteilsbedingten 
Gewaltverbrechen. 

- Zuweisung eines Staatsanwalts zur engeren Zusammenarbeit mit der Polizei um 
den Informationsfluss zu erleichtern und Richtlinien zur Definition von 
vorurteilsbedingten Gewaltverbrechen aufzusetzen. 

- Zuweisung eines Staatsanwalts zur Entwicklung von Arbeitsmethoden in 
Zusammenarbeit mit der Polizei, die vorurteilsbedingte Gewaltverbrechen beurteilt 
und mit dem Ziel, sie vor Gericht zu bringen, ermittelt.  
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Folgende Maßnahmen wurden als Antwort auf das Bedürfnis, die Glaubwürdigkeit der 

Polizei innerhalb ethnischer Minderheiten und LSBT-Angehörige zu erhöhen, ergriffen:  

- Einsetzung eines speziellen Polizeibeamten für vorurteilsbedingte 
Gewaltverbrechen in den vier Polizeibezirken Stockholms. 

- Enge Zusammenarbeit mit Verbänden, Organisationen, Geschäften, Dienstleistern 
und potenzielle Zielgruppen vorurteilsbedingter Gewaltverbrechen. 

- Durch Zusammenarbeit mit Mitarbeitern von Clubs, Kneipen und Restaurants auf 
den Kampf gegen illegale Diskriminierung in diesen Etablissements hinzuarbeiten.  

Das Resultat dieser Erfahrungen kann im Bereich der Effektivität und der Rechtssi-

cherheit gesehen werden, angesichts der Tatsache, dass alle Ermittlungen von vorur-

teilsbedingten Gewaltverbrechen von einer Einheit durchgeführt werden. Die Zahl der 

Fälle, die vor Gericht gebracht werden, stieg ebenfalls an: 17.8% in 2008, verglichen 

mit einer Prozentuale von 9% im Rest des Landes. Die Hauptziele dieser Einheit, wie 

das Vertrauen in die Polizei zu erhöhen, die Bereitschaft zur Meldung von vorurteilsbe-

dingten Gewaltverbrechen zu steigern und die Fähigkeiten der Polizei zu verbessern 

vorurteilsbedingte Gewaltverbrechen aufzudecken, konnte - wie durch die zweijährig 

durchgeführten Auswertungssysteme aufgezeigt - erreicht werden. 
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FAMILIE 

20. Einbeziehung von LSBT Themen in die Veranstaltun-

gen des Familien-Projekts des Turiner Stadtrates (Turin, 

Italien) 

 

Thematische Bereich: Familie 

Zusammenfassung: 

Das Familien-Projekt, adressiert an Familien, startete seine Zusammenarbeit mit dem LSBT-Büro 2008. 

Diese Zusammenarbeit strebt Themen, einschließlich sexueller Orientierung und Geschlechteridentität, in 

seinen auf lokaler Ebene ausgetragenen Veranstaltungen an, um auf die Bedürfnisse von Lesben 

Schwulen und Transgendern zu antworten. Hier heben wir die Methodik hervor, die diesen Prozess 

ermöglichte und beschreiben Ziele und Initiativen die entwickelt wurden (Sensibilisierungs-Treffen, 

Fortbildungskurse, kulturelle Veranstaltungen, Zugang zu Angeboten). 

Schlüsselwörtere: Familie, Fortbildung, Zugang zu Angeboten, kulturelle Veranstaltungen. 

Akteure: Turiner Stadtrat: Abteilung für Gleichstellung und Geschlechter Politik - LSBT Büro, Ausbil-

dungszentren, Turiner Stadtbibliotheken; Verwaltungsbezirke Nr.2 “Mirafiori Nord - Santa Rita” des Turiner 

Stadtrates: Familien Projekt, erweiterter Ausschuss für Familien und Minderjährige, Büro für Kommunikati-

on und Image, Rechtsabteilung; soziale Vereinigung “Accomazzi”; Studien-Universität östlicher Piemont – 

Abteilung soziale Forschung; Frames; Labo_Res; Turin LSBT Stolz Koordination; LSBT Kulturzirkel  

“Maurice”. 

Zielgruppe: Familien Projekt Beschäftige; Mitarbeiter und ehrenamtliche Mitarbeiter des erweiterten 

Ausschusses für Familien und Minderjährige; Mitarbeiter lokaler Einrichtungen; Einwohner. 

Kontaktdaten:  

Turiner Stadtrat: Verwaltungsbezirk Nr. 2, Familien Projekt:  

E-Mail: teresina.montenegro@comune.torino.it; Telefon: +39114435261;  

Website: http://www.comune.torino.it/circ2/   

LSBT Service E-Mail: serviziolgbt@comune.torino.it; Telefon: +39114424040  

Website: http://www.comune.torino.it/politichedigenere/   
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ÜBERBLICK 

Begonnen vor mehr als zehn Jahren, ist das Familien Projekt immer noch im Verwal-

tungsbezirk Nr. 2 des Turiner Stadtrates präsent. Es bietet ein gegliedertes Veranstal-

tungsprogramm, um lokale Familien bei der Bewältigung des Alltags und dabei kon-

frontierter Schwierigkeiten zu unterstützen.  

Aufgrund der Arbeit des Koordinatoren der fünften Ratskommission “Kultur und Frei-

zeit”, wandte sich der Verwaltungsbezirk Nr. 2 im Jahr 2008 an das LSBT- Büro und 

zeigte Interesse, Homosexualität und Transsexualität mit in seinen  Veranstaltungen 

des Familien Projekts zu berücksichtigen. Dieses Interesse beruhte auf der Feststel-

lung, dass in diesem Verwaltungsbezirk homosexuelle Familien (mit oder ohne Kinder) 

sowie Familien mit einem LSBT-Angehörigen zu finden seien: Familien-Einheiten, 

deren Bedürfnisse, auch wenn nicht formuliert, durch die öffentliche Verwaltung durch 

ihre Angebote bedient werden können. 

Damit der lokale Bedarf innerhalb der Initiative, bei Erfüllung dieser Nachfrage,  

größere Beachtung findet, haben Mitarbeiter des LSBT-Büros zusammen mit Mitarbei-

tern des Familien Projekts und anderen lokalen Akteuren einen Weg zur Überprüfung 

der im Hinblick auf LSBT- Angehörige bestehenden tatsächlichen Bedürfnisse sowie 

des Bewusstseins bzw. der Wahrnehmungen gefunden. 

Die erste Phase war der Vertiefung der Zusammenarbeit durch Auseinandersetzung 

der Mitarbeiter der beiden Verwaltungsservices gewidmet: es ermöglichte den Ange-

stellten des Familien-Projekts sich mit Themen zur sexuellen Orientierung und Ge-

schlechteridentität vertraut zu machen, mit denen sie in ihrem normalen Arbeitsfeld 

nicht in Berührung kommen und welche daher spezielle Emotionen wecken könnten. 

Zwei Treffen wurden organisiert, um das LSBT-Büro in Organisationen, mit denen das 

Familien-Projekt zusammenarbeitet zusammenzuführen:  

- die Fachgruppe “Politik für Familien” zusammengesetzt aus Verantwortlichen der 

verschiedenen Abteilungen auf lokaler Ebene; es wurde angestrebt Projekte anzu-

bahnen für Familien, zur Überwachung der Gestaltung, zum Testen, Auswertung 

und Neugestaltung; 

- der erweiterte Ausschuss für Familien und Minderjährige setzt sich aus Verantwort-

lichen für Kultur und ehrenamtliche Vereine des Verwaltungsbezirks zusammen; es 

zielt darauf ab ein Forum für Auseinandersetzung, Vorschläge und Koordination 

zwischen den verschiedenen Akteuren auf lokaler Ebene zuschaffen. 
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Nach dieser vertieften Auseinandersetzung wurde eine Zusammenarbeit mit den 

folgenden Zielen gestartet: 

- um die vom Familien-Projekt behandelten Themen um sexuelle Orientierung und 

Geschlechtsidentität zu erweitern; 

- um die Bevölkerung für die in den letzten Jahren eintretenden Veränderungen im 

Hinblick auf  neuartige Familienmodelle, auch unter Berücksichtigung von Aspekten 

zur sexuellen Orientierung und Geschlechteridentität zu sensibilisieren; 

- um eine angemessene Fortbildung für Mitarbeiter der Ämter und ehrenamtliche 

Mitarbeiter, die sich in diesem Bezirk mit Themen zu Homosexualität und Transse-

xualität befassen, zu gewähren; 

- um den Zugang zu Bezirksangeboten für LSBT-Angehörige zu erleichtern. 

Während der Jahre 2009/2010 wurden die obengenannten Aktionen durchgeführt und 

sahen mit einem Teilnahmemodell die Hospitation zwischen dem Familien-Projekt und 

dem LSBT-Büro und anderen Partnern aus der öffentlichen Verwaltung und dem 

Bereich der Vereinigungen vor: 

- Mehrere an die Bevölkerungsgruppen, die die verschiedenen “Familiengründungs-” 

Modelle repräsentieren, gerichtete Treffen zur Familienpraxis (“Gründung einer 

Familie heute”, 6 Treffen, Januar – März 2009) und zur Knüpfung von Beziehungen 

innerhalb und zwischen den Familien, Institutionen und Ämtern (“Familiengründung 

morgen”, 3 Treffen, Februar – März 2010). Die behandelten Themen wurden eben-

falls im Bezug auf die Perspektiven sexueller Orientierung und Geschlechteridenti-

tät ausgewählt. Eine interaktive Leitungsmodalität wurde ebenfalls durch audiovi-

suelle und Brainstorming-Techniken herbeigeführt.  

- Ein Fortbildungskurs mit dem Thema Homosexualität in Familien richtete sich an 

städtische Mitarbeiter und ehrenamtliche Aktive in Vereinen, die am erweiterten 

Ausschuss für Familie und Minderjährige teilnahmen. Gegliedert in drei Treffen, 

behandelt der Kurs Themen der Beziehung zwischen Eltern und homosexuellen 

Kindern und von homosexuellen Eltern (“Homosexualität und Familie”, 3 Treffen, 

November – Dezember 2009). Gestaltung und Leitung wurden von der Fortbil-

dungsgruppe der Turiner LSBT-Pride-Kooperation entwickelt. Die Fortbildung soll 

sich mit einem Kurs den Themen Geschlechteridentität und  Transsexualität wid-

men. 
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- Zwei Treffen, betreut von einem Juristen aus der Rechtsabteilung des Verwal-

tungsbezirkes Nr. 2, mit dem Thema Familienrecht im Hinblick auf Ehepaare nach 

bürgerlichem Recht, inklusive gleichgeschlechtlicher Paare (Mai 2009). 

- Mit dem Ziel, den Zugang zu diesen Angeboten auch für homosexuelle Nutzer zu 

erleichtern, wurde ausdrücklich darauf hingewiesen, dass der Jurist sich auch mit 

Fragen zu gleichgeschlechtlichen Partnern befassen wird (auf dem Jahrespro-

gramm des Familien Projekts, auf der Website  des Verwaltungsbezirks Nr. 2, über 

die Mailinglisten des LSBT-Büros sowie der lokalen LSBT-Vereinigungen). 

- Präsentation von LSBT-Büchern in Zusammenarbeit mit den Turiner Stadtbibliothe-

ken, dem LSBT Kulturzirkel „Maurice“ und Fortbildungsanbietern (“Eine normale 

Familie” von Stefano Bolognini, Oktober 2009; “Mit Tango zu dritt”  von Peter Par-

nell und Justin Richardson, November 2010). 

Ein wichtiger Aspekt im Hinblick auf die Kommunikation mit der Bevölkerung bezog 

sich auf die Layout-Änderung auf dem Jahresprogramm der Familien-Projekt Veran-

staltungen. Tatsächlich, der gestarteten Zusammenarbeit folgend, wurde das Bild zur 

Darstellung einer heterosexuelle Familie mit Kindern durch Hinzufügen anderer Famili-

enmodelle modifiziert (Paar ohne Kinder, homosexuelle Paare, Singles, Paare mit 

einem behinderten Kind). So konnte die Bevölkerung umgehend wahrnehmen, dass 

durch das Familien-Projekt alle Arten von Familie angesprochen werden sollen. 

Die Zusammenarbeit von Familien-Projekt und LSBT-Büro findet immer noch statt, 

gefolgt von darüber hinaus gehenden kulturellen Initiativen und Fortbildungsprogram-

men.  

STÄRKEN  

- Fähigkeit, die Ziele und Methoden zwischen zwei verschiedenen Abteilungen der 

öffentlichen Verwaltung zu verbinden, unter Berücksichtigung der jeweiligen Be-

dürfnisse und ohne Überschreiten der Kompetenzen; 

- Der interaktive Ansatz mit stetigem Engagement lokaler Akteure: Die Erfahrungen 

bei der Zusammenarbeit des Familien-Projekts mit dem LSBT-Büro wurden zu ver-

schiedenen lokalen Gegebenheiten des Bezirks gezeigt, was Ziele und Veranstal-

tungen kombinierte und zu mehr Unterstützung führte; 

- Die Realisierung eines auf verschiedene Ziele gerichteten Initiativenprogramms:  

Bürger  und Familien auf der einen Seite, Beamte und ehrenamtliche Mitarbeiter 

von Vereinigungen auf der anderen Seite; 
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- Sichtbar machen von homosexuellen und transsexuellen Themen, wobei die 

unausgesprochenen Bedürfnisse gegenüber Beamten und Repräsentanten von 

Vereinigungen hervorgehoben wurden; 

- Durchführen konkreter Veränderungen bei der Kommunikation durch sichtbar 

Machen verschiedener Familienformen im Informationsmaterial des Familien- Pro-

jekts; 

- Direkte Reaktion beim Angebot an die Bürger durch die den homosexuellen Paaren 

gewidmete Aufmerksamkeit beim Rechtsberatungsangebot.  

SCHWÄCHEN:  

- Mitarbeiter des Familien-Projekts mussten sich mit den behandelten Themen 

vertraut machen. Da ein Mitarbeiter der öffentlichen Verwaltung nicht gewohnt ist, 

mit solchen Themen umzugehen,  könnte das Schwierigkeiten innerhalb des Per-

sonals und dem Personalbereich hervorrufen (Fähigkeit zuzuhören, Respekt zu 

Zeigen, Zweifel Überwinden, Fragen Beantworten); 

- Wissenslücken hinsichtlich homo- und transsexueller Themen, die bei Dialogen, 

Auseinandersetzungen, Sensibilisierung und Fortbildung aufgedeckt wurden. Ein 

allgemeiner Wortschatz (schwul, lesbisch, Transgender, Coming Out, Homophobie 

u.s.w.) ist in der aktuellen Diskussion als dringend notwendig erachtet worden. 

EMPFEHLUNGEN:  

- Um den Dienstleistern die Möglichkeit zu geben, LSBT-Themen zu behandeln, 

Zweifel auszudrücken, eine gemeinsame Sprache zu pflegen und homophoben 

Gedanken zu begegnen, fördert ein zeitintensives Engagement eine effektive Zu-

sammenarbeit und den Austausch beruflicher Praktiken; 

- Lokale Akteure sollten von Anfang an involviert werden, um die integrativen Ar-

beitsmethoden innerhalb der öffentlichen und privaten Verwaltung zu testen; 

- LSBT-Themen im erweiterten Veränderungsspielraum von Familienmodellen; 

- Interaktive Methoden sollten in Kultur- und Fortbildungsveranstaltungen verwendet 

werden; Filmsequenzen mit Bürgern erlauben persönliche Gespräche mit  kritischer 

Distanz im Hinblick auf Familienmodelle;  

Ein regelmäßiges Jahresprogramm erlaubt das Sammeln von Erfahrungen und die 

Erweiterung der Vorschläge. 
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Erziehung 

21. Comic Wettbewerb gegen Homophobie (Rubí, Spa-

nien) 

Thematischer Bereich: Bildung 

Zusammenfassung: 

Die Stadtverwaltung von Rubí hat im Rahmen der Veranstaltungen am 17. Mai informative Workshops zu 

sexueller Orientierung und Geschlechtsidentität an den weiterführenden Schulen der Stadt sowie einen 

Comic Wettbewerb gegen Homophobie in einer dieser Schulen abgehalten.  

Schlüsselwörter: Bildung 

Akteure: Stadtverwaltung, Abteilung für Frauenfragen, weiterführende Schulen (Schüler und Lehrkräfte) 

Zielgruppe: Schüler (zwischen 12 und 15) und die beteiligten Lehrer in den Schulen 

Kontaktdetails 

Rubí City Council (Spain) 

Regidoria de la Dona 

njf@ajrubi.cat 

www.rubi.cat 

 

ÜBERBLICK 

Im Rahmen der Feierlichkeiten des Internationalen Tages gegen Homophobie und 

Transphobie am 17. Mai 2010 wurde ein Comic Wettbewerb an den staatlichen weiter-

führenden Schulen von Rubí durchgeführt. Ziel war, sowohl die respektvolle Einstel-

lung und Umgang im Hinblick auf die verschiedenen sexuellen Orientierungen und 

Geschlechtsidentitäten, als auch die sexuelle Vielfalt und die Gründe für diskriminie-

rendes Verhalten abzubilden.  

Zielgruppe des Wettbewerbs waren 12 bis 15-jährige Schüler der weiterführenden 

Schulen. Im März wurden informative Workshops zu verschiedenen Aspekten in Bezug 

auf Homophobie an allen Schulen durchgeführt, die der Vorbereitung auf den zukünfti-
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gen Comic Wettbewerb dienten. Am 11. Mai wurden Workshops über Homophobie und 

sexuelle Vielfalt für die 7. und 8. Klassen der weiterführenden Schulen abgehalten. 

Diese wurden von einer lokalen Organisation, die mit Themen wie etwa sexuelle 

Vielfalt arbeitet, geleitet. Der Wettbewerb fand noch im selben Monat statt.   

Mit einer hohen Anzahl von Teilnehmern wurde der Wettbewerb gut angenommen: 41 

Schüler (24 Mädchen, 16 Jungen) nahmen mit insgesamt 26 eingereichten Comics teil. 

Beurteilungskriterien waren die Erfassung des Problems, die vorgestellten Lösungs-

strategien, Kreativität, die verwendete Sprache (sowohl im Text als auch in den Bil-

dern) und die Originalität. Unter Beteiligung der Stadtverordneten wurden bei der 

Preisverleihung 150€ für den ersten Platz, 100€ für den zweiten Platz und 50€ für den 

dritten Platz vergeben.  

Öffentlich wurde auf das Projekt durch eine Pressekonferenz aufmerksam gemacht, 

die Medien wurden informiert, und über die Internet-Seiten der Stadt Rubí wurden die 

Wettbewerbsregeln verbreitet. Das Projekt ist außerdem auf einer Konferenz der 

städtischen Gleichstellungsbeauftragten (Jornada de Agentes de Igualdad) vorgestellt 

worden.  

Da die Schüler direkt am Wettbewerb teilgenommen haben, waren die Lehrer ebenfalls 

involviert. Die Wirkung des Projektes erreichte neben den Eltern auch im größeren 

Umfang alle Bürger durch die Berichterstattung der lokalen Presse. Durch eine öffentli-

che Ausstellung mit den eingereichten Comics konnten die Bürger ebenfalls über den 

Zeitraum eines Monats informiert werden. 

STÄRKEN  

- Der hohe Beteiligungsanteil von Schülern und das erwachende Bewusstsein der 

Heranwachsenden sowie die beachtenswerte Unterstützung durch die teilnehmen-

den Schulen. 

- Es musste ein wichtiges Datum wie der 17. Mai als Internationaler Tag gegen 

Homophobie ausgewählt werden, um die öffentliche Aufmerksamkeit zu erlangen, 

und ebenso die lokale Presse involviert werden.  

- Ein guter Ansatzpunkt war das gewählte Format Comic, da Jungendliche mit 

diesem bereits vertraut sind.  

- Die Geldpreise wirkten als Motivationsfaktor für die hohe Anzahl der Teilnehmer, 

obwohl das Ziel definitiv nicht darin lag, Geld zu verdienen.  
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SCHWÄCHEN 

Die größte Schwierigkeit lag in der Abstimmung mit den Schulen. 

EMPFEHLUNGEN 

Bei einen Bildungsprojekt dieser Art ist es eine gute Idee, die städtischen Schulen zu 

beteiligen, da generell ein Interesse in der Normalisierung dieser Tatsachen bei 

Jugendlichen vorausgesetzt wird. Parallel dazu sollten genaue Bildungsvorstellungen 

und menschliche Motivation zur Sichtbarkeit von Homophobie und Transphobie 

innerhalb der Gesellschaft existieren, auch, um das Bewusstsein für Toleranz unter 

den Jugendlichen, die hier eine Schlüsselposition bei der Vermittlung von positiven 

Einstellungen einnehmen, zu steigern. 

 

22. ‘Education Champions’ (Sheffield, Großbritannien) 

Thematische Bereiche: Bildung, Familie, Soziale Inklusion  

Zusammenfassung: 

Die Stadtverwaltung Sheffield hat ein beeindruckendes Arbeitsressort, um die LSBT Community zu 

unterstützen und um Homophie und Transphobie zu bekämpfen. 

Schlüsselwörter: Schulen, Einrichtungen und Dienste für Kinder und Jugendliche 

Akteure: Stadtverwaltung Sheffield, Jugendamt der Stadt Sheffield, GLOBAL (Gay and Lesbian Others 

Becoming Leaders),  

Zielgruppe: LSBT Community, Mitarbeiter der Stadtverwaltung, die Bevölkerung allgemein 

Kontaktdaten: 

Children’s Services, Sheffield City Council (UK) www.sheffield.gov.uk 

Bashir Khan, Equality Officer, Children’s Services, Bashir.khan@Sheffield.gov.uk 
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ÜBERBLICK 

Stonewall, eine britische LSB-Wohltätigkeitsgesellschaft, hat seinen dritten Ratgeber 

für Jugendliche und Lehrkräfte – inklusive der Schulen – veröffentlicht. Diesmal liegt 

der Fokus auf der Inklusion verschiedener Familien. Der Ratgeber umfasst die ver-

schiedenen Wege zur effektiven Bekämpfung aller Formen von homophober Diskrimi-

nierung und beinhaltet einfache, praktische Ratschläge zu Lehrmethoden, die auch die 

Gegenwart und Vielfalt des Familienlebens im 21. Jahrhundert widerspiegeln. Weiter-

hin zeigt es führende Schulen von Stonewalls „Education Champions“-Programm, das 

wiederum Programme aus Sheffield adaptiert hat. In diesem Programm arbeitet 

Stonewall mit lokalen Behörden zusammen, um Bedarfsanalysen durchzuführen, 

Beste-Praktiken-Modelle zu identifizieren und um Unterstützung bei wichtigen Aktivitä-

ten gegen Homophobie in Schulen anzubieten 

Die Arbeit an Schulen in Sheffield hat nicht nur Fallstudien und Beste-Praktiken-

Modelle für den Stonewall Ratgeber geliefert, sondern auch das Stonewall “Education 

Champions”-Programm verbreitet und eine Charta entwickelt, die den lokalen Bedürf-

nissen entspricht und die Schulen in Ebenen von Bronze-,Silber-, und Gold-Leveln 

unterteilt. 

Ein Teilbreich der Arbeit mit Jugendlichen in Sheffield ist die Arbeit an Schulen und in 

Jugendeinrichtungen. Die Arbeit mit Jugendlichen, auch die in GLOBAL (Gay and 

Lesbian Others Becoming Leaders), beinhaltet unter anderem einen stadtweiten 

Bericht über Schikane und Einschüchterung aus der Perspektive von jungen Men-

schen; die Einbeziehung einer LSBT Jugendgruppe und eines Projektes (fruitbowl), 

„Indigo“, eine BME LSB Gruppe, die eine Wunschliste über ihre Zukunfts-Schule 

erstellt hat; eine lokale Studie und eine Anti-Mobbing-Konferenz, wo Sir Ian McKellen 

direkt zu den Jugendlichen sprach. Die Arbeit mit Schulen, inklusive der Grundschulen 

(5 – 11 Jahre), umfasst die Arbeit an Lehrplänen, politische Arbeit, schulische Drama-

Workshops und einen Tag („Spring Out“), der die Herausforderungen von Mobbing mit 

homophobem und transphobem Hintergrund an Schulen fokussiert sowie die Arbeit für 

die Nationale Anti-Mobbing-und-Ausgrenzungswoche und den LSBT Gedenkmonat 

(LGBT History Month). 

Die wichtigsten Ergebnisse: 

- Anti-Mobbing Bericht des Jugendamtes der Stadt Sheffield und GLOBAL (Gay and 

Lesbian Others Becoming Leaders) 
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- Schul-Charta – mehr als 20 Elemente zu Bewusstsein, Information und Unterstüt-

zung, die Schulen bereitstellen können 

- Die Entwicklung der Stonewall Diversity-Champions in ein abgestuftes bronze-

silberer-gold Auszeichnungsschema. 

STÄRKEN UND SCHWÄCHEN 

- Durch die  große Anzahl von Akteuren, die an der Arbeit mit  LSBT-Themen 

beteiligt sind, die Arbeit mit und durch die Schulen und die Arbeit mit Jugendlichen 

außerhalb der Schulen, sind die Möglichkeiten dieses Projektes sehr weit und be-

eindruckend. 

- Die Informationen vor Ort durch den Bericht über die Jugendlichen erleichterten die 

Arbeit bei der Analyse lokaler Bedarfe, da sie sich beispielsweise genau auf die 

Rivalitäten zwischen den Gruppen (auch mit ethnischem Hintergrund) sowie Mob-

bing und Ausgrenzung in diesem Gebiet bezogen. 

- Der Gebrauch und besonders die Erweiterung eines nationalen Programms  

verleiht dieser Arbeit Unterstützung, Status und Prestige und verhilft der Stadt zwei-

felsfrei ihr hohes Ansehen zu festigen.  

- Der Erfolg bei der Arbeit mit Schulen ist unterschiedlich und die Ergebnisse sind 

eher dürftig. Häufig wurde registriert, dass homophobe Ansichten oder Kommenta-

re der Eltern einen starken Einfluss haben. Dies erschwert die Arbeit mit den Kin-

dern in den Schulen. 

- Ein Vorteil war, dass es einen Gleichstellungsbeauftragten innerhalb der Schulen 

und den Dienstleistungen für Kinder und Jugendliche gab.  

- Eine weitere Stärke dieser Arbeit ist der Rahmen durch die Stadtverwaltung, die die 

Diversity-Arbeit bei einer Reihe von Themen befürwortet  (z.B. die jährliche Aktion 

“In My Shoes”) und dies als Teil gemeinschaftlicher Zusammenarbeit schätzt. 

EMPFEHLUNGEN 

- Die Einbeziehung von jugendlichen LSBT oder LSBT-Jugendgruppen und Gruppen 

von Farbigen und ethnischen Mindernheiten, Jugendliche oder LSBT-Gruppen 

kann die Perspektive erweitern und die Arbeit im Kampf gegen Homophobie und 

Transphobie stärken. Daher können solche Erkenntnisse der Entwicklung von Ak-

tivitäten für bestimmte lokale Gruppen und Kulturen dienen, 

- Die Verbindung zu nationalen Mitteln ist nun für die Arbeit mit Schulen verfügbar, 

- Das Einstufungssystem erlaubt Schulen (und anderen Organisationen), Anerken-

nung für ihre ersten Schritte zu erlangen, auch wenn das Umfeld eventuell negativ 
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eingestellt sein sollte. Auch kann dieses System jene zusätzlich motivieren, die 

bereits gute Arbeit im Kampf gegen Homophobie und Transphobie an Schulen leis-

ten 

- Die Vielzahl von LSBT-Interventionen hilft, das Wertverständnis zu verschieben 

und so eine positivere Kultur zu formen. 

- Die praktische Arbeit mit Schulen oder lokalen Autoritäten hilft, Bedarfe zu ermitteln 

und sie zu präzisieren, so dass die Unterstützung letztendlich sehr effektiv ist. 

23. Schulfreunde (Wien, Österreich) 

 

Themenbereiche: Bildung 

Zusammenfassung: 

Erfhebung von Schikanierungen mit homophobem Hintergrund an Schulen, Entwicklung eines 20-

stündigen Workshops über LSBT Themen und homophobes Mobbing, Erstellung von drei Publikationen: 

“Bullying in Class” (für Schüler), “Bullying in School” (für Lehrer), “Fighting Bullying” (Workshop-Programm) 

und finaler Konferenz in Warschau, Polen, innerhalb des EU-Förderprogramms (Daphne II) “Schoolma-

tes”. Internationales Fachsymposion “Bullying in Schools. Beeing ‘different’ as a risk?” über homophobes 

Mobbing in Verbindung mit dem “Schoolmates”-Projekt in Wien am 19. November 2009 der Antidiskrimi-

nierungsstelle für Gleichgeschlechtliche Lebensweisen der Stadt Wien.   

Schlüsselwörter: Schulen, Schulungsmaßnahmen, Mobbing aus homophoben Gründen. 

Akteure: Antidiskriminierungsstelle für Gleichgeschlechtliche Lebensweisen der Stadt Wien, Herr 

Wolfgang Wilhelm / ARCIGAY Bologna (Italien), Herr Miles Gualdi / KPH-Kampania Przeciw Homofobii 

Warschau (Polen), Herr Robert Biedron / Colegas Madrid (Spanien). 

Weitere Akteure des Fachsymposions in Wien: Internationale Experten wie Prof. Beate Schuster 

(München,Deutschland), Prof. Rotraud A. Perner (Krems, Österreich), Prof. Andrea Strachota (Wien, 

Österreich), Prof. Udo Rauchfleisch (Basel, Schweiz) / Stadträtin Sandra Frauenberger / Schulpräsidentin 

von Wien, Dr. Susanne Brandsteidl. 

Zielgruppe: Schüler, Lehrer, weiteres Schulpersonal, Übungsleiter, NGOs die mit Jugendlichen Arbeiten. 

Kontaktdaten: 

Vienna City Council - Auerspergstrasse 15, A-1080-Vienna 

Kontaktperson Mag. Wolfgang Wilhelm  

Telephone number: +43-1-4000-81449; Fax number: +43 1 4000 99 81448 

E-MAIL ADDRESS wast@gif.magwien.gv.at; WEBSITE  www.queer.wien.at 



 

 151 

ÜBERBLICK 

Homophobie und Vorurteile sind an Schulen üblich, LSBT – Jugendliche und Perso-

nen, von denen angenommen wird, dass sie zu dieser Gruppe gehören, werden 

diskriminiert und sind oft Opfer verschiedenster Gewalttaten.   

Daher ist die Verminderung von Homophobie und Heterosexismus (heterosexism) an 

Schulen sehr wichtig. Ebenfalls ist es wichtig, auch im Bereich von Bildungs- und 

Bewusstseinsmaßnahmen LSBT-Themen sowie die möglichen Konsequenzen von 

Mobbing und Ausgrenzung aus homophoben Gründen für Jugendliche und Lehrer 

anzusprechen.  

Wichtig bei dem Projekt “Schoolmates” war die Überzeugung, die Schulen sicherer zu 

gestalten, auch für LSBT-Personen. Um dieses Ziel zu erreichen, wurde eine internati-

onale Erhebung durchgeführt, ein Workshop zum Kampf gegen homophobes Mobbing 

in der Schule entwickelt und drei Handbücher zu diesem Thema publiziert: “Bullying in 

Class” (für Schüler), “Bullying in School” (für Lehrer) und “Fighting Bullying” (Work-

shop-Programm).  

Im Zusammenhang mit dem “Schoolmates”-Projekt, hat die Antidiskriminierungsstelle 

für Gleichgeschlechtliche Lebensweisen der Stadt Wien  ein Fachsymposion über 

homophobe Schikane in der Volkshochschule „Urania“ am 19. November 2009 in Wien 

organisiert. Die Konferenz startete mit einer sehr gut besuchten Pressekonferenz und 

stellte die “Schoolmate”-Handbücher sowie das “Schoolmate”-Projekt vor und vertiefte 

das Thema der sexuellen Orientierung und Identität in Schulen mithilfe von Präsentati-

onen und Workshops internationaler Experten.  

STÄRKEN  

EU-Projekt “Schoolmates”: 

- Die internationale Zusammenarbeit von unterschiedlichen Organisationen aus 

verschiedenen Ländern ermöglichte verschiedene Perspektiven und Blickwinkel.   

- Der großartige Projektleiter, Mr. Miles Gualdi (ARCIGAY Bologna), der ein Experte 

für dieses Thema ist und begabt im Bereich der internationalen Kooperation. 

Fachsymposion in Wien “Bullying in Schools. Beeing ‘different’ as a risk?”:  

- Hat das Thema vertieft; 

- Ist von mehr als 200 Lehrern, Psychologen, Jugend- und Sozialarbeitern etc. 

besucht worden; 
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- Herausragende internationale Experten; 

- Die Konferenz wurde im Rahmen des EU geföderten Projektes “Schoolmates” 

durchgeführt, sodass eine gute Umsetzung des Themas stattfand.  

- Das Thema des EU-geförderten Projektes “Schoolmates” wurde ausgeweitet bis 

hin zu einem großen Anteil von Lehrern, die an dem Fachsymposion teilgenommen 

haben. 

- Hoher Anteil von Pressearbeit: durch Pressemitteilungen und eine Pressekonferenz 

wurde das Thema in den Medien sehr präsent; 

- Das Fachsymposion wurde von der Stadträtin für Integration, Frauenfragen, 

KonsumentInnenschutz und Personal (Executive City Councillor for Integration, 

Women’s Issues, Consumer Protection and Personnel), Sandra Frauenberger, und 

der Schulpräsidentin Susanne Brandsteidl, eröffnet. 

SCHWÄCHEN 

Schwierigkeiten entstanden bei der Zusammenarbeit mit der spanischen Partnerorga-

nisation, die zu Beginn an dem Projekt teilnahm, jedoch später weniger beteiligt war. 

EMPFEHLUNGEN 

- Eine enge Zusammenarbeit mit der Schulbehörde, da es für die beteiligten Lehrer 

wichtig ist, eine positive Resonanz von oben zu erhalten; 

- Das Schulnetzwerk für Werbezwecke zu verwenden; 

- Zusammenarbeit mit LSBT-NGOs, da sie oft über gute Kontakte zu Schulen und 

aufgeschlossenen Lehrern verfügen. 
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24. Die Entwicklung von innovativen Schulungsmaß-

nahmen zu LSBT Themen für Lehrer der Mittelstufe 

(Turin, Italien) 

  

Themenbereiche: Bildung 

Zusammenfassung:  

Diese Fallstudie wurde im Rahmen des AHEAD-Projektes durch das LSBT Büro der Stadt Turin  durchge-

führt. Ziel ist es, innovative und übertragbare Methoden für städtische Mitarbeiter und Lehrer zu erproben. 

Dies wurde durch einen drei-Phasen-Prozess realisiert: die Definition der methodologischen Vorgehens-

weise, die Entwicklung einer Maßnahme (toolkit) und dessen anschließende Überprüfung. 

Schlüsselwörter: Schulungsmaßnahme, Bildung, Maßnahme 

Akteure: Stadtverwaltung Turin - LSBT–Büro und ITER (Institution of Turin for Responsible Education); 

Regionalbehörde Piedmont – Gleichstellungsbehörde (Equal Opportunities for All Unit); Provinz Turin –  

Gleichstellungsbehörde und Time Policies Department; Turin GLBT Pride Coordination, 1 Mittleschule in 

Nichelino (Turin); 11 Experten: Federico Batini, Mario Castoldi, Roberto Ceschina, Liliana Ellena, Ber-

nardetta Gallus, Eleonora Garosi, Margherita Graglia, Luca Pietrantoni, Gabriele Prati, Luca Rollé, Barbara 

Santoni. 

Begünstigte: Lehrer der Mittelstufe 

Kontaktdaten:  

Stadtverwaltung Turin – LSBT-Büro 

E-mail: serviziolgbt@comune.torino.it / Telefon: +39114424040 

http//www.comune.torino.it/politichedigenere/  

 

ÜBERBLICK 

Seit Januar 2010 hat das LSBT-Büro der Stadt Turin innovative Schulungsmaßnahmen 

mit Fokus auf dem AHEAD-Projekt in den vier Bereichen Bildung, Familie, soziale 

Inklusion und Migration sowie dem Öffentlichkeitsbereich entwickelt und überprüft. Für 

jeden Bereich wurden, basierend auf dem entsprechenden Schulungsbedarf der 

jeweiligen Behörde, 4 Gruppen von Begünstigten ermittelt: Lehrer der Mittelstufe; 

Mitarbeiter der Stelle für Beziehung und Familie der Stadtverwaltung Turin; Referenten 

der Arbeitsagentur für Gleichstellung der Provinz Turin, Polizeibeamte der Stadtverwal-

tung Turin. Um die Schulungsmaßnahmen zu entwickeln, umfasste der drei-Phasen-

Prozess folgende Arbeitsgruppen: 
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1. Arbeitsgruppe für Methodologie: drei Experten des Gebiets Schulungsmethodolo-

gie hatten die Aufgabe, methodologische Richtlinien im Hinblick auf innovative und 

übertragbare Schulungsmaßnahmen für die vier Zielgruppen zu erarbeiten. (Mai – 

Juni 2010)  

2. Arbeitsgruppe für Schulungsplanung: vier Bildungsexperten zum Thema LSBT 

hatten die Aufgabe, eine spezielle Maßnahme (toolkit) für jede Gruppe der Begüns-

tigten auf der Basis der vorher bestimmten methodologischen Richtlinien zu entwi-

ckeln. Die Maßnahmen werden veröffentlicht und für jeden bereit gestellt, der Inte-

resse an Schulungskursen mit lokalem Kontext, besonders in städtischen Behörden 

und Schulen, hat. Um die Schulungsmaßnahmen zu entwickeln haben die Experten 

sowohl die ausführenden Akteure (stakeholders), als auch die Begünstigten getrof-

fen: mit den ausführenden Akteuren wurden Testgruppen gebildet, um den Kontext 

der Begünstigten zu analysieren; diese beantworteten anonym Fragebögen, um 

Daten über den speziellen Maßnahmenbedarf zu erhalten. In der Gruppe der aus-

führenden Akteure waren Experten zu Genderfragen, Geschlechtsidentität, Homo-

phobie und Transphobie vertreten, da der Fokus der Schulungsmethoden auf 

ebendiesen relevanten Inhalten lag. (Juni – September 2010) 

3. Arbeitsgruppe der Trainer:  Experten zu LSBT Themen und Erwachsenenbildung – 

wie in den methodologischen Richtlinien vorgesehen – haben die vier Maßnahmen 

(toolkits) in Schulklassen getestet: Als Experte wurde die Turiner GLBT Pride 

Coordination wegen ihrer Fachkompetenz und der guten Zusammenarbeit mit dem 

LSBT-Büro der Stadt Turin ausgewählt. (Oktober – November 2010) 

Im Verlauf des Entwicklungsprozesses wurden Zeitpunkte für Präsentation und Aus-

tausch zwischen jeder Arbeitsphase eingeplant. Die Schulungserfahrungen sahen 

insgesamt eine Evaluation ex ante, eine in itinere und eine ex post mit allen beteiligten 

Akteuren vor. Diese Treffen wurden von einem Repräsentanten der Arbeitsgruppe für 

Methodologie moderiert, der ein Experte auf dem Gebiet der Moderation ist. 

Bislang wurden Bildungsmaßnahmen des LSBT-Büros nur in Mittelschulen ausgeführt: 

Anfragen für Schulungen in Mittelschulen kamen von Lehrern, die Hilfe im Zusammen-

hang von Mobbing und Ausgrenzung aus homophoben Gründen erhoffen. Häufig sind 

die Opfer dieser Art von Schikane Jugendliche vor dem Teenageralter, die nicht die 

klassische Geschlechterrolle erfüllen, weshalb Gleichaltrige diese als homosexuell 

ansehen.  Daher ist es wichtig bei Schulungsmaßnahmen für Lehrer mit einer Betrach-

tung über Geschlechter und Stereotype, die aus der strikten Dichotomie männ-

lich/weiblich unserer Kultur resultieren, zu beginnen.  
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In Relation zu den Bedarfen, die aus den Treffen mit ausführenden Akteuren und 

Begünstigten hervorgegangen sind, wurden die Schulungsmaßnahmen für Lehrer der 

Mittelstufe entwickelt um diese mit 16 Lehrkräften zu überprüfen. Die Maßnahmen 

bestehen aus vier Modulen zu je vier Stunden mit folgenden Inhalten: 

- Homophobie und Transphobie: Wie sich Stereotypen und Voreingenommenheit 

entwickeln; die psychologischen und sozialen Ursprünge von Diskriminierung.  

- Die Bildung der sexuellen Identität: Geschlecht, Geschlechtsidentität, 

Geschlechterrollen, sexuelle Orientierung. 

- Geschlechtsstereotype und sexuelle Identität in der Schule: wie man Stereotypen 

und Voreingenommenheit gerecht wird, wie man Unterschiede begrüßt. 

- Mobbing und Ausgrenzung aus homophoben Gründen: Strategien in der Schule. 

 

Während der Schulungsmaßnahmen wurde in jeder Sitzung die aktive Methodologie 

angewandt, die Planung: Problematisierung des Themas, Akquirierung von Wissen 

und die Anwendung von eigenen kontextspezifischen Erfahrungen. 

STÄRKEN 

- Konsultierung und Einbeziehung von Netzwerken: die Aufnahme neuer Akteure in 

das Projekt, mit denen auch zukünftig eine Zusammenarbeit möglich wäre. 

- Bevollmächtigung der Mitarbeiter des LSBT-Büros: Wissensdakquise, Fachwissen 

und neue Methoden in der Entwicklung von Schulungsmaßnahmen. 

- Erstellung einer multiprofessionellen Arbeitsgruppe: durch verschiedene Experten 

und Fachspezialisten ist der multidisziplinare methodologische Versuch in ein aus-

formuliertes Konzeptdesign übersetzt worden.   

- Die Förderung von Ausbildern der LSBT-Vereine und die Stärkung der Beziehun-

gen mit den Vereinen: durch die Testphase mit den Begünstigten konnten die Aus-

bilder ihrer professionellen Fähigkeiten verbessern, die Durchführung ist auch ein 

zusätzlicher Gewinn für spezifische Dienstleistungen, da sowohl Wissen über Ver-

eine als auch über Ressourcen und Methoden - um eben jene Ressourcen zu ver-

wirklichen - vorhanden sein muss.  

- Die Entwicklung einer übertragbaren Schulungsmaßnahme, die auch einfach in 

einem anderen als dem überprüften Kontext angewandt werden kann.  

- Realisierung von aktiven, gestalterischen Schulungen: anhand der Grundlage des 

entwickelten Ansatzes werden interaktive Schulungen erwartet. 
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- Der Nutzen von Verbrauchern, die die beteiligten Dienstleistungen in Anspruch 

nehmen: die Funktionen und Methoden der Schulungen werden in Erinnerung be-

halten, so dass eine steigende Zufriedenheit im Zusammenhang mit der Erfüllung 

der Bedarfe der Bürger erwartet werden kann.  

SCHWÄCHEN 

- Übermäßige Komplexität des Prozesses: die hohe Anzahl der beteiligten Experten 

aus anderen Städten (z. T. Überschneidungen in den Fachgebieten): Aufgrund der 

kurzen Zeitspanne für die Entwicklung des Projektes kam es zu Schwierigkeiten in 

der Führung durch das LSBT-Büro. Um dieser Komplexität zu begegnen, war eine 

strenge Koordinierung unabdingbar. 

- Die Auswahl der beteiligten Akteure folgte eher Kriterien der Einbeziehung des 

Netzwerkes des LSBT-Büros als dem Kriterium, Informationen über die Bedarfe der 

Begünstigten bereitzustellen, mit dem Risiko, die primären Ziele des Projektes zu 

verfehlen.  

- Kaum echte Bedarfsanalyse hinsichtlich des Schulungsbedarfs: die Begünstigten 

sind lediglich in der ersten methodologischen Phase durch einen Stellvertreter und 

in der Entwicklungsphase durch die Fragebögen repräsentiert. 

- Die kurze Projektzeit erlaubte keine adequate Einsicht und Reifung der einzelnen 

Projektphasen. 

EMPFEHLUNGEN 

- Den Prozess reduzieren: die Phasen der Entwicklung und die Anzahl der 

beteiligten Experten einschränken um das Projekt effizienter zu steuern. 

- Konditionen für eine flüssige Kommunikation zwischen den Arbeitsgruppen 

schaffen: so weit es möglich ist mit lokalen Ressourcen arbeiten, um die Treffen zu 

optimieren, in jedem Fall die beteiligten Gesprächspartner vor Aufnahme ihrer 

Arbeit zusammenführen. 

- Vorausschauend eine Steuerung von Oben einplanen, falls der Prozess zu 

komplex wird.  

- Die freiwilligen Mitarbeiter der LSBT-Vereine, sofern sie qualifiziert sind, an 

Schulungsmaßnahmen zu beteiligen, um ihnen Schulungswissen anzueignen und 

die Beziehungen zu den lokalen Vereinen zu stärken. 
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25. Aktionen für Jugendliche in Venedig: “Love accord-

ing to us” und “Queer too Queer” (Venedig, Italien) 

 

ÜBERBLICK 

 “Love according to us” hat das Ziel, Aktivitäten gegen Homophobie und Transphobie in 

Schulen zu entwickeln und auf praktischer Ebene umzusetzen; Weiterbildung und 

Themenbereiche: Jugendliche, direkte Partizipation, Bildung. 

Zusammenfassung: 

Love according to us: Schulungen für Lehrer und Schüler gegen Mobbing und Ausgrenzung mit homophobem 

Hintergrund in High Schools (Schulen, Oberschulen) und eine öffentliche Kampagne gegen Diskriminierung. 

Qeer too Queer (Q2Q): Einjähriges Projekt zur Unterstützung junger LSBT-Künstler (11 Ausstellungen, 4 

Workshops, 18 Künstler, 10 realisierte Projekte) + Bildung einer Community + verstärktes nationales und 

internationals netzwerken. 

Schlüsselwörter: Jugendliche, Partizipation, Kampagnen, Kunst. 

Akteure:  

Love according to us: 

Partner: Oberschulen mit Schwerpunkt in Didaktik und Bildung “Tommaseo” – Venedig; Klasse IV C – Schuljahr 

2005/2006 

Schirmherrschaft: Europarat – Kampagne “all different, all equal”,  Gleichstellungsamt und Jugendamt – 

Vorsitzende des Ministerrates 

Q2Q: 

Partner: Galleria “A+A Centro Espositivo Pubblico Sloveno” und Verein “Patagonia Art” 

Kooperation: Archiv “Montanaro”, Verein “Artecolica”, Verein “Vortice”, Circuito Off-Venice International Short Film 

Festival, Lightbox, Mestre Film Fest, Teatro Fondamenta Nuove, Giornate di Cinema Omosessuale (Venice), 

Festival de Film gays et lesbien de Paris (France) 

Schirmherrschaft: Französische Botschaft, Israelische Botschaft, Norwegische Botschaft, BJCEM, Goethe Institut 

Zielgruppe: Jugendliche, Schüler und Schülerinnen, Lehrer, junge Künstler. 

Umgesetzte Projekte der Stadt Venedig - LSBT Beobachtungszentrum (2005-2010) Stellvertretender 

Bürgermeister: Franca Bimbi, Projket Team: Fabio Bozzato, Elena Piaggi 

Kontaktdaten: 

Stadt Venedig 

Abteilung für Jugend- und Friedenspolitik 

Tel +39 041 2747650 
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emotionale Bildungsmaßnahmen, öffentliche Kampagnen gegen Homophobie und 

Transphobie. 

Um diese Ziele zu erreichen, wurden drei verschiedene Phasen vorgesehen: 

- Januar – Juni 2006: Kreativ-Workshops gegen Homophobie und Transphobie in 

einer Klasse der Oberschule (7 Treffen allein mit den Schülern) + Treffen mit den 

Lehrkräften vor und nach den Workshops. Während des Workshops hatten die 

Schüler die Möglichkeit, Filme zu schauen, zu diskutieren, über Schlüsselbegriffe 

zu sprechen und die öffentliche Kampagne zu entwerfen; 

- September – Dezember 2006: Ausarbeitung der Kampagne mit Hilfe eines 

Graphikdesigners. Acht verschiedene Poster (70x100cm) und ein informativer Flyer 

wurden erarbeitet. 

- Januar – Februar 2007: öffentliche Präsentation der Kampagne. 

“Q2Q” (queer to queer) zielt darauf ab, über die homosexuelle Kultur aufzuklären und 

diese zu fördern; eine Art Community zu erschaffen; junge homosexuelle Künstler 

durch nationale und internationale Netzwerke zu unterstützen. Das Projekt dauerte ein 

Jahr lang und umfasste 11 Ausstellungen, 4 Workshops, 18 beteiligte Künstler und 

Wissenschaftler, 10 Projekte wurden von den jungen Künstlern realisiert. Das Projekt 

beinhaltete folgenden Zeitplan: 

- Mai 2006: Eröffnung des Projektes, eine Video-Ausstellung, Fachsymposion; 

- Mai-Juni 2006: Erfassung und Diskussion der Projektideen zusammen mit den 

jungen Künstlern; 

- September – Oktober 2006: Teilveranstaltungen über LSBT Filme auf drei 

verschiedenen Stadtfesten; 

- November 2006 – März 2007: Workshops und Schulungen; 

- Mai 2007: Abschließende Ausstellungen und Aufführungen. 

STÄRKEN  

- Projekte als Arbeitsprozesse: keine vorgefertigten Konzepte und Modelle, sondern 

eine Co-Konstruktion der Workshops und Aktionsinhalte; 

- Projekte aus dem Sprachfeld der Homophobie: Inhalte jedoch nicht auf Wissen und 

die Diskussion über sexuelle Orientierung fokussiert, sondern auf Zugeständnisse 

und die Dekonstruktion von Geschlechtsstereotypen und sexuellen Stereotypen 

allgemein.  
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- Gründung von lokalen, nationalen und internationalen Netzwerken. 

Love according to us 

- Nachhaltigkeit des Projektes: geringe Investition für die Stadtverwaltung und 

finanzielle Mittel durch das Jugendamt (5000€ für “love according to us”); 

- Der Workshop fand während der Unterrichtszeit jedoch ohne die Lehrer in der 

Klasse statt, so dass sich die Schüler an die Übungsleiter gewöhnen konnten. 

- Peer to Peer: Kampagne von Schülern für andere Jugendliche (mithilfe von 

Graphikdesignern, Journalisten und Sozialarbeitern entworfen). 

- Ausweitung (mainstreaming): die Provinz Venedig hat entschieden, dieselbe 

Kampagne auch an anderen Schulen, Gesundheitszentren, Zentren für soziale 

Dienstleistungen, Bibliotheken und Jugendinformationszentren zu starten. 

Q2Q 

- Den Ablauf einer Community-Gründung im Kontext von informellen Beziehungen 

innerhalb der der LSBT Community zu überprüfen. 

- Der Fokus lag mehr auf der schwul-lesbischen Kultur als auf der allgemeinen LSBT 

Kultur, um jüngere Generationen am kulturellen und sozialen Prozess der 

öffentlichen Darstellung teilhaben zu lassen. 

SCHWÄCHEN 

Love according to us 

- Das komplexe Thema der sexuellen Orientierung und Geschlechtsidentität musste 

in die schulischen Workshops integriert werden. So entstand Misstrauen und Angst 

bei den leitenden Verantwortlichen, da sie Angst vor den Reaktionen der Eltern, 

Schüler und Lehrer hatten. Dieser Angst wurde in Treffen mit Übungsleitern des 

LSBT Beobachtungsteam begegnet. 

- Ursprünglich sollten die Plakate der Kampagne für drei Monate aufgehängt werden, 

doch wegen des Drucks durch die Kirche auf die Stadtverwaltung musste die 

Kampagne nach einem Monat beendet werden. 

EMPFEHLUNGEN 

- Einen offenen Versuch mit Schülern und Jugendlichen wagen, anstatt ein 

vorgefertigtes Unterrichtsmodell zu verwenden; 
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- Den emotionalen Bereich nicht zu vernachlässigen und einen offenen Raum für 

Diskussionen schaffen; 

- Vertrauensverhältnis zwischen Schülern und Übungsleitern aufbauen; 

- Verschiedene Erkenntniswege aufzeigen und ebenso auch Minderheitskulturen 

berücksichtigen (so wie die schwul-lesbischen Versuche). 
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GESUNDHEIT 

26. Schulungsmaßnahmen im Gesundheitssystem (Wien, 

Österreich) 

 

Themenbereiche: Gesundheit. 

Zusammenfassung: Workshops und Maßnahmen für das Gesundheitssystem der Stadt Wien.  

Schlüsselwörter: Partizipation, Gesundheitssystem, Schulungen. 

Akteure:  

Antidiskriminierungsstelle für Gleichgeschlechtliche Lebensweisen der Stadt Wien, Mr. Wolfgang Wilhelm / 

Gesundheitssystem der Stadt Wien, KAV-GD, Personalabteilung, Herr Reinhard Faber / Externer 

Psychotherapeut, Frau Eveline Lintner-Puchner 

Zielgruppe: Personalleiter und leitende Angestellte (Ärzte, Krankenschwestern und die Verwaltung) und 

Mitarbeiter des Gesundheitsamts und der Krankenhäuser der Stadt Wien / Mitarbeiter und Patienten, 

letztendlich alle Einwohner von Wien. 

Kontaktdaten 

Stadtverwaltung Wien: Auerspergstrasse 15, A-1080-Vienna 

Kontaktpersion Mag. Wolfgang Wilhelm  

Telefonnummer: +43-1-4000-81449; Fax : +43 1 4000 99 81448 

E-mail WAST@GIF.MAGWIEN.GV.AT; Webseite  WWW.QUEER.WIEN.AT    

ÜBERBLICK 

Wien verfügt über eine Vielzahl von Krankenhäusern, in deren direktem und indirektem 

Umfeld mehr als 35.000 Beschäftigte der Stadt Wien tätig sind. Homophobie und 

Vorurteile sind sehr schädlich, wenn sie die Gleichbehandlung und gute medizinische 

Versorgung der Patienten in den Krankenhäusern verhindern. Durch die Workshops 



 

 162 

“Dealing with each other respectfully: Sexual Orientation and Identity”, die 2008 

entwickelt wurden, sollen die verschiedenen beteiligten Berufsgruppen informiert, die 

Bewusstseinsbildung gefördert und Vorurteile abgebaut werden. So können Patienten 

und Mitarbeiter ohne Vorurteile behandelt werden. Folgende Ziele lassen sich zusam-

menfassen: Reduzierung von Homophobie und Heterosexismus (heterosexism), 

Bewusstseinssteigerung für LSBT-Themen, bessere medizinische Versorgung für 

LSBT-Personen, weniger Konflikte und Mobbing an den Arbeitsplätzen.  

Um die 18 Workshops wurden in 2010 mit jeweils 20 Teilnehmern durchgeführt: 

 Workshops ( 1½ Tag, 11 Stunden) für Personalleiter UND 

 Workshops (1 ½ Tag, 11 Stunden) für leitende Angestellte (Ärzte, 

Krankenschwestern, Verwaltung) UND 

 Workshops (1 ½  Tag, 11 Stunden) für Mitarbeiter UND  

 Workshops (2 Tage, 16 Stunden) für Sanitäter (ambulance-concierges???) 

STÄRKEN  

- Die Workshops sind Teil einer Serie “Dealing with each other respectfully”, die aus  

Workshops zu den Themen Mobbing, Diskriminierung aus verschiedenen Gründen, 

sexueller Belästigung und Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung 

und/oder Identität, besteht. Die Leute werden ermutigt, sich für diesen Workshop 

als Teil eben dieser Serie anzumelden, andererseits würde es merkwürdig sein, an 

einem „Workshop über Homosexualität” teilzunehmen.   

- Diese Workshops werden von einem externen Psychotherapeuten (dieselbe 

Person für die ganze Serie) und einem internen adequaten Fachspezialisten für 

das entsprechende Thema, geleitet: in jedem Workshop ist eine bekannte und eine 

unbekannte Person, die von den Teilnehmern sehr geschätzt wird. Für den 

Workshops “sexual orientation/sexual identity” ist diese neue Person Wolfgang 

Wilhelm als Vertreter der Antidiskriminierungsstelle für Gleichgeschlechtliche 

Lebensweisen.  

- Um eine intensive Arbeitsatmosphäre zu entwickeln, ist die Anzahl der Teilnehmer 

auf 20 pro Workshop begrenzt.  

- Die Workshops fanden in einem Konferenzraum eines netten Hotels statt, so dass 

eine gute und entspannte Atmosphäre geschaffen wurde. Mittags gab es einen 

Lunch für die Teilnehmer, der das Vertrauen zwischen den Teilnehmern stärkte und 

es der Gruppe ermöglichte, sehr ehrlich ein Thema zu erarbeiten, mit dem einige  

Personen nur schwer umgehen können.  

- Basis der Freiwilligkeit; 
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- Wurde von der Krankenhausleitung (KAV) und dem Stadtverordneten für 

Gesundheit und Soziales (the Executive City Counsillor for Public Health and Social 

Affairs) sehr begrüßt und akzeptiert; 

- Sehr intensive Werbung für die Workshops und die Nachfrage nach einer 

Resonanz durch den Personalleiter des Krankenhauses (KAV); 

- Sehr qualifizierte und erfahrene Workshopleiter, die sowohl Psychotherapeuten 

sind, als auch Erfahrung in der Arbeit mit Gruppen haben;  

- Obwohl die Workshops auf Freiwilligen-Basis beruhen, gibt es eine Vielzahl an 

Bewerbungen, da die Leute sehr interessiert an diesen Workshops sind und die 

Relevanz des Themas erfassen; 

- Die Workshops dauern relative lange (1 ½ Tag und 2 Tage), sodass eine intensive  

Arbeitsatmosphäre geschaffen wird, die hilfreich für eine richtige 

Auseinandersetzung mit dieser Thematik ist, eigene Beiträge ermöglicht und die 

wahren Meinungen und Betrachtungsweisen der Teilnehmer hervorbringt. 

SCHWÄCHEN 

- Da die Workshops relative lange dauern, ist es für einige Personen nicht einfach 

daran teilzunehmen (Mitarbeiter und speziell die Ausübenden), da sie nicht so 

leicht für 2 Tage zur Verfügung stehen können. 

EMPFEHLUNGEN 

- Wissen um die Ausführung von Workshops für eine Gruppe von Tausenden von  

Mitarbeitern: Man muss über gewisse Kapazitäten verfügen, um genügend 

Workshops entsprechend der Nachfrage anbieten zu können. 
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27. HIV-Präventionskampagne (Paris, Frankreich) 

Themenbereiche: Gesundheit 

Zusammenfassung 

Die Stadt Paris hat spezifische Kampagnen zur Prävention von HIV und Aids in den Printmedien, Radio 

und Fernsehen geschaltet. Diese Kampagnen konzentrierten sich auf Männer, die Sex mit Männern 

haben, und wurden von der kostenlosen Verteilung von Kondomen begleitet. Sie wurden von LSBT-

Verbänden und Verantwortlichen für die Bekämpfung der Verbreitung von HIV/Aids evaluiert.  

Schlüsselwörter: Gesundheit, STI, Prävention 

Akteure: Büro des Bürgermeisters, Dezernat für Gesundheit und Soziales (DASES) und Dezernat für 

Information und Kommunikation (DiCom), Stadt Paris, LSBT-Verbände und Verantwortliche für die 

Bekämpfung der Verbreitung von HIV/Aids  

Zielgruppe: Die Pariser Bevölkerungsgruppe der Männer, die Sex mit Männern haben  

Kontaktdaten: 

Stadt Paris (Frankreich): 

Herr Lasnier- Stadt Paris  

Philippe.lasnier@paris.fr 

 

ÜBERBLICK 

Die HIV/Aids-Präventionskampagne der Stadt Paris, die sich direkt an die Bevölke-

rungsgruppe der Männer, die Sex mit Männern haben (MSM), richtet, gründet auf dem 

Wunsch, der Realität der Epidemie zu begegnen, d. h. dass es in den westlichen 

urbanen Zentren weiterhin eine hohe Infektionsrate unter schwulen und bisexuellen 

Männern gibt. Deshalb wurde eine Kampagne entwickelt, die spezifisch darauf ausge-

richtet ist, diese Bevölkerungsgruppe darauf aufmerksam zu machen, wie wichtig 

Prävention ist.  

Für die Kampagne wurden vier Werbestrategien genutzt. Erstens wurden kostenlose 

Plakate und Postkarten verteilt, die sich an die Öffentlichkeit richten und hervorheben, 

dass die Krankheit auch weiterhin eine tödliche Gefahr ist. Die Kampagne trug den 

Titel „Paris Plaisirs, Paris Capotes“ (Pariser Vergnügen, Pariser Kondome). Sie wurde 

auch an LSBT-Veranstaltungsorten durch eigene Medien, Verbände, Unternehmen 

und Veranstaltungen der LSBT-Szene eingeführt.  
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Zweitens druckte die Stadt Paris die Telefonnummer der kostenlosen und vertraulichen 

Hotline des Aids-Informationsservice auf die halbe Million Kondome, die jährlich von ihr 

verteilt werden.   

Drittens wurden Kampagnen durchgeführt, die sich speziell an schwule Männer oder 

MSM richteten. Seit 2001 hat die Stadt Paris eine Reihe von ähnlichen spezifischen 

Kampagnen in Abstimmung mit verschiedenen LSBT-Verbänden und in der HIV/Aids-

Prävention Tätigen durchgeführt.    

Viertens hat die öffentliche Verwaltung verschiedene kostenlose Infoblätter zu HIV/Aids 

und sexuell übertragbaren Infektionskrankheiten (STI) herausgegeben, die sich aus-

drücklich an MSM wenden. 

STÄRKEN 

- Die größte Stärke dieser Art von Kampagne liegt darin, dass äußerst unterhaltsame 

und innovative Ideen genutzt werden, um die Präventionsbotschaften zu verbreiten. 

Die Kampagnen wurden sowohl von der Öffentlichkeit, als auch den Medien als 

sehr erfolgreich angesehen. Das Motto der Kampagne „Paris Plaisirs, Paris 

Capotes“ ist sehr einprägsam und leicht erkennbar. 

- Ein weiterer Schlüsselfaktor ist, die Unterstützung der Medien und der wichtigsten 

LSBT- und HIV/Aids-Organisationen zu haben, damit die Botschaften der 

städtischen HIV-Präventionskampagnen angenommen und verbreitet werden.  

SCHWÄCHEN 

- Die größte Schwierigkeit bei den von der Stadtverwaltung durchgeführten Präventions-

kampagnen war, die Kampagnen in der Öffentlichkeit sichtbar zu machen und diese 

Sichtbarkeit das ganz Jahr über aufrecht zu erhalten.  

- Für die lokale Verwaltung ist es teuer, eine kontinuierliche, starke Werbekampagne 

zu finanzieren. Daher wurde innerhalb der Verwaltung eine Debatte geführt, ob das 

in die Werbung für die Präventionskampagnen investierte Geld nicht besser für die 

Förderung von NGO und Organisationen, die in der HIV/Aids-Bekämpfung tätig sind, 

ausgegeben worden wäre. 



 

 166 

EMPFEHLUNGEN 

- Um eine solche Kampagne innerhalb der lokalen Verwaltung zu starten, ist es 

entscheidend, motivierte Fachleute sowohl auf politischer Ebene als auch in den 

Abteilungen für Gesundheit und Kommunikation zu haben (z. B. Ärzte, Experten, 

Organisationen zur Bekämpfung von HIV/Aids), die von der Effizienz der Initiative 

überzeugt sind. 

- Bezüglich der Inhalte der Kampagne ist es wichtig, verschiedene Fragen zu 

berücksichtigen: Botschaften zu formulieren, die auf dem tatsächlichen Stand der 

Epidemie und ihrer Entwicklung beruhen, und nicht Informationen zu verschweigen, 

aus Angst, dass die Botschaft zu hart sein  oder die Öffentlichkeit verletzen könnte. 

Beispielsweise ist es äußerst schwierig, bei dieser Art von Kampagne über den Tod 

zu sprechen, weil Aids im täglichen Leben unsichtbar geworden ist. Es gehen 

falsche Informationen um, dass HIV geheilt werden könnte und dass heutzutage 

dank der Therapien mit Kombinationspräparaten niemand an Aids sterben muss, 

oder das eine Behandlung nach ungeschütztem Kontakt immer vor einer Infektion 

schützt. Es ist wichtig, diese Vorstellungen durch Bereitstellung richtiger 

Informationen über den derzeitigen Stand zu bekämpfen. 

- Die Botschaft der Präventionskampagne muss für alle Bewohner der Stadt klar und 

verständlich sein, auch für Einwanderer und Touristen, die nicht die gleiche 

Sprache sprechen oder bestimmte visuelle Botschaften anders auffassen.  

- Es ist sehr wichtig, sich der impliziten Inhalte bewusst zu sein, die die 

Präventionsbotschaften enthalten können. Manchmal haben diese Kampagnen 

einen moralisierenden Anstrich, der dazu führt, dass Menschen sich beurteilt fühlen 

und sie von der Allgemeinheit distanziert. Außerdem ist es wichtig zu 

berücksichtigen, dass es viele Gründe geben kann, warum kein Kondom benutzt 

wurde. Beispielsweise handeln Menschen manchmal impulsiv oder irrational und 

sollten dafür nicht verurteilt werden. Es ist auch wichtig, sexuelle Beziehungen nicht 

herunterzuspielen, sie in die richtige Perspektive zu rücken und über sie in allen 

ihren Formen zu sprechen. Ebenso ist es wichtig, sich auf das Hauptziel der 

Botschaft zu konzentrieren, nämlich die Benutzung von Kondomen, und zu 

versuchen, diese Botschaft erotischer zu machen.   

- Diese Art von Kampagne ist innovativ, weil neue Technologien und Medien genutzt 

werden (z. B. interaktive Kampagnen wie Flashmobs), die sich als sehr effektiv 

erweisen können, um die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit zu erregen. 
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28. Hepatitis A + B-Impfkampagne (Barcelona, Spanien) 

Themenbereich: Gesundheit 

Zusammenfassung: 

Seit 2004 führt die Agentur für Öffentliche Gesundheit Barcelona eine Hepatitis A + B-Impfkampagne in 

Zentren der medizinischen Grundversorgung, Saunen und Treffpunkten für Sex in Barcelona durch, die 

sich insbesondere an Männer, die Sex mit Männern haben (MSM), richtet. 

Schlüsselwörter: Gesundheit, STI, Prävention 

Akteure: Stadt Barcelona, Zentren der medizinischen Grundversorgung, Apotheken  

Zielgruppe: Die Barcelonaer Bevölkerungsgruppe der Männer, die Sex mit Männern haben  

Kontaktdaten: 

Stadt Barcelona (Spanien): 

Agentur für Öffentliche Gesundheit Barcelona 

smartin@aspb.cat 

www.aspb.cat 

 

ÜBERBLICK 

2009 wurden in Barcelona 200 Fälle von Männern registriert, die sich mit Hepatitis A 

infiziert hatten, die meisten von ihnen hatten sexuelle Beziehungen mit anderen 

Männern. Unter den Infizierten in diesem Zeitraum war 58 % nicht bekannt, dass es 

eine Impfempfehlung gibt. 20 % war es bekannt, doch sie hielten eine Impfung nicht für 

nötig.  

Im März 2010 startete die Agència de Salut Pública de Barcelona (Agentur für Öffentli-

che Gesundheit Barcelona) eine neue Impfkampagne zur Bekämpfung von Hepatitis A 

und B, mit dem Ziel, den Schutz von Männern, die Sex mit Männern haben, zu erhö-

hen. Ein weiteres Ziel war, zur Normalisierung der sexuellen Vielfalt innerhalb des 

Gesundheitsdienstes beizutragen. 

Diese Ziele wurden mit der Unterstützung von Schwulenverbänden, dem Consorci 

Sanitari de Barcelona (Gesundheitskonsortium Barcelona) und anderen Gesundheits-

instituten erreicht. Es wurden Tausende von Postkarten verteilt, Plakate aufgehängt 

und ein Banner im Internet eingestellt, die alle dazu aufforderten, sich impfen zu 

lassen.  
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Darüber hinaus wurde eine Medienkampagne in den Zentren der medizinischen 

Grundversorgung der Stadt, im Impfzentrum der Agentur für Öffentliche Gesundheit 

Barcelona und an Treffpunkten für Sex durchgeführt. Diese Kampagne ergänzte das 

Projekt der Agentur in Zusammenarbeit mit der LSBT-Bewegung, Geschäftsmännern 

und -frauen aus der Branche und Organisatoren von Aktivitäten für die schwule Öffent-

lichkeit, bei dem seit 2004 die kostenlose Impfung in einigen Saunen und in Impfzent-

ren angeboten wird. In den fünf Jahren seit Beginn der Kampagne wurden über 2800 

Männer geimpft.  

STÄRKEN 

- Beitrag zur Verbesserung der Gesundheitsversorgung für die Bevölkerungsgruppe 

der Männer, die Sex mit Männern haben (MSM) 

- Beitrag zur Normalisierung der sexuellen Vielfalt in Gesundheitszentren 

- Hervorgegangen aus einem vorherigen Kooperationsprogramm mit LSBT-

Organisationen 

- Verfügt über ein Evaluierungssystem, das die Überwachung des Prozesses 

ermöglicht 

SCHWÄCHEN 

- Zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Weißbuchs befindet sich das Projekt noch in 

der Auswertung und daher stehen keine Informationen über die Schwierigkeiten, 

die sich ergeben haben, zur Verfügung. 

EMPFEHLUNGEN 

- Männer, die Sex mit Männern haben, sollten ermutigt werden, soweit relevant über 

ihre Sexualität zu sprechen, um ihre Gesundheitsversorgung durch Fachkräfte zu 

verbessern. 

- Förderung von Schulungen zu sexueller Vielfalt für Fachkräfte im Gesundheitswe-

sen 

- Gesundheitsthemen unter LSBT weiterhin zu einem Gesprächsthema machen. 
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SPORT UND FREIZEIT 

29. Kampagne „Uskalla“ („etwas wagen“) (Vantaa, Finn-

land) 

Themenbereich: Sport 

Zusammenfassung 

Die Stadt Vantaa führte eine Plakataktion in Sporteinrichtungen durch, bei der Homophobie infrage 

gestellt, LSBT sichtbar gemacht und Lesben, Schwule und Bisexuelle ermutigt wurden, zu ihrer sexuellen 

Orientierung zu stehen, wodurch Sporteinrichtungen sicherer werden sollten.  Die Plakate der Kampagne 

waren ansprechend und regten zum Nachdenken an. Es wurde die Metapher der „verschiedenen Stärken 

der Mannschaftsmitglieder“ verwendet und es gelang, Homophobie als passé darzustellen. Die Unterstüt-

zung durch die höchste politische Ebene, durch die Staatspräsidentin und den Sportminister, wurde im 

Internet bekannt gemacht. Die Kampagne wurde in Zusammenarbeit mit der nationalen LSBT-

Lobbygruppe und dem nationalen Sportverband entwickelt.  

Schlüsselwörter: Kampagnen, Sport, Sichtbarkeit 

Akteure: Finnischer Sportverband, SETA (die größte finnische LSBT-Organisation), Europäische 

Kommission „Jugend in Aktion“ 

Zielgruppen: LSBT Community, alle, die ihre sexuelle Orientierung infrage stellen, allgemeine Öffentlich-

keit (Bewusstseinsschaffung)  

Kontaktdaten: 

Meija Tuominen, Referentin für Planung & Gleichstellung, Stadt Vantaa, Finnland 

 

ÜBERBLICK 

Ziel der Kampagne „Uskalla“ (‚uskalla’ = etwas wagen) war es, die Bedingungen für 

lesbische, schwule und bisexuelle Sportlerinnen und Sportler zu verbessern. Die 

Kernbotschaft war, die Sportler/-innen dazu zu ermutigen, ihre Sexualität zu akzeptie-
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ren und u. a.  Sportler/-innen und Sportvereine dazu aufzufordern, Homophobie zu 

bekämpfen.  

Im Rahmen der Kampagne wurden in mehreren Sportstätten Plakate aufgehängt. Sie 

wurde von einer Gruppe junger finnischer Freiwilliger organisiert. Auf der Website 

bekundete der Vorsitzende des Ausschusses für Gleichstellung und Sport seine 

Unterstützung und auch die Europäische Kommission förderte die Kampagne im 

Rahmen ihres Programms „Jugend in Aktion“. 

Die Kampagne wurde im August 2009 von den zwei Hauptpartnern, dem finnischen 

Sportverband und SETA, der führenden finnischen Organisation für LSBT-Rechte, 

gestartet. Sie wurde von Staatspräsidentin Tarja Halonen und dem Minister für Kultur 

und Sport, Stefan Wallin, unterstützt. 

STÄRKEN 

- Die Anerkennung der Kampagne durch die höchste politische Ebene verleiht ihr 

Status und macht das Thema "Bekämpfung von Homophobie“ zu einem 

Mainstream-Thema. 

- Die hohe Qualität der Plakate und ihre ansprechendes Design verhalfen der 

Kampagne zum Erfolg. Das Design selbst macht deutlich, dass Homophobie passé 

ist und auch - was vielleicht noch bedeutender ist - dass sie im Sport nicht hilfreich 

ist. 

- Die Botschaft wird explizit, sobald sie entschlüsselt ist, und dennoch sind die 

Plakate interessant und nicht fantasielos direkt.  

SCHWÄCHEN 

- Die Welt des Sports ist voller Geschlechternormen und Trennung, die Kampagne 

konzentriert sich aber nur auf Homophobie und Heterosexismus ist dabei kein 

Thema. 

- Die meisten LSBT-Profisportler/-innen zeigen ihre sexuelle Orientierung oder 

Geschlechtsidentität nicht offen und stellen so die homophobe Kultur im Alltags-

sport nicht infrage.  



 

 171 

EMPFEHLUNGEN 

- Es sollte anerkannt werden, dass fesselndes und ansprechendes Grafikdesign 

einen hohen Wert haben kann und es daher für Kampagnen empfehlenswert ist, in 

gute Grafik und ansprechendes optisches Design zu investieren. 

- Anerkennung durch Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens ist immer sehr 

wertvoll und hochrangige Politiker können die Bekämpfung von Homophobie zu 

einem zentralen Thema ihrer Mainstreaming-Agenda machen. 
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KULTUR 

30. ‘A Minute’s Noise on IDAHO’ (Sheffield, Vereinigtes 

Königreich) 

Themenbereich: Kultur 

Zusammenfassung 

Die Stadt Sheffield verfügt über ein beeindruckendes Repertoire an Maßnahmen zur Unterstützung der 

LSBT Community und zur Bekämpfung von Homophobie und Transphobie. Ein kleiner Aspekt dieser 

Arbeit ist "One Minute's Noise" ("eine Krachminute"), die erstmals am Internationalen Tag gegen Homo-

phobie 2008 stattfand. Wahrscheinlich ist Sheffield die erste Stadt, in der Leute – anstatt einer „Schwei-

geminute“ - eine Minute lang Krach gemacht haben.  

Schlüsselwörter: IDAHO, symbolische Unterstützung, Gedenken 

Akteure: Stadt Sheffield, Centre for HIV and Sexual Health (Sheffield) [Zentrum für HIV und sexuelle 

Gesundheit], Sheffield First [lokale strategische Partnerschaft zur Verbesserung der Lebensqualität in 

Sheffield], LSBT Community 

Zielgruppen: LSBT Community, Stadtratsvorsitzende und Mitarbeiter/-innen der Stadtverwaltung, die 

allgemeine Bevölkerung  

Kontaktdaten: 

Governance and Involvement Department, Social Justice and Inclusion Office  [Abteilung für Regierungs-

führung und Bürgerbeteiligung, Büro für soziale Gerechtigkeit und Integration] 

Stadt Sheffield (UK) 

www.sheffield.gov.uk 

Adele Robinson (Community Cohesion) Adele.Robinson@Sheffield.gov.uk 

 

ÜBERBLICK 

Am vierten Internationalen Tag gegen Homophobie (IDAHO), am 17. Mai 2008 sollte 

auf die Auswirkungen von Homophobie auf das Leben von Lesben, Schwulen und 
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Bisexuellen (LSB) weltweit und auf das ihrer Familien, Freunde und Kollegen aufmerk-

sam gemacht werden. Anlässlich dieses Tags führten die Stadt Sheffield und das 

Zentrum für HIV und Sexuelle Gesundheit eine Veranstaltung durch, bei der laut und 

deutlich erklärt wurde, dass Homophobie nicht akzeptabel ist - dies geschah mit einer 

"Krachminute" (anstatt einer Schweigeminute). An der Veranstaltung nahmen über 200 

Menschen teil, was ein wunderbares Beispiel dafür war, wie Menschen zusammen-

kommen, um mehrere Redner, darunter den Vorsitzenden des Stadtrats, zu hören, ihre 

Unterstützung zu bekunden und zu einem Ende der Homophobie auf der ganzen Welt 

aufzurufen. Die Veranstaltung ging mit einem Auftritt des neuen Sheffielder LSBT-

Chors „Out Aloud“ zu Ende. 

 

Auszüge aus der Community Cohesion Strategy [Strategie für den Zusammenhalt der 

Gemeinschaft] der Stadt verdeutlichen verschiedene Aspekte guter Praxisbeispiele, so 

z. B. die LSBT Community und andere Communities in allgemeinen Texten direkt 

namentlich zu nennen, Kenntnisse über und Verständnis füreinander zwischen den 

Communities ausdrücklich zum Ziel zu erklären, sowie Strategien zur Umsetzung zu 

haben:  

„In Sheffield gibt es jetzt einige der reichsten aber auch einige der ärmsten 

Haushalte im Vereinigten Königreich. Die Stadt hat einen Zustrom von Einwan-

derern und Flüchtlingen aus wirtschaftlichen Gründen erlebt, es gibt etablierte 

Communities von Schwarzen und ethnischen Minderheiten und eine sichtbarer 

werdende Community von Lesben, Schwulen, Bisexuellen und Transgendern 

(LSBT). Es besteht auch eine zunehmende Polarisierung der Bevölkerung mit 

einer steigenden Zahl von Erwachsenen über 60 und einer wachsenden Zahl 

junger Menschen.“ 

Der Stadtratsvorsitzende Paul Scriven schrieb in seinem Vorwort zu "A Strategy for 

Community Cohesion“ [Strategie für den Zusammenhalt der Gemeinschaft] im Novem-

ber 2008: 

„Der Stadtrat wird proaktiv daran arbeiten herauszufinden, wo unterschiedliche 

Gruppen sich nicht verstehen, und was wir tun können, damit diese Menschen 

besser zusammenarbeiten. Ich möchte, dass alle unsere Partner diesem Bei-

spiel folgen und sich gegenseitig dabei helfen.“  

„Ich trage dazu unter anderem mit der jährlichen Veranstaltung 'In My Shoes' in 

der Stadt bei. Bei dieser Aktion werden Schuhe in der ganzen Stadt verteilt und 

in den Schuhen sind die Geschichten der Besitzer der Schuhe zu finden. Die 
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Passanten können die Geschichten verschiedener Menschen in der Stadt lesen 

und 'deren Schuhe anziehen'********************. Ich glaube, je besser wir einander 

verstehen, desto schwieriger ist es, intolerant zu sein und desto leichter, ge-

meinsam an den Dingen zu arbeiten, die uns allen wichtig sind.“  

 

STÄRKEN 

- Durch den positiven und fröhlichen Charakter der Aktion können politische Anliegen 

so zum Ausdruck gebracht werden, dass sie Einzelne direkt unterstützen und be-

stärken. Eine lustige, unbeschwerte Aktion findet vielleicht mehr Unterstützung (und 

positive Aufmerksamkeit von Passanten) als eine Aktion, bei der Beschwerden und 

Diskriminierung im Mittelpunkt stehen und die möglicherweise den Opferstatus von 

LSBT verfestigt. 

- Die Unterstützung hochrangiger Vertreter des Stadtrats für die LSBT-

Gleichstellungsinitiativen ist ein wichtiger Beitrag zum Erfolg. 

SCHWÄCHEN 

- Eine Schwäche dieser symbolischen Veranstaltung ist vielleicht das Risiko, dass 

man nur "die Gläubigen bekehrt", da nur Unterstützer anwesend sein oder teilneh-

men werden. Die Berichterstattung in den Medien und die Dokumentation in politi-

schen Berichten kann jedoch dazu beitragen, die Aktion bekannt zu machen und 

das Ziel zu erreichen. 

EMPFEHLUNGEN 

- Idealerweise sollten die Redner prominente Persönlichkeiten sein. Die Reden 

müssen positiv, kurz und prägnant und peppig sein.  

- Ein Chor, eine Sambagruppe oder andere organisierte Gruppen können zum Krach 

beitragen und der Veranstaltung eine Struktur geben sowie das Programm abrun-

den, damit es ansprechender wird und viele Menschen anzieht.  

- Die Nutzung eines bestehenden Publikums oder einer Veranstaltung, an die man 

sich anschließen kann, kann hilfreich sein, um eine kritische Masse zu haben oder 

                                                

******************** Anm. d. Üb.:  Das englische Wortspiel „to put oneself in somebody’s shoes“ 
bedeutet „sich in die Lage von jemandem versetzen“ 
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eine Veranstaltung zu etablieren, die für sich allein nicht genug Publikum anziehen 

würde.  

 

31. DIVERSA-Festival der LSBTI-Kultur (Elx, Spanien) 

Themenbereiche: Kultur, Partizipation  

Zusammenfassung 

Dieses Festival der LSBTI-Kultur wird seit 2008 gefeiert und ist eine Initiative des Institut 

Municipal de Cultura d’Elx (Städtisches Kulturinstitut Elx). Im Rahmen des Festivals finden 

verschiedene Veranstaltungen zum Thema LSBTI statt, z. B. Vorführungen, Diskussionen, 

Ausstellungen, Unterrichtsmodule für Schüler/-innen, Konferenzen.  

Schlüsselwörter: Kultur, Festival, Sichtbarkeit 

Akteure: Städtisches Kulturinstitut Elx, LSBT-Verbände  

Zielgruppen: LSBT-Bevölkerung und andere Bürger/-innen von Elx und der benachbarten Gemeinden 

Kontaktdaten: 

Stadt Elx (Spanien): 

Institut Municipal de Cultura d'Elx (Städtisches Kulturinstitut) (CCCE L'Escorxador)  

info@centrelescorxador.com 

 www.centrelescorxador.com 

 

 

ÜBERBLICK 

Das DIVERSA-Festival der LSBTI-Kultur wird seit 2008 gefeiert. Seine wichtigsten 

Ziele sind, die Sichtbarkeit und das Nachdenken über lesbische, schwule, transsexuel-

le, bisexuelle und intersexuelle (LSBTI) Kultur zu fördern und auf eine pluralistischere 

Gesellschaft hinzuarbeiten, die sexuelle Vielfalt respektiert. Bei dem Festival sollen 

verschiedene Perspektiven und Erfahrungen von LSBTI gezeigt werden und heterose-

xistische Diskriminierung von sexueller Vielfalt, die durch Sexismus, Homophobie und 

Transphobie zum Ausdruck gebracht wird, bekämpft werden. Das Projekt bietet einen 

interaktiven Raum, der nicht nur als Ort der Begegnung und Diskussion zwischen 

Mitgliedern der LSBTI Community und dem Rest der Gesellschaft dient, sondern auch 

als Ort der Kommunikation und des Selbstlernens innerhalb der Community. Die aktive 
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Beteiligung der Öffentlichkeit an verschiedenen Aktivitäten des Festivals wird gefördert. 

Außerdem wird bei dem Festival der öffentliche Raum als experimentelle und politische 

Bühne für Menschen, deren Sexualität marginalisiert wird, und für ihre Unterstützer 

zurück gewonnen. Das DIVERSA-Festival ist auch ein Ort der Kreativität und heißt 

lokale Künstlerinnen und Künstler willkommen, die zum Thema LSBTI-Kultur arbeiten. 

Zusätzlich zum Service- und Verwaltungspersonal, den Designern, den Webprogram-

mierern und verschiedenen gesellschaftlichen Akteuren, die bei spezifischen Aktivitä-

ten kooperieren, sind jedes Jahr rund 15 Personen am Konzept und der Entwicklung 

der Veranstaltung beteiligt. Abhängig von den Aktivitäten, die jedes Jahr geplant 

werden (Diskussionen am Runden Tisch, Unterrichtseinheiten mit Schüler/-innen, 

Ausstellungen zu konkreten Projekten etc.) werden kulturelle Einrichtungen wie Muse-

en, Bibliotheken und Universitäten, Gesundheitszentren wie Krankenhäuser, spezifi-

sche Kundenservice-Abteilungen, lokale Unternehmen (Buchläden, Geschäfte, Bars 

etc.) sowie nationale LSBTI-Organisationen, die sich mit ähnlichen Themen beschäfti-

gen, eingeladen, sich zu beteiligen. Die Finanzierung ist von Jahr zu Jahr ein variabler 

Faktor, das Budget schwankt zwischen 70.000 und 100.000 €. 

Letztlich ist es Ziel des DIVERSA-Festivals, die öffentliche Sichtbarkeit sexuell-

emotionaler Vielfalt und von Antidiskriminierungsstrategien zu erhöhen, um nicht nur 

künstlerische und kulturelle Kreativität, sondern auch den gegenseitigen Respekt unter 

den Bürger/-innen zu fördern. 

STÄRKEN 

- Das DIVERSA-Festival ist das einzige Festival der LSBTI-Kultur in Spanien, das 

von einer öffentlichen Verwaltung, dem Institut Municipal de Cultura d’Elx (Städti-

sches Kulturinstitut Elx), organisiert wird. Daher liegt der Reichtum der Veranstal-

tung zweifellos im Engagement und der Anerkennung durch die lokale Verwaltung, 

in der Vielfalt der Festival-Veranstaltungen und der Pluralität bei der Festival-

Produktion und im Publikum. 

- Eine weitere Stärke des Festivals ist, dass es bildet und zum Nachdenken anregt. 

Ziel des Festivals ist nicht allein, einen Raum für Freizeit und Feiern zu schaffen, 

sondern vielmehr auch theoretische Inhalte in den Diskussionsforen zu vermitteln. 

SCHWÄCHEN 

- Die größten Schwierigkeiten liegen darin, die Veranstaltungen einem Nicht-LSBTI-

Publikum näher zu bringen und sicherzustellen, dass das Festival alle Bürgerinnen 
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und Bürger erreicht. Dennoch ist die Zahl der Teilnehmer und Zuschauer bei dem 

erfolgreichen dritten Festival 2010 gestiegen.  

- Durch dieses Projekt kann die LSBTI Community zwar sichtbarer gemacht werden, 

es bleibt jedoch eine sporadische, auf einen Monat konzentrierte Aktion. Je nach-

dem welche Partei gerade an der Regierung ist, kann es auch jederzeit Budgetkür-

zungen geben. 

- Es ist eine große Herausforderung, unterschiedliche Perspektiven und Auffassun-

gen der LSBTI-Kultur in einem Festival zusammenzubringen. Die Schwierigkeit 

liegt darin, sich auf gemeinsame Kriterien zu einigen, die unterschiedliche LSBTI-

Erfahrungen umfassen.  

- Zum Zeitpunkt der Förderung dieser Projekte besteht das Risiko, dass Antidiskrimi-

nierungsstrategien auf wenige sporadische Veranstaltungen beschränkt sind, ohne 

dass sie die restlichen sozialen und politischen Aktivitäten der lokalen Behörden 

durchdringen.  

EMPFEHLUNGEN 

- Es ist sehr wichtig, sich über die Ziele des Projekts im Klaren zu sein und möglichst 

auf die Kooperation gesellschaftlicher Akteure und spezialisierter Kooperations-

partner zählen zu können, um ein kohärentes Projekt zu schaffen, bei dem ein 

Rückgriff auf Stereotypen vermieden wird. 

- Ziel des DIVERSA-Festivals ist es, Kreativität und Reflektion zu fördern, indem 

Räume für den Austausch von Erkenntnissen eröffnet werden, die Elx sonst nicht 

erreichen würden. Es bietet auch eine Möglichkeit, die sexuell-emotionale Bildung 

junger Menschen zu fördern, vor allem dort, wo keine etablierten Modelle für den 

Unterricht zu sexuell-emotionaler Vielfalt in Grund- und weiterführenden Schulen 

bestehen.  
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32. Point G: Ressourcenzentrum für sexuelle und ge-

schlechtliche Identität und schwule und lesbische Ge-

schichte - Lyon, Frankreich  

Themenbereiche: Bildung, Information 

Zusammenfassung 

Point G ist ein Zentrum für Dokumentation und Information über schwule und lesbische Geschichte, das 

2006 in der Stadtbibliothek Lyon eingerichtet wurde. Point G organisiert auch Veranstaltungen wie 

Ausstellungen und Konferenzen und ist zu einem zentralen Punkt der LSBT-Kultur der Stadt geworden. 

Schlüsselwörter: Kultur, Geschichte 

Akteur: Stadtbibliothek 

Zielgruppen: Die Bevölkerung insgesamt und insbesondere queere, schwule, lesbische, transsexuelle, 

intersexuelle und feministische Menschen 

Kontaktdaten: 

Stadt Lyon (Frankreich): 

Stadtbibliothek Lyon 

stomolillo@bm-lyon.fr 

http://www.bm-lyon.fr/lepointg/ 

 

ÜBERBLICK 

Point G ist ein Zentrum, das versucht, mit einem offenen, umfassenden und dynami-

schen Ansatz einen Raum für die Behandlung der Themen Gender (Transgender, 

Intersexualität und Feminismus) und Sexualität (LSB) aus einer intellektuellen Perspek-

tive zu bieten. 

Ziel dieses Projekts ist, eine Sammlung des Kulturerbes (Archivsammlungen und 

Suche nach alten Dokumenten in unseren eigenen Sammlungen) und aktuelle Doku-

mente und Publikationen anzubieten und diese in einem öffentlichen Gebäude unter-

zubringen, das für das Leben der Menschen in Lyon von zentraler Bedeutung ist 

(jährlich hat das Gebäude, in dem das Ressourcenzentrum untergebracht ist, durch-

schnittlich eine Million Besucher). Das Projekt wurde mit dem Ziel aufgebaut, LSBT-

Themen Leben, Tiefe, Sichtbarkeit und Legitimität zu verleihen und sie in eine öffentli-
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che Einrichtung zu integrieren, anstatt ihnen einen separaten Ort zuzuweisen. Das 

Vorhaben beschäftigt sich damit, dass kulturelle und akademische Aktivitäten für alle 

Menschen offen sein sollen, und versucht Homophobie und alle Arten von Ausgren-

zung aufgrund von Sexualität und Geschlecht zu verringern. 

Dieses Projekt der Stadt Lyon und der Bibliothek beschäftigte sich zunächst mit 

„schwulen und lesbischen historischen Erinnerungen“, doch später wurde der Schwer-

punkt neu definiert. Er geht jetzt über die Verbindungen zur Vergangenheit hinaus und 

umfasst auch die Gegenwart und ist offen für andere kulturelle Systeme. Zurzeit 

werden folgende Aktivitäten durchgeführt: 

- Aufbau einer multidisziplinären Sammlung (mit Autoren und Wissenschaftlern der 

letzten 15 Jahre) 

- Bestandsaufnahme der gesamten Sammlungen der Bibliothek (3.500.000 Doku-

mente), um die Suche nach einschlägigen Dokumenten zu erleichtern 

- Zusammenarbeit von Abteilungen, die auf bestimmte Bereiche spezialisiert sind 

(Kunst, Gesellschaft etc.), um aufzuzeigen, dass dieses Thema alle intellektuellen 

und gesellschaftlichen Bereiche betrifft, und Einbeziehung des gesamten Biblio-

thekspersonals in das Projekt 

- Erstellung einer Website zur Erteilung und Bekanntmachung von Informationen 

über Aktivitäten und Ressourcen  

 

Derzeit gibt es gemeinsame Bemühungen, eine Kooperationsvereinbarung mit dem 

Studiengang „International Master of Social Sciences in Gender Studies“ an der 

Universität Lyon 2 abzuschließen. 

Point G kooperiert auch bei einer Reihe von Veranstaltungen in Lyon zu LSBT-

Belangen, z. B. LSBT-Filmfestivals, und mit dem interdisziplinären Think Tank zu 

Intersexualität „Reference Centre for Rare Diseases with Sexual Differentiation ‚Ano-

malies’" [Referenzzentrum für seltene Krankheiten mit 'Anomalitäten' bei der sexuellen 

Differenzierung] am Hôpital Femme Mère Enfant de Lyon.  

In der Anfangszeit 2007-2009 hat das Centre National du Livre finanzielle Unterstüt-

zung für den Aufbau einer multidisziplinären Sammlung geleistet und es gab mehrere 

Spenden, die eine sehr wichtige Rolle bei der Dokumentation dieser kollektiven Erinne-

rungen spielten.  

Derzeit gibt es eine Teilzeitstelle für das Projekt. Diese Mitarbeiterin ist Anthropologin 

und spezialisiert auf die Themen Gender, Sexualität, Queer-Theorie, STI-Prävention 

und öffentliche Gesundheit. 
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STÄRKEN 

- Zunächst hat das Projekt eine Reihe von Stärken, die erste ist der Reichtum an 

dokumentarischen Ressourcen und Materialien. 

- Zweitens war der Wunsch der Direktoren der Stadtbibliothek Lyon, das Projekt zu 

einer der kulturpolitischen Prioritäten der Bibliothek zu machen, ein entscheidender 

Faktor für das große Engagement zur Bekanntmachung dieses Projekts. Außerdem 

hat die Einführung des Projekts in der ganzen Bibliothek (die Stadtbibliothek hat 

insgesamt 500 Mitarbeiter/-innen, die 24 verschiedene Dienste anbieten) und auch 

unter den Mitgliedern des Stadtrats und in der Stadtverwaltung Aufmerksamkeit 

erregt. 

- Drittens ist die kontinuierliche Zusammenarbeit zwischen den Mitarbeitern der 

Bibliothek und der Universität sowie lokalen Organisationen, die in Bereichen wie 

Film, Transgender-Identität und gleichgeschlechtliche Elternschaft arbeiten, eine 

Stärke. 

- Schließlich sind das persönliche Engagement und Interesse der qualifizierten 

Leiterin des Ressourcenzentrums, das weit über die Erfüllung formeller Zuständig-

keiten hinausgeht, und ihre Bestrebungen zur Förderung des Projekts eine beson-

dere Stärke. 

SCHWÄCHEN 

- Die größte Schwierigkeit liegt in der Verfügbarkeit von Personal. Wie bereits 

erwähnt hat Point G nur eine Teilzeitkraft und daher lastet auf ihr die Hauptverant-

wortung für dieses Projekt. 

- Da zuvor kaum ähnliche Projekte im öffentlichen Sektor durchgeführt wurden, kann 

dies die Entwicklung verkomplizieren und verlangsamen. Oft wird der besondere 

Bedarf für das Projekt nicht berücksichtigt - die Bereitstellung von Personal ist hier-

für ein gutes Beispiel. 2010 war es aufgrund von Personalmangel nicht möglich, die 

jährliche Konferenz zu schwuler und lesbischer Geschichte zu veranstalten. 

- Aus politischer Sicht liegt der Schwachpunkt des Projekts in der Herausforderung, 

"neutrale" öffentliche Dienstleistungen mit lokalen aktiven Organisationen in Kon-

takt zu bringen und eine effektive Zusammenarbeit zu erreichen. 
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EMPFEHLUNGEN 

- Kulturelle Institutionen wie öffentliche Bibliotheken haben eine zweifache Aufgabe: 

Sie sind Aufbewahrungsort für das Kulturerbe und sie müssen mit den Verände-

rungen in der heutigen Gesellschaft mithalten. Daher müssen ihre Informations- 

und Mediationsdienste auch die Themen Gender und sexuelle Orientierung bein-

halten. 

- Um ihrer Aufgabe gerecht zu werden, Orte zum Lernen, für die Freizeitgestaltung 

und für gesellschaftliche Aktivitäten für die gesamte Bevölkerung zu bieten, müssen 

öffentliche Bibliotheken auch für LSBTQI-Minderheiten offen und sichtbar sein und 

ihre Ausgrenzung verhindern. Diese Sichtbarkeit hilft, den Respekt für Vielfalt unter 

den Bürgern insgesamt zu fördern. Genauer gesagt bedeutet dies, die Sichtbarkeit 

des Themas Gender und Sexualität in den Leseräumen der spezialisierten doku-

mentarischen Sammlungen zu erhöhen und den interdisziplinären Charakter dieser 

Themen deutlich zu machen, ohne sie intellektuell oder gesellschaftlich zu isolie-

ren. 

- Erhaltung des Kulturerbes und Planung von Veranstaltungen zu LSBTQI-Themen 

(Konferenzen, Filmvorführungen, Treffen etc.) für die Bibliotheksnutzer insgesamt 

in Zusammenarbeit mit LSBTQI-Verbänden 

- Aufbau von Kontakten zwischen Bürgern und Wissenschaftlern, die im Bereich der 

Gender- und Sexualitätsforschung arbeiten 

 

 

 

 



 

 182 

33. 'Read Dating’ (Manchester, Vereinigtes Königreich) 

Themenbereich: Kultur 

Zusammenfassung: 

Unter den Veranstaltungen der Stadt Manchester zum LGBT History Month 2010 [Monat der LSBT-

Geschichte 2010] gab es eine besonders originelle Veranstaltung mit dem Titel „Read Dating“. „Read 

Dating“ beruht auf der Idee des „Speed Dating“ und die Teilnehmer werden eingeladen, ihr Lieblingsbuch 

oder ihre Lieblings-DVD mitzubringen und darüber ein paar Minuten mit jeweils einem anderen Teilnehmer 

zu reden und dann zur nächsten Person zu gehen. Der Schwerpunkt liegt dabei weniger auf dem Dating 

als auf den Büchern oder DVDs und es wird ein informeller, entspannter Rahmen für eine gesellige 

Veranstaltung geschaffen, bei der man neue Kontakte knüpfen und vielleicht Freundschaften schließen 

kann. 

Schlüsselwörter: Soziale Kontakte, kulturelle Veranstaltung – LGBT History Month, Bibliotheksdienst 

Akteure: Bibliotheksdienst der Stadt Manchester 

Zielgruppen: LSBT Community, Bibliotheksdienst, die allgemeine Bevölkerung 

Kontaktdaten: 

Stadt Manchester (UK) www.manchester.gov.uk 

Lead Officer on Gay Men’s Issues, Organisational Improvement and Service Inclusion team [Lei-

ter des Teams zu Schwulenfragen, Organisationsverbesserung und Serviceintegration] 

Jon Atkin, j.atkin1@manchester.gov.uk 

+44 – (0) 161 – 234 1828  

 

ÜBERBLICK 

Die Stadt Manchester führte während des LGBT History Month 2010 [Monat der LSBT-

Geschichte] mehrer Veranstaltungen durch. Der LGBT History Month wurde vom Black 

History Month [Monat der Geschichte der Schwarzen] inspiriert. Er soll die Vielfalt 

feiern und das Schweigen um das Leben von Menschen brechen, die nicht die konven-

tionellen Vorstellungen von Sexualität und Geschlecht erfüllen. Die Stadt feiert den 

LGBT History Month seit fünf Jahren und macht dies allgemein bekannt, bietet in 

diesem Monat aber auch zielgerichtete Dienstleistungen für LSBT-Nutzer an. Ziel ist 

es, die Diskriminierung von LSBT oder die Isolation, die manche spüren, zu reduzieren. 

2010 trat der lesbisch-schwule Chor am Hauptveranstaltungsort der Stadt (Zentralbib-

liothek) auf, es fanden LSBT-Gedichtlesungen statt sowie ein Geschichtsvortrag des 

LSBT-Archivs, ein Vortrag über LSBT und den Militärdienst und die neue Veranstaltung 
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„Read Dating“. „Read Dating“ beruht auf der Idee des „Speed Dating“. Die Teilnehmer 

werden jedoch eingeladen, ihr Lieblingsbuch oder ihre Lieblings-DVD mitzubringen und 

darüber ein paar Minuten mit jeweils einem anderen Teilnehmer zu reden und dann zur 

nächsten Person weiterzugehen. Dadurch lag der Schwerpunkt weniger auf dem 

Dating und es wurde ein informeller, entspannter Rahmen für eine gesellige Veranstal-

tung geschaffen, bei der man neue Kontakte knüpfen und vielleicht Freundschaften 

schließen konnte. Die meisten Teilnehmer brachten Bücher mit und einige tauschten 

sich über Gedichte aus. 

Die Veranstaltung wurde vom Bibliotheksdienst organisiert, der stolz auf seine Zu-

sammenarbeit mit der LSBT Community das ganze Jahr über ist. Im LGBT History 

Month werden jedoch Umfragen durchgeführt, um etwas über die Zufriedenheit der 

LSBT-Nutzer zu wichtigen Aspekten des Bibliotheksdiensts zu erfahren, z. B. den 

Sammlungen und dem Kundenservice, und neue Ideen zu entwickeln, um die Bedürf-

nisse von LSBT-Bibliotheksnutzern zu erfüllen. 

STÄRKEN 

- Die Hauptstärke dieser neuen Veranstaltungsidee liegt darin, einen unbeschwerten 

sozialen Rahmen zu schaffen, der es Menschen, die sich noch nicht kennen, er-

leichtert, ins Gespräch zu kommen. Der Schwerpunkt auf einem Buch oder eine 

DVD bricht das Eis und anders als beim Speed Dating muss man sich nicht selbst 

präsentieren. 

- Eine weitere Stärke ist, dass dies eine gesellige Veranstaltung ist, die ältere LSBT 

anspricht, sie werden dabei aber nicht als Zielgruppe der Älteren problematisiert 

oder pathologisiert. Bei der Ankündigung der Veranstaltung kann die gesamte 

LSBT Community zur Teilnahme eingeladen werden und dies ermöglicht vielleicht 

soziale Kontakte und das Knüpfen von Freundschaften über die Generationen hin-

weg, was an sich ein gesellschaftlich unterstützens- und wünschenswertes Ergeb-

nis wäre. 

- Eine Stärke der Veranstaltung war, dass sie Menschen zugänglich war, die sich 

von der schwulen "Szene" ausgegrenzt fühlen oder nicht an ihr interessiert sind. Da 

die Veranstaltung vom Bibliotheksdienst durchgeführt wurde, nahmen auch Men-

schen teil, die sich an einem öffentlichen LSBT-Veranstaltungsort vielleicht nicht 

wohl fühlen würden. Der zugängliche Veranstaltungsort, an dem kein Alkohol ge-

trunken werden darf, bot einen alternativen Treffpunkt zur kommerziellen schwulen 

Szene, die nicht jeden anspricht oder nicht alle gleichermaßen willkommen heißt.  



 

 184 

SCHWÄCHEN 

- Die Veranstaltung nutzt die Bekanntheit des Speed Dating und daher besteht ein 

potenzielles Risiko, dass es Missverständnisse gibt oder die Vorstellung bestärkt 

wird, dass es bei sozialen Kontakten von LSBT ausschließlich um Dating geht.  Ei-

nige Leute schreckt die Assoziation mit dem Speed Dating vielleicht ab. 

- Eine weitere Schwierigkeit ist, dass damit vielleicht Personen ausgeschlossen 

werden, die nicht lesen können oder die sich bezüglich ihres Englisch oder ihrer 

Literaturkenntnisse oder ihres Literaturverständnisses unsicher fühlen. Die Ankün-

digung der Veranstaltung als „.. über Bücher oder DVDs“ kann jedoch dazu beitra-

gen, diese Form der Ausgrenzung zu vermeiden oder zu verringern. 

EMPFEHLUNGEN 

- Der Schwerpunkt der Gespräche sollte eine Reihe von Medien umfassen (Bücher, 

DVDs, Lieder, Filme), um sicherzustellen, dass die Veranstaltung für alle zugäng-

lich ist und vermieden wird, Menschen aufgrund der Sprache oder ihrer Lesekennt-

nisse auszuschließen. 

- Die Bibliothek ist ein idealer Veranstaltungsort für solche gesellschaftlichen Veran-

staltungen, da sie weder mit der LSBT Community noch mit der kommerziellen 

Szene noch mit Alkohol assoziiert wird. 

- Diese Art von Veranstaltung braucht sich nicht auf den LGBT History Month 

begrenzen, sondern kann das ganze Jahr über stattfinden. Es könnte eine Veran-

staltungsreihe mit unterschiedlichen Themen oder unterschiedlichen Schwerpunk-

ten, wie z. B. Musik, Lieder oder Gedichte usw. geben. 
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TRANSGENDER  

34. Transgender – Instrumente für Transgender-

Beschäftigte (Brighton & Hove, Großbritannien) 

Themenbereich: Transgender, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, Anerkennung. 

Zusammenfassung: Die Personaldienststelle der Stadt Brighton & Hove arbeitete mit der Gender-

Gesellschaft Brighton zusammen, um Instrumente für Transgender zu entwickeln, die im letzten Jahr 

eingeführt werden konnten. Die Instrumente stellen praktische Beratung für Führungskräfte im Umgang mit 

Transgender-Beschäftigten bereit, um eine effektive Einbindung am Arbeitsplatz zu ermöglichen. 

Ergänzend bietet die Verwaltung ein Betreuungsangebot für die Trans-Community an und versucht, 

Diskriminierung und Mobbing in jeder Form im Servicebereich und in der Mitarbeiterschaft zu unterbinden. 

Das Instrument ist gilt sowohl für die Beschäftigten in der Stadtverwaltung, kann aber auch von örtlichen 

Arbeitgebern und Schulen genutzt werden. 

Schlüsselwörter: Transgender, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, Hilfen für Arbeitgeber, symbolische 

Unterstützung 

Akteure: Die Stadtverwaltung Brighton & Hove, die Gender-Gesellschaft Brighton 

(www.gendertrust.org.uk), LSBT –Arbeiter-Forum 

Zielgruppen: Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aus der LSBT-Community, örtliche Arbeitgeber, 

Beschäftigte der Stadtverwaltung 

Kontaktdaten: 

Brighton & Hove City Council 

Jonathan Armitt, Human Resources Department 

jonathan.armitt@brighton-hove.gov.uk 

 

ÜBERBLICK 

Die Instrumente, die ersten Ihrer Art in Großbritannien, bekräftigen das Bekenntnis der 

Stadt zu Gleichheit und Fairness sowie das Recht der Beschäftigten, mit Respekt und 
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Würde behandelt zu werden. Sie bekräftigen das Ziel, dass jedes Arbeitsumfeld frei 

von Bedrohung und Mobbing sein sollte. Daher wurden die Instrumente allen Arbeitge-

bern im Bezirk zur Verfügung gestellt. Die Instrumente sollen praktisch sein, inform-

ieren und als Leitlinie gelten, auf die sich Führungskräfte sicher einlassen, sie sollen 

die Teilhabe von Transgendern im Arbeitsleben aktivieren. Daher wird die Verantwor-

tung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern unterstrichen und in den Betrieben unter-

stützt, in denen es möglich ist. 

Die Instrumente wenden sich an die städtischen Beschäftigten. Schulen sind ange-

wiesen, sie als Rahmen einzuführen, um zu garantieren, dass sie diese Verpflichtung 

wahrnehmen und die Teilhabe und das Wohl der Tramsgender fördern. Seit der 

Einführung im Oktober 2000 wurden die Instrumente an das britische Gleichberechti-

gungsgesetz 2010 angepasst. Sie werden von den SE-Employers, der Hauptgesell-

schaft für örtliche Behörden, beachtet und werden auf Anfrage an andere Behörden 

verschickt. 

In Ergänzung zur Einführung dieser Instrumente wurde am 21. November 2009, dem 

Transgender-Tag des Erinnerns, an beiden Rathäusern der Stadt Brighton and Hove 

die Transgender-Flagge gehisst und eine Ausstellung in der öffentlichen Bibliothek 

angeboten. 

STÄRKEN 

- Die Erstellung und Einführung der Instrumente ist ein starkes Bekenntnis zur 

Förderung der Transgender-Community und ein direkter Weg zur Fortbildung von 

Arbeitgebern, ihr Verständnis und ihr Bewusstsein gegenüber den Bedürfnissen 

von Transgendern zu erweitern. Während ihr rechtlicher Status in Großbritannien in 

den letzten Jahren dringend verbessert werden musste, kann die Einführung dieser 

Instrumente im Hinblick auf den kulturellen Wandel nicht unterschätzt werden. 

- Alle Versuche zur Verbesserung des Verständnisses und der Anerkennung der 

rechtlichen Situation können hier nützlich sein. Beispielsweise erinnern die Instru-

mente Arbeitgeber daran, dass ohne die Erteilung von geschlechtlicher Anerken-

nung nach dem Gender-Anerkennungs-Gesetz von 2004 Menschen das Recht ha-

ben mit dem Geschlecht ihrer Wahl zu leben und zu arbeiten.  

- Eine Stärke des Papiers ist dessen Anwendbarkeit. Einzelne Bereiche der Person-

albeschaffung und der Personalführung wurden rechtlich diskutiert und in der 

Praxis abgeklärt wie zum Beispiel die rechtlich fällige Beihilfe für Menschen mit be-

sonderem Geschlecht (z.B. für persönliche Pflege) oder Angelegenheiten des Dat-
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enschutzes (Absicherung, z.B. eine Führungskraft, die um ein Arbeitszeugnis für 

einen früheren Arbeitnehmer gebeten wird, der inzwischen sein Geschlecht 

geändert hat). 

SCHWÄCHEN 

- Die einzige Schwierigkeit bei der Beurteilung ist die Möglichkeit der Einführung, um 

die richtigen Ausdrücke bei unvorteilhaften Anschauungen oder Feindseligkeit ab-

zufragen. Zwei unterstützende Faktoren sind Führungskräfte, die Fortbildung-

sunterricht für die Instrumente und ihre Einführung gegeben haben und den Status 

höchster Anerkennung des Berichts bestätigt haben. 

EMPFEHLUNGEN 

- Es gibt ein großes Bedürfnis an Fort- und Weiterbildung in diesem Bereich und der 

symbolische Wert der Einführung oder Unterstützung von Instrumenten, die die 

Belange von Transgendern anerkennen sind sehr groß. Brighton hat eine bedeu-

tende LSBT-Community (geschätzt ca. 20-25%), was jedoch Diskriminierung nicht 

verhindert. Die Instrumente oder ähnliche Ansätze könnten auch in anderen Kom-

munen sinnvoll eingesetzt werden.  

- Die hohe Anerkennung des Gesamtpakets ist geeignet es trotz möglicherweise 

ablehnender oder schlecht informierter persönlicher Grundeinstellungen zu fördern.  
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35. Protokoll zur Anerkennung der Identität von 

Transgendern (Barcelona, Spanien) 

Themenbereich: Transgender. 

Zusammenfassung: 

Die Stadt Barcelona hat gemeinsame Kriterien für alle Dienststellen eingeführt, die es Transgendern 

ermöglichen, Namen auf persönlichen Dokumenten zu ändern, die von der Stadtverwaltung oder anderen 

Organisationen ausgestellt werden, gerade in Fällen, in denen eine legale Namensänderung noch nicht 

möglich war. Darüber hinaus  wurde ein Protokoll eingeführt, um alle städtischen Dienste mit den verein-

barten Richtlinien, Kriterien und speziellen Empfehlungen zu befassen, die mit Transgendern arbeiten.   

Schlüsselwörter: Transgender, rechtliche Identität, Kommunalverwaltung 

Akteure: Stadtverwaltung und Beschäftigte der Verwaltung.  

Zielgruppen: Transgender in Barcelona  

Kontaktdaten: 

Barcelona City Council (Spain) 

Municipal Plan for the Lesbian, Gay, Bisexual and Transsexual Community 

dretscivils@bcn.cat  

www.bcn.cat/dretscivils 

 

 

ÜBERBLICK 

Mit den Rahmenbedingungen des städtischen Plans für die LSBT-Community (siehe 

good practice 2), behandelt das Beratungs-Büro für Bürgerrechte eine Reihe von 

speziellen Maßnahmen, die sich an die Transgender-Community richten. Bemerken-

swert ist bei diesen Maßnahmen die Anerkennung der gewählten Namen und der 

Geschlechtsidentität der Transgender durch die gesamte Kommunalverwaltung, auch 

wenn diese Veränderungen noch nicht legalisiert wurden. 

Derzeit erlaubt das spanische Gesetz 15/2007 "Ley de la reguladora rectificaciones 

registral de la mención relativa al de las Personas sexo" ("Gesetz zur Regelung des 

Verfahrens zur Änderung der Geschlechter im öffentlichen Register"), dass Trans-

gender-Personen ihr Geschlecht und ihren Namen in den öffentlichen Register ändern 

können, wenn sie zwei Voraussetzungen erfüllen: eine psychiatrische Diagnose muss 

feststellen, dass sie an "Gender Dysphorie" leiden. Dazu muss ein ärztliches Attest 

nachweisen, dass sie sich mindestens zwei Jahre einer körperlichen Anpassung 
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unterzogen haben. Das Gesetz nimmt darauf Rücksicht, dass in Ausnahmefällen, eine 

körperliche Anpassungsbehandlung nicht erforderlich ist, wenn es aus Gründen der 

Gesundheit oder des Alters nicht empfehlenswert ist. 

Nach dem Eintritt ins Erwachsenenalter kann es mindestens zwei Jahre von dem 

Zeitpunkt an dauern, an dem eine Transgender Person ihren Anpassungsprozess 

beginnt, bis eine Änderung der Dokumente erfolgen kann. Darüber hinaus gibt es 

einige Transgender-Personen, die nicht in der Lage sind, oder nicht wünschen, die 

Protokolle von einer psychiatrischen Abteilung, die sich auf Geschlechtsumwandlung 

spezialisiert hat, zu befolgen. Darüber hinaus profitieren Einwanderer, auch solche mit 

Aufenthaltsrecht, nicht von dem genannten Gesetz. Obwohl das Gesetz einen Schritt 

nach vorn bedeutet, da keine Geschlechtsumwandlung oder Scheidung verlangt wird, 

kann es die Situation nicht ganz klären. 

Von dem Punkt, an dem Transgender mit der Anpassung beginnen, bis zur rechtlichen 

Anerkennung ihres Namens und der geschlechtlichen Identität gibt es eine Über-

gangszeit, in der die Dokumente der Person nicht mit ihrer Identität übereinstimmen. 

Es gibt viele Situationen im Umgang mit kommunalen Dienstleistungen, in denen sich 

ein Bürger ausweisen muss. Diese Routine, die für die Bevölkerungsmehrheit ein 

alltäglicher Vorgang ist, ist für Transgender problematisch, weil ihre Dokumente nicht 

mit ihrem Bild und ihrer Identität übereinstimmen, und die Enthüllung der Transsex-

ualität die Gefahr der Diskriminierung und des Missbrauchs mit sich bringt. 

Obwohl die Stadtverwaltung nicht befugt ist, den Namen und das Geschlecht einer 

Person in öffentlichen Registern zu ändern, kann sie einige Unterlagen der örtlichen 

Verwaltung, wie Bibliotheksausweis, die Mitgliedschaft im Fitnessstudio oder die 

Mitgliederlisten von Bildungs- und Gesundheitszentren selbst ändern. 

 

Im Vorfeld hatte die Stadtverwaltung einen Bericht in Auftrag gegeben, um die Recht-

mäßigkeit dieser Anpassungen zu gewährleisten und sicherzustellen, dass sie im 

Einklang mit der entsprechenden europäischen Gesetzgebung sind. Nachdem die 

Genehmigung erteilt wurde, hat die Stadtverwaltung ein Protokoll für die Anerkennung 

der geschlechtlichen Identität und des gewählten Namens von Transgendern in der 

kommunalen Dokumentation eingeführt. 

 

Es war vorgesehen, dass während der Einführung dieses Protokolls alle Beschäftigten 

der lokalen Verwaltung, die in ihrer Arbeit direkt mit der Öffentlichkeit zu tun haben, 
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über die Bedeutung dieser Änderungen und über die Art der Ausführung informiert 

werden.  

STÄRKEN 

- Praktisch vereinfacht die Maßnahme für Transgender die Durchführung ver-

schiedener lokaler Verwaltungsverfahren ohne Schwierigkeiten aufgrund ihrer 

geschlechtlichen Identität erleben zu müssen. Dies kann jedoch noch nicht die 

endgültige Lösung sein. Auf symbolischer Ebene ist das Ziel dieses Verfahrens je-

doch zu erkennen und gibt den Transgender mehr Möglichkeiten. 

SCHWÄCHEN 

- Eines der Risiken dieser innovativen Maßnahme ist die Umsetzung in der Praxis, 

vor allem wegen des Mangels an Bewusstsein der Beteiligten. Dieses Protokoll 

kann nur funktionieren, wenn die wichtigsten Akteure sich dessen bewusst sind. Es 

ist also besonders wichtig, den Prozess unter Transgendern und Beschäftigten der 

Kommune in Umlauf zu bringen. 

EMPFEHLUNGEN 

- Die Beschäftigten, die in Kundenservice-Abteilungen der Kommune arbeiten 

müssen fort- und weiter gebildet werden, um das Bewusstsein für diese Protokolle 

und deren Anwendung zu erhöhen. Es ist von grundlegender Bedeutung alle Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter für die Situation von Transgendern und die Probleme, 

mit einer geschlechtsspezifischen Identität zu leben, die nicht der bei der Geburt 

vorgesehenen entspricht, zu sensibilisieren und zu betonen, dass das Protokoll 

ohne Fragen nach der Lebensweise oder Einzelheiten des Lebens des Trans-

genders befolgt werden sollte, da diese intimen Fragen respektlos gegenüber der 

Privatsphäre einer Person sind. 

- Diese Maßnahme bekannt zu machen, so dass Transgender von ihr in jeder Stadt 

bei der Nutzung von Dienstleistungen Gebrauch machen können. Bei der Er-

zeugung und Verbreitung von Informationsmaterial ist es wichtig, mit Verbänden 

zusammenzuarbeiten und Treffen für Transgender für diese Verbreitung zu nutzen. 
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Ältere LSBT-Menschen 

36. Ältere LSBT-Menschen (Barcelona, Spanien) 

Themenbereich: Seniorinnen und Senioren. 

Zusammenfassung: 

Dieses Projekt widmet sich der Einrichtung einer Stelle für den Dialog über Homosexualität und ältere 

Menschen in einigen kommunalen Tagesstätten (Casals)der Stadt Barcelona durch zwei Film-Foren. Die 

Gestaltung und Begleitung des Projekts erfolgte durch das Institut de l'Envelliment (Institut für Alternsfor-

schung), Universidad Autonoma de Barcelona, das die Veranstaltungen organisiert und die älteren 

Menschen bei dem Prozess der Entscheidungsfindung darüber unterstützt, wie dieser Ansatz durchgeführt 

werden kann.  

Schlüsselwörter: Seniorinnen und Senioren. 

Akteure: Das städtische LSBT-Modell, der Direktor der städtischen Sozialhilfedienste, das Institut für 

Alter, der städtische Leiter für die Pflege älterer Menschen in Familien. 

Zielgruppe: Die älteren Nutzer von Tageseinrichtungen und ältere LSBT-Menschen. 

Kontaktdaten: 

Barcelona City Council (Spain) 

Municipal Plan for the Lesbian, Gay, Bisexual and Transsexual Community 

dretscivils@bcn.cat  

www.bcn.cat/dretscivils  

Institut Català de l’Envelliment de la Universitat Autònoma de Barcelona 

http://www.envelliment.org/  

 

ÜBERBLICK 

Das Institut de l'Envelliment de la UAB (das UAB Institute für Alterung) wurde von der 

Stadt Barcelona für die Entwicklung und Durchführung einer Veranstaltung im Rahmen 

des europäischen Projekts AHEAD beauftragt, um die Homophobie, die in Tagesstät-

ten für ältere Menschen besteht, zu bekämpfen. 
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Das Ziel dieser Veranstaltung war es, erstmals einen Ort für den Dialog über Homo-

sexualität und ältere Menschen in verschiedenen kommunalen Tagesstätten in Barce-

lona zu öffnen und das Bewusstsein für die Unterdrückung, der ältere Lesben und 

Schwule täglich ausgesetzt sind, zu erhöhen. 

 

Der Grundstein dieser Veranstaltung war die Teilnahme von älteren Nutzern von 

Tageszentren. Eine Kerngruppe von interessierten älteren Menschen arbeitete mit 

einem Forscher aus dem Institut für Alternsforschung für drei Sitzungen zusammen. 

Gemeinsam sahen sie den Dokumentarfilm "Coming out mit 60" (Regie: Ana Isabel 

Muñoz im Jahr 2006) über ältere Lesben und Schwule in Barcelona und diskutierten 

und debattierten über Vorschläge, ein Film-Forum mit dieser Dokumentation zu organ-

isieren. Im nächsten Schritt entschied die Kerngruppe unabhängig über ein Format, mit 

dem sie sich wohl fühlte, dann startet das Film Forum mit Unterstützung der Teilneh-

mer aus dem Institut für Alternsforschung und mit Unterstützung von Fachleuten, die 

die Aktivitäten in den Tagesstätten leiteten und organisierten. 

 

In insgesamt sieben Tagesstätten aus zwei beteiligten Stadtteilen nahmen 12 ältere 

Menschen (6 Frauen und 6 Männer, von denen einer schwul war) freiwillig in der 

Kerngruppe teil. Die Gruppe zeigte sich offen und interessiert an der Diskussion über 

die Angelegenheiten älerer Lesben und Schwulen, um eine gemeinsame Basis im 

Hinblick auf die Probleme des Alterns zu finden. Einige Teilnehmer hoben die 

Schwierigkeit der Lösung des Problems von HIVim ersten Film-Forum hervor und 

schlugen vor, ein weiteres Film Forum speziell zu diesem Thema abzuhalten. Wenn es 

um Transsexualität ging, wurde ein mangelndes Bewusstsein und die Existenz vieler 

Klischees, sowie die Notwendigkeit deutlich, mehr über das Thema zu erfahren, bevor 

es in einem Film Forum behandelt wird. 

 

Es wurden zwei Film-Foren organisiert. Das erste wurde von 43 Personen (10 Männer 

und 33 Frauen) besucht, am zweiten nahmen 49 Personen (13 Männer und 36 Frauen) 

teil. Ein älterer HIV-positiver Mann, der in dem Dokumentarfilm erschienen war, sowie 

zwei ältere lesbische Frauen waren zum zweiten Film Forum eingeladen. Die Teil-

nahme an den Diskussionen war intensiv, mit Beiträgen in drei Grundtypen: Vom 

Ausdruck von Mitleid und Trauer über die Leiden der Homosexuellen während der 

Repression des Franco-Regimes bis zum Austausch positiver Erfahrungen mit homo-

sexuellen Personen (in Familie, Nachbarschaft, Beruf, Geschäftspartnern); außerdem 

wurden allgemeine  Fragen zu Homosexualität gestellt. Eine Minderheit der Autoren 

war eindeutig gegen Homosexuelle und wünschte nicht, dies zu ändern. Im Allge-
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meinen waren die Teilnehmer sehr zufrieden mit der Veranstaltung und äußerten 

großes Interesse an der Fortsetzung der Diskussion. 

 

Diese Veranstaltung sollte vor allem ältere Menschen ansprechen, in diesem Fall ältere 

heterosexuelle Nutzer von Tagesstätten, um die Diskriminierung älterer homosexueller 

Menschen zu bekämpfen. 

STÄRKEN 

- Großes Interesse bei älteren Menschen, an einer Kerngruppe teilzunehmen und in 

Homosexualität betreffenden Angelegenheiten mitzuwirken. Die Beschäftigten der 

Tagesstätten, die an dem Projekt beteiligt waren, waren überrascht, wie einfach es 

ist, Leute für diese Aufgabe zu gewinnen. 

- Der Schlüssel zum Erfolg des ersten Film-Forums war das Vertrauen, das zwi-

schen den älteren Nutzern der Tagesstätte, dem Personal der Zentren und der 

Verwaltung des Projekts durch das Institut für Alternsforschung bestand. 

- Es zeigte sich, wie wichtig es war, dass allen Beteiligten nur Aufgaben gestellt 

wurden, zu deren Durchführung sie sich in der Lage fühlten und dass die Fähigkei-

ten aller beteiligten Personen gefördert und ihre Grenzen respektiert wurden.  

 

SCHWÄCHEN 

- Ein Mangel an Bewusstsein über die Rolle der Führungskräfte, Mitarbeiter, Veran-

stalter und älteren Menschen über das Problem der Homophobie in Tagesstätten. 

Für einige Menschen war es schwierig, zu akzeptieren, dass das Fehlen von 

älteren homosexuellen Menschen in Tagesstätten ein Anzeichen dafür sein könnte, 

dass diese sich ausgeschlossen fühlen.  

- Die Tagesstätten haben ihren eigenen Rhythmus und eigene Interessen. Da die 

Veranstaltung nicht aus eigener Initiative durchgeführt wurde, könnte sie etwas da-

runter gelitten haben, als externe Pflichtveranstaltung gesehen worden zu sein.  

- Ein Teil des Erfolges der Veranstaltung machte das aktive, nachhaltige Engage-

ment älterer Menschen und Fachleute aus, die auf verschiedenen Ebenen am Pro-

jekt beteiligt waren. Die Veranstaltung erforderte den Einsatz großer zeitlicher Res-

sourcen für Koordination und Information sowie die Teilnahme an Besprechungen.  

- Es ist keine einfache Aufgabe, ein Film-Forum durchzuführen, in dem sich ältere 

Lesben und Schwule den Platz mit Menschen ausdrücklich homophober Einstel-

lung teilen müssen.  
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EMPFEHLUNGEN 

- Es sollten verschiedene Hindernisse überwunden werden, um den Blickwinkel von 

LSBT in den Bereich der älteren Menschen einzubeziehen. Dazu gehören die 

Klischees, die bei älteren Menschen über ältere Menschen selbst bestehen und 

auch von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern geteilt werden. Beispielsweise mangelt 

es an der Vorstellung älterer Menschen, eine homogene Gemeinschaft zu sein und 

sich selbst als nicht sexuell zu sehen, an einem aktiven Sexualleben, was jedoch 

kritisch beurteilt werden sollte. 

- Die Rolle der Fachleute, die für und mit älteren Menschen arbeiten, ist auch ein 

wichtiger Gesichtspunkt. 

- Eines der Haupthindernisse ist, dass die (scheinbare) Abwesenheit offen lebender 

LSBTs in Zentren für ältere Menschen zu einem Mangel an Bewusstsein durch das 

professionelle Personal für die besonderen Bedürfnisse älterer LSBT führt. Ta-

tsächlich zeigt das Fehlen oder die sehr geringe Präsenz von älteren LSBT-

Menschen in diesen Zentren nicht, dass es dort keine Probleme gibt, sondern eher 

das genaue Gegenteil. Es zeigt, dass LSBT diskriminiert und ausgegrenzt werden 

und Angst haben, sich zu outen. 

- Es ist von grundlegender Bedeutung, ein Klima des Vertrauens und des Verständ-

nisses zu schaffen sowie Erklärungen und Informationen zur Verfügung zu stellen, 

um klischeehaften Vorstellungen entgegen zu wirken und bei der Diskussion dieser 

Themen mit der Sprache besonders sorgfältig umzugehen. 
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